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E-Hype 

Die Förderung einer ökologischen Mobilität sollte 
sich nicht an dem von der Autolobby erzeugten 
Elektroauto-Hype orientieren. 

Seite 3 



Stabilisieren oder aufteilen 

Mossul im Irak, Aleppo in Syrien: Zwei Offensiven 
gegen den islamistischen Terror. Was unterschei¬ 
det sie? 
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Thema der Woche 


Suezkrise vor 60 Jahren 

Im Oktober 1956 begannen Großbritannien, 
Frankreich und Israel gemeinsam einen Krieg 
gegen die Republik Ägypten. Das Land hatte 
unter Gamal Abdel Nasser den Suezkanal ver¬ 
staatlicht und damit die britisch-französische 
Gesellschaft enteignet. Die USA und die Sow¬ 
jetunion setzten gemeinsam einen Waffen¬ 
stillstand durch und zwangen die Invasoren, 
die besetzten Gebiete zu räumen. Die Nieder¬ 
lage der drei Mächte markiert zugleich einen 
der größten Erfolge des arabischen Nationa¬ 
lismus. Er wird in Syrien, Irak und anderen 
Ländern seit damals vom Westen bekämpft. 
Seite 13 


Chapeau Paul Magnette! 

Der wallonische Ministerpräsident stoppt CETA - zumindest vorläufig 



P aul Magnette ist nicht zu benei¬ 
den. Der Ministerpräsident der 
wallonischen Region dürfte der¬ 
zeit der bestgehasste Mann der euro¬ 
päischen Eliten sein. Zumindest derje¬ 
nigen, die den als „Freihandelsabkom¬ 
men“ propagierten CETA-Vertrag mit 
Kanada unbedingt durchsetzen wol¬ 
len. „Der Möchtegern-Asterix“ {Spie¬ 
gel), „Der wallonische Supermann“ 
{Frankfurter Rundschau ) „Oberwal¬ 
lone“ „Asterix“ {Bild), waren nur eini¬ 
ge der freundlichen Zuschreibungen, 
welche die Qualitäts-Presse für den 
überraschend standfesten Sozialisten 
bereit hatte. An die servile Willigkeit 
der europäischen Sozialdemokratie 
gewöhnt, glaubte man in Berlin und 
Brüssel seinen Ohren nicht zu trauen, 
als aus Namur ein klares „Non“ kam. 

„Das ist der Ego-Trip eines Man¬ 
nes“, zitierten die Zeitungen von Bild 
bis Zeit den CDU-Europapolitiker El¬ 
mar Brok. Der auch gleich sein christ¬ 
demokratisches Demokratieverständ¬ 
nis darbot: „Wenn man sich die inner¬ 
staatlichen Entscheidungsstrukturen 
Belgiens anschaut, könnte man auf die 
Idee kommen, dass Belgien ein ,failed 
state 4 (gescheiterter Staat) ist.“ Und 
der Spiegel vervollständigte: „egois¬ 
tisch, anmaßend und schädlich für die 
Demokratie“. Im Klartext: Wer CETA 
ablehnt ist als Mensch, als Demokratie 
und als Staat gescheitert. 

Bislang hatte die Zustimmung der 
SPD als größtes Hindernis für CETA 
gegolten. Wie man seit Schmidt und 
Schröder weiß, eine lösbare Aufgabe. 
Selbst für einen Sigmar Gabriel. Si¬ 
cher, am 17. September hatten über 
300 000 Menschen in Deutschland ge¬ 
gen CETA demonstriert. Die Wallonie 
steht mit ihrer Ablehnung keineswegs 
so allein, wie die Cheerleader-Medi¬ 
en nicht müde werden zu behaupten. 
Dass aber nun ein nicht zu ignorie¬ 
render Widerstand gegen den schon 
sicher geglaubten Vertragsabschluss 
zustande kam, hatte niemand auf dem 
Schirm. Der Deal schien zu platzen. 
Die kanadische Handelsministerin 


In bisher sieben Bundesländern hat 
die DKP ihre Kandidatinnen und 
Kandidaten für die Bundestagswahl 
gewählt. Am vergangenen Wochen¬ 
ende wählten die DKP-Mitglieder in 
Nordrhein-Westfalen, Bayern und Ba¬ 
den-Württemberg ihre Kandidaten. In 
neun Bundesländern haben die für die 
Wahl einer Landesliste nötigen Lan¬ 
desmitgliederversammlungen noch 
nicht stattgefunden. 

Für die DKP kandidieren unter 
anderem die Sängerin und Ausch¬ 
witz-Überlebende Esther Bejarano 
(Hamburg), der UZ-Chefredakteur 
Lucas Zeise (Hessen) und der Par¬ 
teivorsitzende Patrik Köbele (NRW). 
Darüber hinaus stehen Aktive aus Ge¬ 
werkschaften und Bewegungen und 
Mitglieder der SDAJ auf den bisher 
gewählten Listen. 

Die DKP will auf Grundlage ih¬ 
res Sofortprogramms „Geben wir uns 


Chrystia Freeland hatte CETA schon 
für gescheitert erklärt und wollte aus 
Brüssel abreisen, da drehte die deut¬ 
sche Sozialdemokratie, die Stimmen 
ihrer Herren offenbar vernehmlich im 
Ohr, noch einmal richtig auf. 

Martin Schulz hielt Frau Free¬ 
land zurück und setzte, zusammen 
mit Sigmar Gabriel, Paul Magnette 
unter Druck. Bis Montag sollte Wal- 
lonien zu Kreuze kriechen. „Schade, 
dass die EU nicht genauso viel Druck 
auf die ausübt, die den Kampf gegen 
die Steuerflucht blockieren“, bemerkte 
der Wallone, „wir erdulden manchmal 
sogar kaum verhüllte Drohungen.“ 
Und blieb standhaft. 

Damit steht das weitere Prozede¬ 
re in Frage. Auftritt von Premiermi¬ 
nister Trudeau im Europaparlament 
und feierliche Unterzeichnung des 
1600-Seiten-Vertrages. Die EU-Obe¬ 
ren glauben aber noch immer mit 
dem entsprechenden Powerplay, den 
Widerstand der Wallonen in letzter 


fünf“ in den Wahlkampf gehen. Die¬ 
ses Programm benennt die Ursachen 
und Verursacher von Armut, Krieg 
und Flucht. Die Forderungen, mit de¬ 
nen die dringendsten sozialen Proble¬ 
me verringert werden könnten, zeigen: 
Alle arbeitenden Menschen haben 
gemeinsame Interessen - unabhängig 
von Pass, Alter, Beschäftigungsform. 
In den vergangenen Monaten haben 
die Gruppen der DKP die Erfahrung 
gemacht, dass dieses Sofortprogramm 
ein geeignetes Instrument ist, um auf 
der Straße und im Pausenraum in die 
Diskussion zu kommen und rechter 
Hetze und etablierter Politik eine 
klassenkämpferische Alternative ent¬ 
gegen zu setzen. „Die Ursachen von 
Krieg, Flucht und Armut zu benen¬ 
nen, die Verursacher ins Visier zu neh¬ 
men - das wird die Grundlinie unseres 
Wahlkampfes sein“, sagte Patrik Köbe¬ 
le, Vorsitzender der DKP. 


Minute brechen zu können. Bei Er¬ 
scheinen dieser Zeitung weiß man 
genaueres. 

Schon die brutale Massivität, mit 
der CETA jetzt unbedingt durchge¬ 
drückt werden soll, macht klar, dass 
es sich hier nicht um den Abbau ei¬ 
niger ohnehin unbedeutender Zölle 
handelt. Kanada hat mit einer Bevöl¬ 
kerung von 36 Mio. Menschen und ei¬ 
nem BIP von 1,8 Billionen US-Dollar 
einen Anteil von 1,8 Prozent am EU- 
Außenhandel, also ein Handelsvolu¬ 
men von rund 62 Mrd. Dollar. Das ist 
für eine EU mit 510 Millionen Men¬ 
schen und einem BIP von 17,3 Billio¬ 
nen Dollar ganz nett, aber nicht son¬ 
derlich aufregend. Und es zeigt, eben¬ 
so wie das in den letzten 10 Jahren um 
mehr als 100 Prozent auf 16 Billionen 
Dollar (2015) explodierte Welthan¬ 
delsvolumen ganz allgemein, dass 
Handel auch ohne „Freihandelsab¬ 
kommen“ möglich ist. Ob diese Form 
der globalisierten Produktion und des 


Die Partei hatte sich auf ihrem 
Parteitag im November 2015 das 
Ziel gesteckt, flächendeckend mit 
Landeslisten zur Bundestagswahl im 
kommenden Jahr anzutreten. Ob die 
DKP selbst zu den Wahlen kandidie¬ 
ren oder zur Wahl der Linkspartei 
aufrufen soll ist in der Partei umstrit¬ 
ten. Die Kritiker der Parteiführung 
argumentieren, dass es angesichts 
des rechten Vormarsches nötig sei, 
linke Kräfte zu bündeln - bei den 
Wahlen bedeute das, die Linkspar¬ 
tei zu unterstützen. Die Mehrheit 
der Partei geht davon aus, dass ge¬ 
rade die Diskussion um das Sofort¬ 
programm ein Beitrag der DKP ist, 
um linke Kräfte in der Aktion - und 
nicht nur in Wahlaufrufen - zusam¬ 
menzuführen. 

Dementsprechend beschlossen 
die Landesorganisationen, die bereits 
Mitgliederversammlungen durchge- 


entsprechenden Transportaufkom¬ 
mens dann ökologisch sinnvoll ist, ist 
eine ganz andere Frage. 

„Wenn wir nicht einmal mit Kana¬ 
da klar kämen, mit wem dann?“, fragt 
der SPD-Chef. „Das Nein der Wallo¬ 
nie entfacht einen Flächenbrand in 
Europa“, barmt die Welt als würde das 
Scheitern von CETA der Ausrufung 
des Kriegszustandes gleichkommen. 
Würde CETA tatsächlich scheitern - 
was alles andere als sicher ist - wäre 
dem strategischen Projekt des US- 
Imperialismus, seine Einflussphäre 
mit umfassenden politökonomischen 
Verträgen eng an sich zu binden und 
zugleich eine Art Profitgarantie für 
das dominierende Finanzkapital zu 
konstruieren, in der Tat ein schwerer 
Schlag versetzt. Dies dürfte in Zeiten 
des Brexit die eigentliche Ursache für 
die Alarmstimmung der Atlantiker in 
Berlin und Brüssel sein. Chapeau Paul 
Magnette! Die Wallonie kann alle Un¬ 
terstützung brauchen. Klaus Wagener 


führt haben, die nächsten Schritte 
zur Vorbereitung der Kandidatur zu 
gehen. Die Entscheidung fiel in den 
meisten Ländern mit klarer Mehrheit. 
Um tatsächlich auf dem Wahlzettel 
zu stehen müssen die DKP-Mitglie¬ 
der Unterstützerunterschriften sam¬ 
meln. Die DKP hält dieses Verfahren, 
das kleinen Parteien den Wahlantritt 
erschwert, für undemokratisch, will 
aber die Unterschriftensammlung da¬ 
für nutzen, um ihre Inhalte bekannter 
zu machen. In den meisten Ländern 
muss die DKP 2 000 Unterschriften 
nachweisen. Der Parteivorstand will 
im November festlegen, wie stärke¬ 
re Bezirksorganisationen schwächere 
beim Unterschriftensammeln unter¬ 
stützen können. 

Olaf Matthes 

Bericht von den Landesmitgliederver¬ 
sammlungen: Seite 4 



DKP-Plakat von 1978 


Weg mit 

dem Berufsverbot 

Bayerische Behörden in preußischer 
Tradition - der Verfassungsschutz blo¬ 
ckiert die Einstellung des DKP-Mit- 
glieds Kerem Schamberger an der Mün¬ 
chener Uni. Das faktische Berufsverbot 
steht in einer langen Linie, die von Bis¬ 
marcks Sozialistengesetz über Brandts 
Radikalenerlass bis heute reicht. 

Ziel: DKP 

Die DKP-Vorsitzenden Patrik Köbele, 
Hans-Peter Brenner und Wera Richter 
erklärten: 

„An der Ludwig-Maximilians-Univer¬ 
sität in München blockiert der soge¬ 
nannte Verfassungsschutz die Vergabe 
einer halben Stelle an unseren Genos¬ 
sen Kerem Schamberger. Dies ist ein 
ausgewachsener politischer Skandal. 
Er trifft Kerem, aber er zielt auf unsere 
Partei, die DKP. Er zielt auf alles was 
fortschrittlich ist, sich gegen eine Politik 
stellt, die auf Hochrüstung und Sozial- 
und Demokratieabbau setzt. 

Wir, die Vorsitzenden der DKP erklä¬ 
ren unsere volle Solidarität mit Kerem. 
Wir rufen alle Antifaschisten und De¬ 
mokraten zur Solidarität auf. Wir rufen 
zum Protest gegen dieses skandalöse 
und undemokratische Agieren des Ge¬ 
heimdienstes auf.“ 

Pflicht, sich selbst 
zu denunzieren 

Die Rote Hilfe stellte fest: 

„Grundlage für das aktuell drohende 
Berufsverbot gegen unseren Genos¬ 
sen Kerem Schamberger sind die so¬ 
genannten ,Schwarzen Listen 4 , die aus¬ 
zufüllen von allen Bewerberinnen für 
den Öffentlichen Dienst in Sachsen und 
Bayern verlangt wird. Einer besonde¬ 
ren Überprüfung durch den Geheim¬ 
dienst wird unterzogen, wer angibt, 
beispielsweise der Bereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes 4 (VVN/ 
BdA), der Linkspartei oder der Roten 
Hilfe anzugehören. Diese Fragebögen 
wurden schon wiederholt von Grund¬ 
rechtsorganisationen als grundrechts¬ 
widrige Pflicht zur Selbstdenunziation 
kritisiert. Dass das aktuelle faktische 
Berufsverbot gegen den bekennenden 
Antifaschisten Kerem Schamberger 
ausgerechnet vom sogenannten,Verfas¬ 
sungsschutz 4 zu verantworten ist, des¬ 
sen Verstrickung in die Mordserie des 
NSU immer noch nicht aufgeklärt ist, 
verwundert kaum noch. (...) 

Wir fordern das bayrische Innenmi¬ 
nisterium auf, seine Blockade der Ein¬ 
stellung Kerem Schambergers unver¬ 
züglich zu beenden. (...) Unsere Solida¬ 
rität gilt auch weiterhin allen, die wegen 
ihres linken Engagements von Berufs¬ 
verboten bedroht oder betroffen sind.“ 
Bericht Seite 4 


Sieben DKP-Landeslisten gewählt 

Kommunisten bereiten sich auf Bundestagswahlkampf vor 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Manfred Dietenberger zur Erkrankungswelle bei TUlfly 

Versteckter Arbeitskampf? 


Ohne Perspektive 

Keine Jobs für ehemalige Bochumer Opelaner 



Beginnend am 3. Oktober 2016, also aus¬ 
gerechnet am das Wochenende verlän¬ 
gernden Nationalfeiertag und zu Beginn 
der Herbstferien in NRW, erfasste eine 
geheimnisvolle Erkrankungswelle insge¬ 
samt mindestens 450 Piloten, Flugbeglei¬ 
ter und Bodenpersonal des Urlaubsflie¬ 
gers TUlfly. Innerhalb nur einer Woche 
kamen so 2 000 Krankheitstage in der 
Belegschaft zusammen. Dies hatte fast 
die komplette Einstellung des Flugver¬ 
kehrs der Linie zur Folge. Diese bis dahin 
unter deutschen Beschäftigten eher un¬ 
bekannte Erkrankung breitete sich epi¬ 
demieartig aus, zuerst vom Flughafen 
Hannover-Langenhagen, dann weiter 
über Frankfurt, Stuttgart, Berlin-Tegel 
und Hamburg. 

Die Krankmeldungen bei der Flug¬ 
gesellschaft TUlfly haben bei Bösmei¬ 
nenden den Verdacht aufkommen las¬ 
sen, es handele sich dabei um „wilde 
Streiks“. Doch die Krankheit, die bei 
deutschen Beschäftigten am weitesten 
verbreitet ist, heißt Präsentismus. Sie 
ist immer dann akut, wenn ein Kollege 
zur Arbeit kommt, obwohl er krank ist. 
Mehr als zwei Drittel der Arbeitnehmer 
schleppen sich an wenigstens einem Tag 
krank zur Arbeit. Das ist wahrlich krank. 
Wenn sich aber das Bordpersonal, das 
für die Sicherheit im Flugzeug verant¬ 
wortlich ist, nicht fit genug fühlt, diese 


Im Vorfeld des 17. Kongresses des Welt¬ 
gewerkschaftsbundes (WGB) fand im 
Juli in Svendborg in der Nähe von Ko¬ 
penhagen das erste Treffen und die 
Konstituierung der Europäischen Re¬ 
gionalkonferenz der Rentnerlnnen des 
WGB statt. 32 Delegationen aus 14 eu¬ 
ropäischen Ländern nahmen teil. Der 
Gewerkschaftliche Linksblock aus Ös¬ 
terreich war vertreten, aus Deutschland 
gab es keine Teilnehmer. Die südeuropä¬ 
ischen Länder waren stärker vertreten. 
Die Lebensbedingungen für Rentnerln¬ 
nen sind dort erheblich schlechter als in 
Mittel- und Nordeuropa. Ingesamt gab 
es zu 54 Organisationen aus 42 Ländern 
Kontakte. 

Auf den 16. Kongress des WGB in 
Athen war der erste Weltkongress der 
Klassenorientierten Gewerkschaft der 
Rentnerlnnen des WGB für Februar 
2014 einberufen worden. Ziel ist es auf 
allen Kontinenten regionale Konferenzen 
durchzuführen. Die erste Regionalkon¬ 
ferenz fand im September 2015 in Quito, 
Ecuador für Amerika statt. Im November 
wird in Dakar im Senegal die afrikanische 
Konferenz stattfinden, im Dezember in 
Nepal die Konferenz für Asien. Danach 
wird eine Konferenz der arabischen Län¬ 
der vorbereitet. Etwa 20 Prozent der Be¬ 
völkerung und 30 Prozent der Wahlbe¬ 
rechtigten sind Rentnerlnnen. 

Unter der Losung „Kämpfen wir ge¬ 
meinsam gegen den Kapitalismus, für 


Verantwortung zu tragen und sich daher 
krank meldet, ist das verantwortungsbe¬ 
wusst. Und die Betreffenden verhalten 
sich obendrein noch vorschriftsmäßig. 

Der Hauptgeschäftsführer der nie¬ 
dersächsischen Metall“arbeitgeber“ 
sieht das anders und spricht von einer 
„Form des versteckten Arbeitskamp¬ 
fes“. Die Wirtschafts-Wo che fragte ihre 
Leser: „Sind kollektive Krankmeldungen 
denn tolerierbar?“ 33,9 Prozent meinten 
nein, das ist illegaler Arbeitskampf. Aber 
welclT Überraschung 19,3 Prozent mein¬ 
ten ja, das ist doch eine kreative Art zu 
streiken, und 2,7 Prozent argumentierten 
ja, das schont die Streikkasse. 

Wie auch immer, letztlich zählt das 
Ergebnis, und das kann sich sehen las¬ 
sen: TUlfly versicherte, dass die TUlfly 
für die Dauer von mindestens drei Jah¬ 
ren eine deutsche Gesellschaft mit Sitz in 
Hannover bleibt, die heutigen Arbeits¬ 
verträge der TUIfly-Mitarbeiter bleiben 
bestehen, ver.di und VC bleiben weiter¬ 
hin Tarifpartner, die Betriebsräte und die 
Personalvertretungen bleiben im Amt, 
die Betriebsvereinbarungen und Tarif¬ 
verträge behalten Gültigkeit und es gibt 
keine Einschnitte bei den Gehältern. 

Bald nach Bekanntwerden dieser 
Zugeständnisse waren die Beschäftigten 
wieder wohlauf. Und mich beschleicht - 
ich geb’s zu - nicht geringe Freude. 


ein Leben in Würde“ sollen Aktionen 
der Rentnerlnnen weltweit koordiniert 
werden. Der erste Schritt war eine Ak¬ 
tion jeweils vor Ort zum internationalen 
Renten-Aktionstag am 1. Oktober. Die 
gemeinsamen Forderungen - die auch 
in der „Deklaration von Dänemark“ be¬ 
schlossen wurden, sind Trinkwasser in 
jedem Haus, gesunde und ausreichend 
Lebensmittel, eine anständige bewohn¬ 
bare Wohnung, öffentliche, kostenlose 
Gesundheitsversorgung mit der notwen¬ 
digen Qualität und Ergänzungen fürs Al¬ 
ter, kostenlose Freizeit-, Kultureinrich¬ 
tungen und Öffentlicher Nahverkehr, 
gesetzliche ausreichende Renten, Ren¬ 
teneintrittsalter 60 Jahre oder weniger, 
besonders für Frauen und Schwerarbeit. 

Jede Aktionsform von der Reso¬ 
lution bis zur Demo war willkommen. 
Entsprechend breit waren die Möglich¬ 
keiten: Die griechischen Rentnerlnnen 
demonstrierten, der österreichische 
GLB übergab dem Sozial- und Frau¬ 
enministerium eine Resolution mit der 
Forderung: Gleiches Pensionsalter für 
Frauen erst bei tatsächlicher Gleich¬ 
stellung. 

In Svendborg waren die Rentnerln¬ 
nen Gäste der gemeinsamen Sommer¬ 
schule der drei Kommunistischen Par¬ 
teien Dänemarks. Für Transport und 
Logistik innerhalb Dänemarks sorgten 
verschiedene dänische Pensionistenorga¬ 
nisationen. Anne Rieger 


Abrissarbeiten am Opel Werk i in Bochum 

Im Dezember 2014 wurde das Bochu¬ 
mer Opel-Werk geschlossen - mit fa¬ 
talen Folgen für die Stadt, die Region, 
aber ganz besonders für die betroffene 
Belegschaft und deren Familien. Zehn 
Jahre lang hatten die Kolleginnen und 
Kollegen gegen die drohende Schlie¬ 
ßung gekämpft. Die solidarische Un¬ 
terstützung, die die Betroffenen aus al¬ 
len Teilen NRWs und darüber hinaus 
erfahren haben, konnte diese brutale 
Entscheidung zu Gunsten des Profits 
und zu Lasten zehntausender Men¬ 
schen nicht abwenden. 

Zwei Jahre nach dieser Katastrophe 
schlagen Betriebsräte und Vertrauens¬ 
leute auf der Homepage von „Wir Ge¬ 
meinsam“ Alarm: „Ende 2014 waren 
3300 Beschäftigte von der (rechtswid¬ 
rigen) Schließung des Bochumer Wer¬ 
kes betroffen. 2614 Opelaner wech¬ 
selten in die Transfergesellschaft. Bis 
Sommer (2016) wurden nur ca. 600 in 
neue Jobs vermittelt. Ein Teil davon 
auf befristete, prekäre Arbeitsplätze. 
Weitere 750 ehemalige Opelaner der 
sogenannten ,rentennahen 4 Jahrgänge 
1961 und älter, viele davon leistungsge¬ 
mindert, sind nicht mehr in der Trans¬ 
fergesellschaft geführt und in der Re¬ 
gel arbeitslos gemeldet. Die Mehrzahl 
sucht Arbeit. Im Klartext: Fast 2 000 
der ehemaligen Beschäftigten des Bo¬ 
chumer Opelwerkes sind derzeit im¬ 
mer noch ohne Arbeit.“ 

Den meisten von ihnen droht Ende 
dieses Jahres die Arbeitslosigkeit, denn 
am 31. Dezember endet die Laufzeit 
der Transfergesellschaft. Viele Kolle¬ 
ginnen und Kollegen haben 25 Jahre, 
manche 30 Jahre und länger im Bo¬ 
chumer Opelwerk gearbeitet. Viele 
arbeiteten dreischichtig, haben Konti¬ 


schichten gefahren, sind ausgebrannt 
und kaputt. Die Hochschule Aachen 
hatte zum Zeitpunkt der Werkschlie¬ 
ßung im Auftrag der Landesregierung 
ermittelt, dass in NRW 45 000 Arbeits¬ 
plätze bei Zulieferern und Dienstleis¬ 
tern in direkter Abhängigkeit zum Bo¬ 
chumer Opelwerk stehen. Insgesamt 
waren es 138 Zulieferer. Bei der Stadt 
Bochum waren rund 10 000 Menschen 
als Dienstleister und Gewerbetreiben¬ 
de vom Opelwerk abhängig. 

Viele Versprechungen 

Ob Karl-Josef Laumann von der CDU 
oder Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft: „Hier ist das Herz der Industrie 
immer schon zu Hause gewesen. Wir 
werden mit Herzblut für alle deutschen 
Opel-Standorte kämpfen“. Ob Ober¬ 
bürgermeisterin Ottilie Scholz (Bo¬ 
chum): „Nach vorne schauen und an¬ 
packen“ oder NRW-Wirtschaftsminis¬ 
ter Garreit Duin (SPD): „Gemeinsam 
mit allen Beteiligten schnell eine so¬ 
lide Zukunftsperpektive für die Stadt 
Bochum schaffen“, alles nur Schall und 
Rauch. Seifenblasen, die nichts aber 
auch gar nichts am Niedergang einer 
ganzen Region etwas ändern konn¬ 
ten. Eine Gesellschaft wurde gegrün¬ 
det („Bochum Perspektive 2022“), 
um irgendwann auf dem Gelände von 
Werk I in Bochum-Laer Logistikunter¬ 
nehmen mit miserabel bezahlten Ar¬ 
beitspätzen anzusiedeln. 

Nach Nokia und Opel schließen das 
Stahlwerk Outukumpu, Johnson Con¬ 
trols und Wollschläger (wegen Insol¬ 
venz). Entlassungen gibt es bei Eick¬ 
hoff. TKS Bochum wackelt. 

Die CDU-Landtagsfraktion er¬ 
reichte am 28. September immerhin 


eine „Aktuelle Viertelstunde“ im Wirt¬ 
schaftsausschuss. Alle Probleme disku¬ 
tiert und gelöst? Greifbare Ergebnisse 
sind bisher nicht bekannt. Nicht einmal 
das von Opel schriftlich zugesagte Ver¬ 
sprechen, 100 Industriearbeitsplätze zu 
schaffen, wurde eingehalten. 

Ende September 2016 gab es 49 478 
Arbeitsuchende in Bochum, (unterteilt 
in 37 940 nach SGB II und 11 538 nach 
SGB III). Dem stehen ganze 4 162 ge¬ 
meldete Arbeitsstellen gegenüber. 
Jede(r) fünfte in Bochum gilt als arm. 
Die Stadt beklagt Einnahmeeinbußen 
in Höhe von 32 Mio. Euro. Der Schul¬ 
denstand der Stadt liegt 2016 bei 1,7 
Milliarden Euro. In den umliegenden 
Revierstädten Gelsenkirchen, Dort¬ 
mund, Oberhausen, Herne und ande¬ 
ren sieht es nicht besser aus. Die Be¬ 
legschaften von Thyssen-Krupp Steel, 
von Tengelmann und anderen Betrie¬ 
ben, denen das Aus droht, sollten die 
Erfahrungen der Opelaner in Bochum 
genaustens analysieren und daraus 
die richtigen Schlussfolgerungen zie¬ 
hen: Es gibt keine sozialen Sozialplä¬ 
ne. Und der Satz: „Es gibt keine be¬ 
triebsbedingten Kündigungen“ ist ein 
schlechter Scherz oder eine Lüge. Es 
gibt keine sichere Zukunft in einem 
menschenverachtenden System, das 
Profitaussichten vor die Bedürfnisse 
der Menschen stellt. 

So sprach die Kabarettistin Esther 
Münch bei der Jubilarfeier der Bochu¬ 
mer Opelaner im Dezember 2014: „Als 
die Zechen starben, kam Opel. Wenn 
Opel stirbt, kämpfen wir gemeinsam 
für etwas Neues. Unsere Solidarität 
bleibt. Gebt Eure Erfahrung weiter. 
Euer Kampf war nicht umsonst.“ 

D.H.B. 


Die Alten organisieren 

Weltgewerkschaftsbund initiert weltweit Aktionen 


Unsere Oligarchen: Marie-Elisabeth Schaeffler-Thumann 

Im Bankenkrach neugeboren 


„Wer marschiert hinter dem ersten 
Tank? Der Dr. Rasche von der Dresd¬ 
ner Bank!“ 

So hieß ein Spottvers auf den Dresd- 
ner-Bank-Vorstand Karl Rasche, SS- 
Obersturmbannführer, der schon 1938 
mit der Ausschlachtung der Nazi-Beute 
begann. Ein Wirtschaftsprüfer der Dresd¬ 
ner Bank, Wilhelm Schaeffler, stieß 1939 
in diesem Rahmen im heute polnischen 
Kietrz auf die arisierten Davistan Werke, 
konnte den Laden übernehmen und gab 
ihm den Namen „Schaeffler AG“. 

Heute gelten Maria-Elisabeth Schaeff¬ 
ler-Thumann und ihr Sohn Georg mit 
einem geschätzten Vermögen von über 
20 Mrd. Euro als drittreichste Familie 
Deutschlands. 2015 wurde ihnen aus ih¬ 
ren Anteilen an Continental und Scha¬ 
effler 549 Mio. Euro Dividende ausge¬ 
schüttet, erarbeitet von rund 300 000 
Kollegen. Wie der Gründervorfahr und 


Bankangestellte damals den Kauf von 
immerhin vier Werken finanzierte, ist 
unklar, vielleicht über seinen Arbeitge¬ 
ber, die Dresdner Bank, die auch in der 
weiteren Entwicklung eine zentrale Rol¬ 
le spielen wird. 

Erst mal ging es geschäftlich steil 
bergauf, die Panzerketten rollten auf 
Schaefflers Nadellagern, die Wehrmacht 
war der beste Kunde. Als die Rote Ar¬ 
mee vorrückte, ließ man in 40 Waggons 
die wichtigsten Maschinen nach Franken 
bringen. Die INA (Industrienadellager) 
der Brüder Wilhelm und Georg Schaeff¬ 
ler wurde ein wichtiger Automobilzu¬ 
lieferer und wuchs immer wieder durch 
Übernahme von Konkurrenten. Die 
„Welteroberung“ lief über Exporte und 
Produktionsstätten in der ganzen Welt. 
Als nach Wilhelm auch Georg Schaeffler 
1996 starb, erbte seine Witwe Maria-Eli¬ 
sabeth, ein Spross der k.u.k. Bourgeoisie 


(Skoda, Generali), eines der größten Fa¬ 
milienunternehmen Deutschlands. Sohn 
Georg jr„ dem jetzt schon ca. 80 Prozent 
der Anteile gehören, lebt vorwiegend in 
den USA. 2014 heiratete die Witwe in 
Kitzbühel den Unternehmer und ehe¬ 
maligen Präsidenten des BDI Jürgen E. 
Thumann. 

Zu diesem Zeitpunkt war der hei¬ 
kelste Deal der jüngeren Unterneh¬ 
mensgeschichte bereits überstanden: 
2008 hatten die Schaefflers, zunächst im 
Stillen begonnen, den wesentlich größe¬ 
ren Continental-Konzern zu überneh¬ 
men. Der war schwach, weil hoch ver¬ 
schuldet. Continental hatte gerade Sie¬ 
mens dem Automobilzulieferer VDO 
abgenommen. Der Coup der Schaefflers 
wurde aber teurer als erwartet. In der Fi¬ 
nanzkrise verkauften mehr Continental- 
Aktionäre als vorgesehen. Finanziert war 
die Milliarden-Übernahme so solide wie 


die US-Schrottimmobilien, die die Krise 
ausgelöst hatten, nämlich zu 100 Prozent 
fremd, also über Kredit und ganz ohne 
eigene Mittel. Ganz vorn dabei bei den 
Kreditgebern war die Dresdner Bank, 
die damals gerade von der Allianz zur 
dann staatsgestützten Commerzbank 
verschoben wurde. 

Hier haben wir die herrliche Mi¬ 
schung, die in diesem Land das Sagen 
hat: Eine „echte Unternehmerin“, die 
vor der Belegschaft eine Krisenträne 
abdrückt; Banken, denen die Firma ei¬ 
gentlich gehört, die aber einen Oligar¬ 
chen brauchen, der die Sache durchzu¬ 
ziehen hat, und ein Staat, der „seinen“ 
Banken den Rücken stärkt, der längst 
schon morsch ist. 

Die wichtigste Figur wird Klaus Ro¬ 
senfeld, der 2002 mit 36 Jahren zum 
jüngsten Vorstandsmitglied der Dresd¬ 
ner Bank geworden war und als Finanz¬ 
chef die Übernahme durch die Allianz- 
Gruppe begleitet hatte. Im März 2009, 
kurz bevor die Allianz die Dresdner 
Bank in der bereits anlaufenden Finanz¬ 


krise an die Commerzbank weitergibt, 
räumt Rosenfeld bei der Dresdner Bank 
den Schreibtisch und wird Finanzchef bei 
den taumelnden Schaefflers. Im Oktober 
wird Wolfgang Reitzle bei Continental 
Aufsichtsratschef. Der kommt von Lin¬ 
de, wo der Großaktionär die Allianz ist. 
Das Duo Reitzle/Rosenfeld demons¬ 
triert die Verschmelzung von Industrie- 
und Bankkapital. Rosenfeld droht mit 
Insolvenz; er weiß, welche Gläubiger 
das nicht überleben würden. Schließ¬ 
lich kann er die Kredite verlängern und 
die sinkenden Zinsen zur Refinanzie¬ 
rung nutzen - mit dem Wohlwollen al¬ 
ler Beteiligten - von Continental bzw. 
der Allianz wie vor allem von der Com¬ 
merzbank, die von der Dresdner Bank 
ruiniert und vom Staat gestützt wurde. 
Einer der weltgrößten Zulieferer der 
für die deutsche Bourgeoisie so wichti¬ 
gen Autobranche ist stabilisiert, und die 
Familie Schaeffler-Thumann ist fest in 
das Netzwerk der deutschen Finanzoli¬ 
garchie eingebunden. 

Richard Corell/Stephan Müller 
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Das letzte 
Aufgebot 

Nun sollen Schröder und Rürup 
Kaiser’s Tengelmann retten 



Nach der Filetierung des Warenhausrie¬ 
sen Karstadt und dem Verkauf von Kauf¬ 
hof zerstört nun der Lebensmittelkon¬ 
zern Kaiser’s Tengelmann die Zukunft 
und Existenz von rund 16 000 Beschäf¬ 
tigten. 

Am 16. Oktober begann der Tengel- 
mann-Eigentümer Karl-Erivan Haub mit 
der Zerschlagung der Lebensmittelket¬ 
te. Schuld ist die jahrelange Vernachlässi¬ 
gung vieler Filialen. So wurden in Nord¬ 
rhein-Westfalen immer wieder Investiti¬ 
onen verweigert, berichten Betriebsräte. 
Rentabel waren die auch ohne Moder¬ 
nisierung. Spätere Gewinneinbrüche 
bei Kaiser’s Tengelmann wurden durch 
OBI und KiK kompensiert. Haub, dem 
auch diese Imperien gehören, setzte zur 
Absicherung seiner Profite bei der Bau¬ 
markt- und Textilkette den Rotstift beim 
Personal an. 

Was wir jetzt im Lebensmitteleinzel¬ 
handel erleben, ist völlig normal für die¬ 
se Gesellschaftsordnung. Erreicht man 
nicht die geplanten Profite, wird der Ar¬ 
beitsdruck erhöht, oft mit einer Kürzung 


der Löhne. Oder den Beschäftigten wird 
gekündigt. 

Haub orientierte zuerst auf den Ver¬ 
kauf seiner Lebensmittelläden. Wohl 
wissend, dass dies für ihn das profitable¬ 
re Geschäft gewesen wäre. Kaufen soll¬ 
te nach seiner Vorstellung Edeka. Der 
Deal wurde schon vor zwei Jahren ein¬ 
gefädelt. Doch das Kartellamt sagte nein, 
weil Edeka bereits die Nummer eins in 
der Branche ist. Rewe, Norma und Mar¬ 
kant boten zwar mit. Der Tengelmann- 
Boss, mit ihm auch Wirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel (SPD), legten sich aber 
für den blaugelben Konkurrenten ins 
Zeug. Unterstützt wurden sie dabei von 
der Vereinten Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft ver.di. 

Vorteil dieser Lösung wäre eine Ab¬ 
sicherung der Arbeitsplätze bis zu fünf 
Jahren gewesen. Nach den schon aus¬ 
gehandelten Verträgen und mit Einver¬ 
ständnis von ver.di hätten die guten und 
die Filialen mit Verlusten als Gesamt¬ 
paket durch Edeka übernommen wer¬ 
den müssen. Doch anscheinend hat dies 


Markus Mosa, Vorstandsvorsitzender 
der Edeka, noch einmal gegengerechnet. 
In vielen Städten liegen Kaiser’s Tengel¬ 
mann und Edeka eng beieinander. Be¬ 
legschaftsvertreter sagten, dass Mosa die 
dadurch entstehenden höheren Kosten 
nicht akzeptiert habe. 

Bei dem Gerangel um eine Übernah¬ 
me ist auch der Konkurrent Rewe dabei. 


Deren Chef Alain Caparros will gewinn¬ 
bringende Stücke des Kuchens. Dazu ge¬ 
hören zum Beispiel München und Berlin. 

Nun soll ein Schlichtungsverfah¬ 
ren eine Lösung bringen. Zu Redak¬ 
tionsschluss dieser Ausgabe wurde 
bekannt, dass auf Vorschlag von Bun¬ 
deswirtschaftsminister Sigmar Gabri¬ 
el und dem ver.di-Vorsitzenden Frank 


Bsirske sich Edeka, Tengelmann und 
Rewe auf ein solches Verfahren unter 
Leitung des früheren Basta-Kanzlers 
Gerhard Schröder geeinigt hätten. Für 
Lösung im Sinne des Kapitals spricht 
ebenfalls, dass mit Bert Rürup einer 
der profiliertesten Sozialraubexperten 
an diesen Beratungen teilnehmen wird. 

Herbert Schedlbauer 


Autolobby erzeugt Elektro-Hype 

E-Mobilität - die neue Verlockung der Autobranche 


Gegen die Leiharbeiter 

Bundestag ändert zum Schein 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 


Jahrelang wurde über eine Neurege¬ 
lung von Werkverträgen und Leihar¬ 
beit diskutiert, dann sollte es plötzlich 
sehr schnell gehen. Am 21. Oktober 
nahm der Bundestag die zweite und 
dritte Lesung des Gesetzentwurfs vor 
und verabschiedete es mit den Stim¬ 
men von SPD und CDU und gegen die 
Stimmen von der Partei „Die Linke“ 
(PDL) und den Grünen. Wichtigster 
Bestandteil des Gesetzes ist: Leihar¬ 
beiter sollen nach neun Monaten Be¬ 
schäftigung in einem Betrieb den glei¬ 
chen Lohn erhalten wie die Stamm¬ 
belegschaft. Die Höchstüberlassung 
wurde auf 18 Monate begrenzt. Die 
Begrenzung ist nicht auf den Arbeits¬ 
platz im Betrieb bezogen, sondern auf 
die Leiharbeitskraft. Die Unterneh¬ 
men können also auch in Zukunft Ar¬ 
beitsplätze dauerhaft mit Leiharbeits¬ 
kräften besetzen. Da zwei Drittel der 
fast eine Million Leiharbeiter weniger 
als neun Monate beschäftigt sind, ver¬ 
bessert sich ihre Lage nicht. 

Die SPD lobte das Gesetz. Arbeits¬ 
ministerin Andrea Nahles sagte: „Wir 
konzentrieren die Leiharbeit wieder 
auf ihre Kernfunktion und stärken die 
Leiharbeiter.“ Staatssekretärin Anet¬ 
te Kramme (SPD) behauptete in der 
Bundestagsdebatte, das Gesetz set¬ 
ze „neue Leitplanken bei der Bezah¬ 
lung und bei der Überlassungshöchst¬ 
dauer von Leiharbeitnehmern.“ CDU 
und CSU lobten das Gesetz ebenfalls, 
da es die Leiharbeit nicht verdamme. 
In einem Punkt waren sich fast alle 
Redner einig: Durch das Gesetz wer¬ 
de die Tarifautonomie und die Sozi¬ 
alpartnerschaft gestärkt. Der arbeits¬ 
marktpolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Fraktion, Karl Schwierling sagte: 
„Wir machen hier auch etwas, worauf 
wir als Koalition großen Wert legen: 
Wir stärken die Tarifautonomie. Wir 
lassen nämlich Ausnahmen nur zu, 
sofern tarifvertragliche Vereinbarun¬ 
gen dies ermöglichen.“ Durch Ausnah¬ 
men in Tarifverträgen kann erst nach 
15 Monaten der gleiche Lohn bezahlt 
werden. Die Höchstüberlassungsdauer 
kann auf bis zu 24 Monate ausgedehnt 
werden. 

Lediglich die Abgeordnete Jutta 
Krellmann (PDL) kritisierte die Re¬ 
gelungen und die weiterhin schwa¬ 
chen Rechte der Betriebsräte. Sie 
wehrte sich gegen die Darstellung, das 
Gesetz sei im Interesse der Beschäftig¬ 
ten: „Ich selbst bin seit 44 Jahren Mit¬ 
glied der Gewerkschaft. Wenn ich von 


Ihnen höre, dass ,die Gewerkschaften 4 
das eingefordert haben, dann schwillt 
mir der Kamm. Sich bei den Gewerk¬ 
schaftsvorsitzenden im Ministerium 
die Zustimmung zu holen, bedeutet 
nicht, dass gleichzeitig alle Gewerk¬ 
schaftsmitglieder diese Positionen mit¬ 
tragen. Hören Sie auf, ständig Millio¬ 
nen Beschäftigte für Ihre Interessen zu 
vereinnahmen!“ Sie kritisierte auch die 
Verlagerung in dieser Frage auf Tarif¬ 
verträge, da sie nicht zu besseren, son¬ 
dern zu schlechteren Regelungen füh¬ 
ren werden, was nicht der Sinn von Ta¬ 
rifverträgen sei. Das werde sich „gegen 
die Gewerkschaften wenden“ 

Ihr Fraktionskollege Klaus Ernst 
kritisierte das Gesetz als „Etiketten¬ 
schwindel“, verlegte sich aber auf die 
Ermöglichung der Flexibilisierung 
durch befristete Arbeitsverträge und 
sendete rot-rot-grüne Signale aus. An 
die SPD gerichtet sagte er: „Sie waren 
ja mal auf dem richtigen Weg; in Ih¬ 
rem Wahlprogramm steht ja das Ziel 
,Gleicher Lohn bei gleicher Arbeit 4 . 
Das ist eine sinnvolle Lösung. Ich weiß, 
ihr wolltet eine andere Lösung.“ Der 
DGB bezeichnet das Gesetz als „ers¬ 
ten Schritt“ und hofft, „tarifvertragli¬ 
che Gestaltungsräume“ nutzen zu kön¬ 
nen, um „maßgeschneiderte Modelle 
für den Einsatz von Leiharbeit zu ent¬ 
wickeln 44 Er fordert die Koppelung der 
Gleichbezahlung und Begrenzung an 
den Arbeitsplatz. Die IG Metall lobte 
das Gesetz, es bringe Verbesserungen 
für Leiharbeiter und Werkvertragsbe¬ 
schäftigte. Man habe sich mehr Mitbe¬ 
stimmungsrechte erhofft und werde 
nun „an betrieblichen und tariflichen 
Lösungen arbeiten“. Das Gesetz sei 
„eine gute Basis“, die Beschäftigten der 
Leiharbeit „auch in Zukunft tarifpoli¬ 
tisch wirksam zu vertreten.“ 

In der Debatte wurde kritisiert, 
dass auch nicht tariflich gebundene 
Betriebe durch Bezugnahme auf Ta¬ 
rifverträge den Grundsatz der Gleich¬ 
bezahlung umgehen können. Der Ar¬ 
beitsrechtler Rolf Geffken sagte be¬ 
reits zum Gesetzentwurf: „Sollten die 
DGB-Gewerkschaften sich entgegen 
ihrer bisherigen Praxis nicht als Sozi¬ 
alpartner 4 erweisen, so bliebe den Un¬ 
ternehmen immer noch die Installation 
willfähriger Betriebsräte.“ Das Gesetz 
insgesamt verschlechtere die Lage der 
Leiharbeiter und verstärke „die Ins¬ 
trumentalisierung von Gewerkschaf¬ 
ten und Betriebsräten für die Ziele der 
Unternehmer“ Philipp Kissel 


Elektroautos sind der Renner. Zu¬ 
mindest in der Diskussion über die 
Zukunft der Branche. Seit dem Auf- 
fliegen der Betrugssoftware ist die 
Mär von der „modernen“ und vor 
allem „sauberen“ Dieseltechnolo¬ 
gie“ geplatzt. Nun musste schleu¬ 
nigst umgeschaltet werden. Und 
damit rückten die Elektroautos, die 
jahrelang bei den deutschen Auto¬ 
bauern einen Dornröschenschlaf 
hielten, plötzlich in den Mittelpunkt. 
Die Konzerne planen eindrucksvol¬ 
le Verkaufszahlen: 2025 will Daim¬ 
ler 15 bis 20 Prozent seines Umsat¬ 
zes mit E-Mobilen losschlagen, VW 
geht gar von 25 bis 30 Prozent sei¬ 
ner z.Z. zehn Millionen verkauften 
PKW aus. Das wären 2,5 bis 3 Millio¬ 
nen E-Mobile - jedes Jahr! Und auch 
BMW hat jetzt ähnliche Prozentzah¬ 
len als Ziel angegeben. Bei der De¬ 
batte um die Verkaufsprämie ist der 
eigentlich entscheidende Punkt aber 
in den Hintergrund geraten: Elektro¬ 
autos sind nur unter bestimmten Be¬ 
dingungen sinnvoll und förderungs¬ 
würdig. Das haben mehrere Studien 
inzwischen gezeigt. 

Keine Emissionen? 

Als erstes muss hier der Slogan „null 
Emissionen 44 hinterfragt werden. 
Denn die Emissionen entstehen zwar 
nicht beim Fahren, aber die Energie 
muss vorher in die Batterien gela¬ 
den werden. Und dazu braucht man 
Strom aus dem Netz, dessen Erzeu¬ 
gung alles andere als emissionsfrei 
ist: Noch immer wird weit mehr als 
die Hälfte aus fossilen Quellen ge¬ 
wonnen, an erster Stelle Braunkoh¬ 
le. Das führt dazu, dass das Elektro¬ 
auto in Hinblick auf klimaschädliche 
Emissionen beim Fahren nicht viel 
besser abschneidet als herkömmli¬ 
che Autos, die mit Benzin oder Die¬ 
sel fahren - die Emissionen entstehen 
eben nur an anderer Stelle. Und das 
Gegenargument, man lade das Auto 
ja nur mit Ökostrom, ist eine Milch¬ 
mädchenrechnung. Dafür müsste der 
Ausbau erneuerbarer Energien mas¬ 
siv in Angriff genommen werden. Die 
letzte Novellierung des Erneuerbare - 
Energie-Gesetzes (EEG) geht in die 
andere Richtung. 

Auch der Energiebedarf für die 
Produktion von E-Autos ist enorm, 
ca. doppelt so hoch wie beim Auto 
mit Verbrennungsmotor. Ursache 
dafür ist vor allem die Batterie. Das 
führt dazu, dass die gesamte Ener¬ 


giebilanz des E-Autos sich kaum von 
der eines herkömmlichen Autos un¬ 
terscheidet. Ein zusätzliches Problem 
ist das Gewicht der Batterien. Für die 
Energie von einem Liter Diesel oder 
Benzin muss nach heutigem Stand 
mindestens 50 Kilogramm Batterie¬ 
gewicht gerechnet werden. 

Rohstoffe sind begrenzt 

Die Energie ist nicht das einzige Pro¬ 
blem der E-Auto-Batterien. Hinzu 
kommt der Bedarf vieler seltener 
Rohstoffe. An erster Stelle Lithium, 
aber auch Terbium, Neodym, Dyspro¬ 
sium und weiterer Verbindungen mit 
klingendem Namen. Das Vorkommen 
der meisten dieser Rohstoffe ist glo¬ 



bal eng begrenzt, was bei Realisierung 
der oben angesprochenen Ausbau¬ 
plänen schnell zum Problem werden 
wird. Dazu kommt, dass diese Roh¬ 
stoffe oft mit erheblichen negativen 
Umweltauswirkungen gefördert wer¬ 
den. Desweiteren ist die Lebensdau¬ 
er der Batterien begrenzt -genau wie 
bei Computern und Handys. Unter 
den realen Bedingungen des Autoge¬ 
brauchs (Hitze und Kälte) muss die 
Batterie dann häufiger ersetzt wer¬ 
den, wofür erneut Energie und Roh¬ 
stoffe benötigt werden. Die eventuel¬ 
le Zurückgewinnung und Wiederver¬ 


wendung der seltenen Rohstoffe ist 
bisher auch völlig ungeklärt. 

Neben diesen mehr „technischen 44 
Problemen gibt es weitere Knack¬ 
punkte, z.B. die Benutzung der E- 
Autos. Da ihre Reichweite nach wie 
vor gering ist, verwendet ein großer 
Teil der Nutzer sie nicht etwa zum 
Ersatz eines herkömmlichen, son¬ 
dern als zusätzliches Auto. Das ist aus 
ökologischer Sicht kontraproduktiv 
und verschärft überdies die Platzpro¬ 
bleme in den Städten. Auch die be¬ 
obachtete Verhaltensänderung nach 
dem Kauf eines E-Autos spricht nicht 
für eine positive Umweltwirkung. In 
Norwegen, wo der Anteil der E-Au¬ 
tos an den Neuzulassungen schon bei 
mehr als 30 Prozent liegt, hat man be¬ 
obachtet, dass nach der Anschaffung 
eines Elektroautos viel mehr Fahr¬ 
ten mit dem eigenen Auto zurück¬ 
gelegt wurden als zuvor; der Anteil 
der Fahrten mit dem öffentlichen 
Verkehr ging deutlich zurück. Wenn 
dann noch hinzu kommt, dass die 
Elektroauto-Förderung auf Kosten 
der dringend notwendigen Erneue¬ 
rungsprogramme für den öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) geht, 
der vielfach schon längst elektrisiert 
ist(Busse und Bahnen) und der in 
vielen Regionen unter einem erheb¬ 
lichen Investitionsstau leidet, wird 
diese Fehlorientierung noch einmal 
verstärkt. 

Die Förderung einer ökologischen 
Mobilität darf sich nicht allein an dem 
von der Autolobby erzeugten Elek¬ 
troauto-Hype, inzwischen ergänzt 
um die Vernetzung der PKW mit 
dem Internet und dem autonomen 
Fahren, orientieren. Nötig ist ein ge¬ 
samtgesellschaftlicher Rahmenplan 
für eine ökologische, soziale und si¬ 
chere Mobilität. Dafür braucht es 
den Ausbau und die Vernetzung be¬ 
stehender Verkehrsträger und -Sys¬ 
teme sowie neuer. Darin haben dann 
auch E-Autos einen Platz. So zeugt es 
nicht gerade von unternehmerischer 
Weitsicht, dass VW z.B. ihrem ehema¬ 
ligen Großkunden Deutsche Post kei¬ 
ne E-Autos anbieten konnte. Und die 
Forschungen zum autonomen Fahren 
könnten z.B. im Hinblick auf die ver¬ 
heerenden LKW-Unfälle großen Nut¬ 
zen haben. 

Gefördert werden sollte ein „Um¬ 
bau“ der Automobilindustrie, damit 
nicht wieder einmal die Beschäftigten 
die Zeche zahlen müssen. 

Alfred Hartung 
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Erdogans Kriegsverbre¬ 
chen verurteilen 

Anlässlich der Bombardierung und Tö¬ 
tung von mehr als 200 Kurden durch 
die türkische Luftwaffe in Syrien müs¬ 
se die Bundesregierung „dieses Kriegs¬ 
verbrechen unmissverständlich verur¬ 
teilen, die Bundeswehr aus der Türkei 
abziehen und Waffenexporte stoppen“, 
fordert Sevim Dagdelen, Sprecherin für 
Internationale Beziehungen der Links¬ 
fraktion im Bundestag. 

Gegen Reichsbürger 
im Polizeidienst 

Ulla Jelpke, innenpolitische Spreche¬ 
rin der Linksfraktion hat erneut vor 
sogenannten „Reichsbürgern“ im Po- 
lizeidienst gewarnt. Dass in der baye¬ 
rischen Polizei mehrere Reichsbürger 
aufgedeckt wurden, sei extrem bedenk¬ 
lich. Es könne nicht sein, dass Vertre¬ 
ter dieser größtenteils rechtsextremen 
Sekte im Polizeidienst seien. „Eine sys¬ 
tematische Untersuchung, wie sehr die 
Reichsbürger in die Polizei, aber auch 
in die Bundeswehr eingesickert sind, 
scheint nun überfällig“, forderte Jelp¬ 
ke. Die Innenpolitikerin sprach sich zu¬ 
dem dafür aus, dass die Verharmlosung 
der extremen Rechten als „schrullige 
Waffennarren“ beendet werde. „Ich 
kann nur hoffen, dass dieser entsetzli¬ 
che Mord an einem jungen Polizisten 
Politiker und Behörden entsprechend 
aufrüttelt“, forderte Jelpke, nachdem 
ein bayerischer Polizist seinen Verlet¬ 
zungen durch die Schüsse eines soge¬ 
nannten Reichsbürgers erlegen war. 

Gegen „stupide 
Kürzungspolitik“ 

Nach dem Suizid des Terrorverdächti¬ 
gen Jaber Al-Bakr in der Justizvollzugs¬ 
anstalt Leipzig hat Klaus Bartl, verfas- 
sungs- und rechtspolitischer Sprecher 
der Linksfraktion im Sächsischen Land¬ 
tag, auf die „stupide Kürzungspolitik“ 
der CDU hingewiesen. Nicht nur bei 
Lehrern und Polizisten herrsche Perso¬ 
nalnotstand, sondern auch in der Justiz 
und speziell im Vollzug. „Dort wurden 
zwischen 2003 und 2015 insgesamt 353 
Personal- und 84 Anwärterstellen abge¬ 
baut. Gleichzeitig wurden mehrere Jus¬ 
tizvollzugsanstalten, so der Männervoll¬ 
zug in Chemnitz und die JVA Plauen, 
ersatzlos geschlossen“, berichtete Bartl. 
Er sieht „akuten Bedarf, das Personal 
im Justizvollzug in den kommenden 
beiden Jahren um wenigstens 100 Stel¬ 
len aufzustocken“. Da Verhaltensauf- 
fälligkeiten zunehmen würden, müss¬ 
ten die Fachdienste, also Psychologen, 
medizinisches Personal, pädagogische 
Kräfte und der Sozialdienst gestärkt 
werden, forderte der Politiker. 

Höhere Bußgelder 

Wer ab dem 1. August Hartz IV bean¬ 
tragt und Angaben über Erbschafts¬ 
oder Vermögensverhältnisse falsch, 
unvollständig oder nicht rechtzeitig tä¬ 
tigt, kann mit einem Bußgeld von bis zu 
5 000 Euro belegt werden. Durch das 
Hartz-IV-Änderungsgesetz sind davon 
auch Neuanträge betroffen. Zahlungs¬ 
verweigerer müssen zudem mit Er¬ 
zwingungshaft rechnen. 

Bundesregierung 
tadelt Russland 

Die Bundesregierung begleitet die am 
Wochenende begonnene Militäroffensi- 
ve jihadistischer Milizen in Aleppo mit 
der Verstärkung ihres Drucks auf Russ¬ 
land. „Moskau als wichtigster Unterstüt¬ 
zer des Regimes“ in Damaskus müsse 
„weiter seinen Einfluss geltend machen, 
damit eine tragfähige Übereinkunft für 
Aleppo und letztlich ein Waffenstillstand 
für ganz Syrien möglich wird“, erklärte 
Außenminister Frank-Walter Steinmei¬ 
er am Samstag. Während die Ausweitung 
der Sanktionen gegen Russland nicht 
ausgeschlossen wird, ist die Bundesre¬ 
gierung weiter um enge Kooperation mit 
der Türkei und Saudi-Arabien bemüht. 
Beide Staaten unterstützen nach wie vor 
die Aufständischen in Aleppo. Sie gehör¬ 
ten auch im ersten Halbjahr 2016 wie¬ 
der zu den zehn wichtigsten Empfängern 
deutscher Rüstungsexporte. 

www.german-foreign-policy.com 


Mehrheiten und Macherstimmung 

DKP-Mitglieder diskutieren über Wahlkampf 


M acherstimmung“ - so fasst 
ein Mitglied der Münchener 
DKP die Landesmitglieder- 
versammlung zusammen, auf der die 
DKP-Bezirke Nord- und Südbayern 
am vergangenen Sonntag ihre Kan¬ 
didatinnen und Kandidaten für die 
Bundestagswahl bestimmten und die 
nächsten Schritte für den Wahlkampf 
diskutierten. In der Abschlussdiskus¬ 
sion bemerkten die Augsburger Ge¬ 
nossen, dass für einen Wahlkampf eine 
gemeinsame Website für ganz Bayern 
nötig sei - sie hätten da etwas vorbe¬ 
reitet, die Versammlung war damit ein¬ 
verstanden, dass die Wahlkampfseite 
schon am folgenden Montag online 
gehen sollte. 

In Baden-Württemberg, Bayern, 
Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vor¬ 
pommern, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein haben die DKP- 
Mitglieder begonnen, den Beschluss 
ihres Parteitages umzusetzen und stell¬ 
ten Landeslisten auf. In den anderen 
Bundesländern haben die dafür nöti¬ 
gen Landesmitgliederversammlungen 
noch nicht stattgefunden. Der DKP- 
Vorsitzende Patrik Köbele schätzt ein: 
„An den stattgefundenen Versamm¬ 
lungen sehen wir, in welche Richtung 
sich die Diskussion in der DKP entwi¬ 


ckelt hat: Wir haben einen Beschluss, 
und den setzen wir gemeinsam um. 
Die Partei hat mit dem vergangenen 
Wochenende gezeigt, dass sie die Bun¬ 
destagswahlen nutzen will, um mit un¬ 
seren Positionen an die Massen zu ge¬ 
hen.“ 

Seit mehr als einem Jahr streiten 
die DKP-Mitglieder darüber, mit wel¬ 
cher Ausrichtung die Partei 2017 in den 
Wahlkampf gehen soll. Vor grundsätz¬ 
lich derselben Frage standen auch die 
beiden DKP-Bezirke in Nordrhein- 
Westfalen, die am Sonntag sowohl über 
ihre Landesliste zu den Bundesstags- 
als auch zu den Landtagswahlen am 
17. Mai 2017 entschieden. 

„Wir haben eine ähnliche Situa¬ 
tion wie in der Weimarer Republik: 
Die Rechte ist auf dem Vormarsch, die 
Linke ist zerstritten. Ich plädiere da¬ 
für, nicht zu kandidieren, wir sollten 
die Partei ,Die Linke 4 zur Wahl emp¬ 
fehlen“, argumentierte eine Genossin 
der DKP Rheinland-Westfalen. Ein 
Mitglied des Bezirkes Ruhr ergänzte: 
„Es ist sehr wichtig, dass die Linken ins 
Parlament kommen“, deshalb solle die 
DKP die Linkspartei im Wahlkampf 
unterstützen. Außerdem sei die DKP 
so schwach, dass eine eigene Kandida¬ 
tur nicht sinnvoll sei. 


Diese Argumente richten die Kri¬ 
tiker der Parteiführung genauso gegen 
den eigenständigen Antritt in Nord¬ 
rhein-Westfalen wie auf Bundesebene. 
Auch in Bayern kritisierten Mitglieder 
die Kandidatur auf dieser Grundlage: 
Das Wichtigste sei, dass die AfD nicht 
viele Stimmen erhält, daher solle die 
DKP zur Wahl der Linkspartei aufru- 
fen. In den vergangenen Monaten ha¬ 
ben die DKP-Mitglieder intensiv über 
diese Frage diskutiert, auf den bishe¬ 
rigen Landesmitgliederversammlun- 
gen zeigte sich, dass beide Seiten ihre 
Argumente deutlich formuliert haben 
und dieser gemeinsame Diskussions¬ 
stand die Grundlage ist, um weitere 
Entscheidungen zu treffen. 

In NRW berichteten Teilnehmer 
der Versammlung von ihren Diskus¬ 
sionen mit Genossen der Linkspartei 
über den Wahlantritt der DKP. Ihre 
Erfahrung sei, dass die Linken in der 
Linkspartei - die die „Haltelinien“ der 
Partei ernst nehmen, nicht um jeden 
Preis regieren wollen und die Zusam¬ 
menarbeit auf der Straße suchen - die 
DKP zu einer eigenen Kandidatur er¬ 
mutigen. Sie sagen, so ein Düsseldorfer 
DKP-Mitglied: Wenn es links von der 
Linkspartei eine Kandidatur gibt, fällt 
es uns leichter, die linken Positionen 


unserer eigenen Partei zu verteidigen. 
Ein Mülheimer Mitglied wies darauf 
hin, dass es einen einfachen Grund 
gebe, nicht zur Wahl der Linkspartei 
aufzurufen: Diese Partei vertrete keine 
einheitliche Politik. Neben linken Posi¬ 
tionen gebe es auch in NRW die „Thü¬ 
ringer Linie“, die in der Regierung eine 
ähnliche Politik wie die bürgerlichen 
Parteien machen will. Die Versamm¬ 
lung machte deutlich: Die DKP wird 
mit ihrem eigenständigen Wahlkampf, 
mit ihrem Sofortprogramm, einen Bei¬ 
trag dazu leisten, linke Kräfte zusam¬ 
menzuführen - denn um gemeinsam 
zu kämpfen braucht es eine gemein¬ 
same inhaltliche Grundlage, die For¬ 
derungen des Sofortprogramms sind 
ein Angebot dazu. Nachdem die Mit¬ 
glieder entschieden hatten, dass die 
DKP zur Landtagswahl antreten wird, 
diskutierten und beschlossen sie ihr 
Landtagswahlprogramm, das die Be¬ 
zirksvorstände auf Grundlage des bun¬ 
desweiten Sofortprogramms erarbeitet 
hatten. Nun drehte sich die Diskussi¬ 
on um konkrete Forderungen gegen 
Sanktionen für junge Hartz-IV-Emp- 
fänger und für die Rechte von Asyl¬ 
bewerbern. 

Besonders im Bezirk Südbayern 
war die Kandidatur zu den Bundestags¬ 
wahlen umstritten. Bei der Versamm¬ 
lung beider bayerischer Bezirke am 
Sonntag beschlossen die Teilnehmer 
trotzdem mit 48 zu 4 Stimmen, eine 
Landesliste aufzustellen, weil nur weni¬ 
ge Kritiker der Kandidatur überhaupt 
zur Versammlung gekommen waren 
und die Diskussion mit ihren Genos¬ 
sen suchten. 

Die Diskussionen vom Wochenen¬ 
de zeigten, dass das Sofortprogramm 
der DKP für den kommenden Wahl¬ 
kampf die richtige Grundlage ist. Die 
Mitglieder des Münchener Betriebs¬ 
aktivs berichteten, dass sie im Okto¬ 
ber vier Infostände mit dem Sofort¬ 
programm durchgeführt haben: „Die 
Genossen waren beeindruckt, wie gut 
es funktioniert hat, mit dem Programm 
auf die Leute zuzugehen.“ Ein Redner 
in NRW erzählt vom Europawahl¬ 
kampf 2014: „Ich habe erlebt, wie sich 
Parteigruppen zusammengerauft ha¬ 
ben. Ein Jahr, wie wir es vor uns haben, 
kann dazu führen, dass wir gemeinsam 
wieder in die Aktion gehen, dass wir 
in den Fußgängerzonen und Schulen 
Diskussionen führen. Das möchte ich 
wieder erleben.“ 0. M. 



Die Mitglieder der DKP-Bezirke in NRW entschieden am Sonntag, bei den Landtagswahlen anzutreten. 


Berufsverbot 2016 

Münchner Uni will DKP-Mitglied einstellen, Verfassungsschutz blockiert 


„Es ist beschämend, dass die Univer¬ 
sität, deren Professor Michael Meyen 
dich gerne als Doktorand an seinem 
Lehrstuhl haben würde, vorab beim 
Verfassungsschutz um Genehmigung 
nachfragen muss 44 , schrieben die Mit¬ 
glieder der bayerischen DKP an Kerem 
Schamberger. Der bayerische Verfas¬ 
sungsschutz blockiert seine Einstellung 
mit den alten Mitteln aus der Zeit des 
„Radikalenerlasses“ - er überprüft, ob 
Kerem „Gewähr dafür bietet, dass er 
jederzeit für die freiheitliche demo¬ 
kratische Grundordnung im Sinn des 
Grundgesetzes und der Verfassung des 
Freistaates Bayern eintritt“. Für Kerem 
heißt das: Seit Anfang Oktober hat er - 
mindestens vorläufig - Berufsverbot, 
weil er Mitglied der DKP ist. Für Bay¬ 
ern heißt das, dass wie vor 30 Jahren 
ausgerechnet der Inlandsgeheimdienst 
das Recht erhält, Personen auf ihre Ge¬ 
sinnung zu prüfen und ihre Einstellung 
beim Staat zu verhindern. 

Schon für seine Bewerbung musste 
Kerem das offizielle „Verzeichnis ex¬ 
tremistischer oder extremistisch beein¬ 
flusster Organisationen“ zur Kenntnis 
nehmen. In dem folgenden „Fragebo¬ 
gen zur Prüfung der Verfassungstreue“ 
verheimlichte er nicht, in welchen Or¬ 
ganisationen von der langen Liste er 
Mitglied ist oder war - zum Beispiel 


in der DKP. Professor Michael Meyen 
wollte ihn als wissenschaftlichen Mit¬ 
arbeiter am Institut für Kommunikati¬ 
onswissenschaften der Münchner Uni 
einstellen, Kerem sollte lehren und eine 
Doktorarbeit über „das kurdische Me¬ 
diensystem“ schreiben. 

Der Fragebogen, in dem alle Be¬ 
werber für den bayerischen öffentli¬ 
chen Dienst ihre Treue zur Freiheit¬ 
lich-Demokratischen Grundordnung 
zu versichern haben, ging ans Perso¬ 
naldezernat der Uni und von dort zum 
Verfassungsschutz, der zu Kerems Ver¬ 
fassungstreue Stellung nehmen sollte. 
Das war im Juni. Am ersten Oktober 
sollte Kerem die Stelle antreten. Weil 
der Verfassungsschutz noch nicht ge¬ 
antwortet hat - das könne, wenn „eine 
Fülle von Erkenntnissen“ vorliege, 
schon mal länger dauern, so der Ge¬ 
heimdienst - ist die Stelle unbesetzt 
und Kerem arbeitslos. 

Jetzt lebt er von seinen Rücklagen 
und überlegt, wann er Arbeitslosen¬ 
geld beantragen muss. Wenn die Be¬ 
hörden entscheiden, dass Kerem als 
DKP-Mitglied ein Verfassungsfeind ist 
und im öffentlichen Dienst nicht einge¬ 
stellt werden darf, bedeutet das für den 
Nachwuchswissenschaftler ein Berufs¬ 
verbot in Bayern - kommunikations- 
wissenschaftliche Forschung findet an 


staatlichen Einrichtungen statt. „Mir 
bliebe nur in ein anderes Bundesland 
zu ziehen“, sagt Kerem. 

Über diesen „Hauch von Kaltem 
Krieg“, den die Blockade von Kerems 
Einstellung bedeutet, berichtete die 
„Süddeutsche Zeitung“ am 21. Okto¬ 
ber. Im Gespräch mit UZ stellt Kerem 
fest, „dass viele Genossinnen und Ge¬ 
nossen - egal zu welcher Strömung sie 
in der DKP gehören - sich von meinen 
Aussagen in dem Artikel auf den Schlips 
getreten fühlen“. Denn in dem Artikel 
ging es nicht nur um das faktische Be¬ 
rufsverbot und den Kampf dagegen. 

Kerem hatte der SZ gesagt, dass er 
den Begriff des Marxismus-Leninismus 
für „stalinistisch“ hält. Hat er sich da¬ 
mit von seiner eigenen Partei - die sich 
als marxistisch-leninistisch bezeich¬ 
net - distanziert? „Nein. Ich habe nur 
gesagt, dass ich diesen Begriff, der von 
der DKP-Mehrheit verwendet wird, als 
stalinistisch ablehne.“ 

Und er hatte gegenüber der SZ ge¬ 
sagt: „In die alte DKP vor 1989 wäre ich 
nicht eingetreten.“ Er betont, das min¬ 
dere nicht seinen Respekt vor denje¬ 
nigen, die in der illegalen KPD oder 
der DKP aktiv waren. Nur: „Ich glau¬ 
be, dass vor 1989 die Solidarität mit der 
Sowjetunion und der DDR eher bedin¬ 
gungslos war und nicht unbedingt sehr 


reflektiert, weil auch viele Abhängig¬ 
keiten bestanden. Als ich 2003 in die 
DKP eingetreten bin und als wir noch 
in der Mehrheit waren, habe ich die 
selbstkritische Aufarbeitung der eige¬ 
nen Geschichte sehr geschätzt“. 

Die Berufsverbote gegen Kommu¬ 
nisten haben eine lange Tradition. Der 
SZ-Artikel ordnet Kerems Aussagen so 
an, dass der Eindruck entsteht, Kerem 
wolle sagen: Im Gegensatz zu den Be¬ 
rufsverbotsopfern der 70er Jahre bin 
ich überhaupt kein Verfassungsfeind. 
„Das wollte ich auf keinen Fall sagen. 
Auch wenn ich sage, dass die DKP da¬ 
mals anders war, heißt das nicht, dass 
ich sagen würde: Dann waren das böse 
Leute, die haben zu Recht Berufsver¬ 
bot bekommen.“ 

Die Vorsitzenden der DKP stellten 
in einer Solidaritätserklärung fest, die 
bayerische Berufsverbotspraxis „trifft 
Kerem, aber (sie) zielt auf unsere Par¬ 
tei, die DKP“ und riefen dazu auf, „ge¬ 
gen das undemokratische Agieren des 
Geheimdienstes“ zu protestieren. Ke¬ 
rem selbst will sowohl mit seiner An¬ 
wältin Herta Däubler-Gmelin als auch 
mit öffentlichem Druck für seine Ein¬ 
stellung kämpfen. Professor Meyen 
und das Institut wollen ihn trotz ge- 
heimdienstlicher Verzögerung einstel¬ 
len. Olaf Matthes 
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Im Auftrag von Erdogan 

Mammutprozess gegen ATIK-Aktive in München 



A m 15. April des Vorjahres stürm¬ 
ten deutsche Polizeieinheiten in 
unverhohlener Kumpanei mit 
dem türkischen AKP-Regime in einer 
groß angelegten Razzia die Räumlich¬ 
keiten der ATIK (Konföderation der 
Arbeiterinnen aus der Türkei) sowie 
mehrere Wohnungen. Flankiert von 
zeitgleichen Paralleloperationen quer 
durch Europa wie nachfolgenden Aus¬ 
lieferungen sitzen seitdem zehn ATIK- 
Aktivistlnnen in deutschen Gefängnis¬ 
sen ein. 

Nach 14 Monaten strenger Isola¬ 
tionshaft wird ihnen seit dem 17. Juni 
dieses Sommers nun vor dem Ober¬ 
landesgericht München auf Grundlage 
des „Terrorismus“-Paragraphen 129 a/b 
der Prozess gemacht. Der Vorwurf: Sie 
sollen (führende) Mitglieder der Kom¬ 
munistischen Partei der Türkei/Marxis- 
tisch-Leninistisch (TKP/ML) sein. Ir¬ 
gendwelche konkreten Straftaten wer¬ 
den ihnen nicht vorgeworfen. 

Manche Mitgliedsvereine von ATIK 
gibt es seit den 70er Jahren, 1986 hat 
ATIK sich als Konföderation gebildet. 
Sie setzt sich europaweit für die Rechte 
der Migrantlnnen, Frauen und Arbeite¬ 
rinnen ein, engagiert sich gegen Rassis¬ 
mus und Fremdenfeindlichkeit und ver¬ 
ficht die internationale Solidarität und 
den Antiimperialismus. 

Die TKP/ML wiederum, ist eine 
weder in Deutschland oder anderswo 
in der EU verbotene, noch sich auf der 
EU-Terrorliste befindende maoistische 
Partei, in der Traditionslinie des 1973 
bestialisch zu Tode gefolterten türki¬ 
schen Revolutionärs Ibrahim Kaypak¬ 
kaya. 

Vor diesem Hintergrund fungiert 
denn auch wie so oft der ursprünglich 
auf die „Sozialistengesetze“ Bismarcks 
der Kaiserzeit zurückgehende und 
seither mehrfach modifizierte, erwei¬ 


terte und verschärfte Gesinnungs- und 
Feindstrafrechtsparagraph 129 a/b, als 
justiziell aufgefahrenes Geschütz. 

Nach diesem sogenannten Organi¬ 
sationsstraftatbestand muss den Ange¬ 
klagten keine einzige konkrete Straftat 
nachgewiesen werden, alleine die Zu¬ 
rechnung zur inkriminierten Vereini¬ 
gung reicht aus, um sie auf die Anklage¬ 
bank zu zerren. Und während Straftat¬ 
bestände ansonsten an ein konkretes 


Delikt anknüpfen und dieses zur Vo¬ 
raussetzung haben, setzt die Strafbar¬ 
keit nach §129 bereits in deren Vorfeld 
an, womit sowohl legale politische Tä¬ 
tigkeiten (vom Spendensammeln, über 
das Verteilen von Publikationen, oder 
dem Organisieren von Veranstaltun¬ 
gen), wie teils sogar gänzlich neutrale 
Handlungen bzw. private Verhaltens¬ 
weisen der Kriminalisierung anheim¬ 
fallen. 


So ist denn der einzige im Ankla¬ 
gekonvolut angeführte Straftatbestand 
eine weit zurückliegende, vorgebliche 
Grenzübertrittsverletzung mit einem 
gefälschten Pass. Ein Delikt, dessen sich 
die Staatsanwaltschaft zudem erdreiste- 
te, gerade gegen Müslüm Elma ins Feld 
zu führen. 

Elma wurde zu Beginn des Mili¬ 
tärputsches 1980 in Diyarbakir ver¬ 
haftet und verbüßte anschließend 22 
Jahre Haft in türkischen Gefängnissen. 
Von Beginn seiner Haft brutalster Fol¬ 
ter ausgesetzt, nahm er 1984 an einem 
zweimonatigen Hungerstreik teil, der 
bei ihm auch bleibende gesundheitli¬ 
che Schäden hinterließ. 2002 gelang 
ihm schließlich die Flucht nach Euro¬ 
pa. In Deutschland erhielt Elma dann, 
nicht zuletzt aufgrund der auch behörd¬ 
licherseits anerkannten mehrfachen wie 
monatelangen schweren Folter, Asyl. 
Landes weite Bekanntheit in der türki¬ 
schen und kurdischen Linken erlangte 
der damals junge Anhänger der TKP/ 
ML allerdings bereits Anfang der 80er: 
als einer der vierköpfigen Gruppe poli¬ 
tischer Aktivisten, die sich vor Gericht 
erstmals standhaft auf kurdisch vertei¬ 
digten. In seinem Asylantrag gab Elma 
denn auch an, in der Türkei im Rahmen 
der TKP/ML aktiv gewesen und des¬ 
halb vom türkischen Staat verfolgt wor¬ 
den zu sein. Die deutsche Bundesstaats¬ 
anwaltschaft gedenkt ihm jetzt aber ge¬ 
nau daraus einen Strick zu drehen. 

Dass es sich im Münchner Verfahren 
um eine „Auftragsarbeit für die Türkei“ 
handelt, wie es eine Anwältin auf den 
Punkt brachte, dessen einzige Funktion 
in der Kriminalisierung kämpferischer 
migrantischer Strukturen wie des re¬ 
volutionären Befreiungskampfes liegt, 
lugt nur notdürftig übertüncht durch 
sämtliche Poren der Prozess-Farce. 
Dem korrespondiert freilich schon die 


einzigartige Konstruktion des §129 b 
(gegen Mitglieder bzw. Unterstützerin¬ 
nen einer sogenannten ausländischen 
terroristischen Vereinigung). Nicht die 
Justiz, sondern die Politik entscheidet 
entlang ihrer außenpolitischen Inter¬ 
essen und der Begehrlichkeiten ihrer 
Partnerländer über die Strafverfolgung. 
Wer „Terrorist“ ist und wer Freiheits¬ 
kämpfer, bestimmen Bundeskanzler¬ 
amt, Außen- und Innenministerium in 
Abstimmung mit dem Justizministeri¬ 
um. Die Justiz mutiert darin zum unmit¬ 
telbaren Instrument wie Sprachrohr au¬ 
ßen- und machtpolitischer Interessen. 

Entsprechend stützen sich die Er¬ 
mittlungsakten (darunter auch nach¬ 
weislich unter Folter zu Protokoll ge¬ 
gebene vage Mutmaßungen) der Staats¬ 
anwaltschaft denn auch überwiegend 
auf Akten türkischer Behörden, deren 
Verfasser im Land am Bosporus zwi¬ 
schenzeitlich durch die Bank entweder 
selbst in Haft sitzen oder als vermeint¬ 
liche Gülen-Anhänger untergetaucht 
sind und ihrerseits als „Terroristen“ 
verfolgt werden. Was für die deutsche 
Bundesregierung und die Justiz aller¬ 
dings „kein Anlass“ ist, „an der Zu¬ 
verlässigkeit der durch die türkischen 
Behörden übermittelten Erkenntnisse 
zu zweifeln“. Diese willfährige Türkei- 
Connection wirft auch ein bezeichnen¬ 
des Licht auf die Übersetzungspraxis 
der Anklage, für die sensiblen politi¬ 
schen Erklärungen und Verteidigun¬ 
gen der Angeklagten ein zugleich in 
der Türkei ansässiges Übersetzungsbü¬ 
ro beauftragt zu haben. 

Derweil wird, wie einer Bundestags¬ 
anfrage zu entnehmen ist, auf Ersuchen 
Ankaras an weiteren Vorerhebungen 
und Verfolgungsermächtigungen gegen 
zusätzliche linke türkisch-kurdische Or¬ 
ganisationen gezimmert. 

Gerhard Mack 


Linksruck ungewiss 

Abgeordneten und Funktionäre von SPD, Grünen und Linkspartei im Trialog 


Die Befürworter von Schwarz-Grün 
im Bundestag essen gern zusammen 
Nudeln, die von „Rot-Rot-Grün“ viel¬ 
leicht lieber Kuchen. Die „Pasta-Con¬ 
nection“ trifft sich jedenfalls schon seit 
längerem immer mal wieder im Restau¬ 
rant „Spaghetti Western“ in Berlin-Mit¬ 
te. Jeweils 15 Abgeordnete von Union 
und Grünen diskutieren da in gemüt¬ 
licher Runde. Bundestagsabgeordnete 
der SPD, der Grünen und der Linkspar¬ 
tei („Oslo-Gruppe“) kommen dagegen 
im „Cafe Waiden“ in Berlin-Prenzlauer 
Berg zusammen. Dort sprechen Stefan 
Liebich und Halina Wawzyniak von 
der Partei „Die Linke“ (Forum demo¬ 
kratischer Sozialismus - fds) mit dem 
Grünen-Fraktionschef Anton Hofrei¬ 
ter sowie der Sozialdemokratin Angela 
Marquardt (früher PDS). 

Dass es solche Diskussionsrunden 
seit Jahren gab und noch heute gibt, ist 
bekannt. Für die Macher des „Focus“ 
ist jedoch das Treffen in Prenzlauer 
Berg ein politischer Skandal. Natür¬ 
lich. Da wird Schlimmes vorbereitet. 
Am 6. Oktober warnte der „Focus“ 
jedenfalls „Deutschland droht ,R2G’ 
(rot-rot-grün). Diese Hinterzimmer- 
Netzwerke bereiten schon jetzt den 
Linksruck in Deutschland vor“. In die¬ 
sem Zusammenhang wurde auch auf 
die von SPD-Mitgliedern initiierte 
„Denkfabrik“, das Institut „Sozialis¬ 
tische Moderne“ und das „Denkwerk 
Demokratie“ verwiesen. 

Doch diese und ähnliche Reakti¬ 
onen waren nur ein seichtes Vorspiel. 
Nach dem Treffen von etwa 100 Abge¬ 
ordneten der SPD, der Grünen und der 
Partei „Die Linke“ am 18. Oktober in 
Berlin, einer Premiere, scheint jetzt der 
„Linksruck“ unmittelbar bevorzuste¬ 
hen. Denn CSU-Generalsekretär An¬ 
dreas Scheuer warf der SPD nach dem 
Treffen Prinzipienlosigkeit vor. „Ich 
stell mir schon die Frage, wie prinzipien¬ 
los und geschichtsvergessen die SPD ist, 


wenn sie mit SED-Erben regieren will“, 
sagte er der „Bild am Sonntag“. Gegen¬ 
über dpa behauptete er: „Jetzt weiß es 
jeder: das Ziel ist eine linke Republik 
mit Rot-Rot-Grün.“ „Diese Linksfront 
würde Deutschland massiv schaden.“ 
CDU-Generalsekretär Peter Tauber 
sagte der „Welt am Sonntag“: „Unser 
Hauptgegner im Wahlkampf bleiben die 
Sozialdemokraten und Rot-Rot-Grün.“ 
Und den Zeitungen der Funke-Medien¬ 
gruppe gegenüber behauptete er gar: 
„Die Linke ist eine rote AfD - sie will 
raus aus dem Euro und bezeichnet die 
Nato als Kriegstreiber.“ Der SPD warf 
er Orientierungslosigkeit vor. 

Dabei hatten zum Treffen am 
18. Oktober der Vize-Fraktionschefs 
Axel Schäfer (SPD), Katja Dörner 
(Grüne), Caren Lay und Jan Körte 
(Linke) unter dem Motto „Trialog für 
eine progressive Politik“ Funktionäre 
und Bundestagsabgeordnete ihrer Par¬ 
teien lediglich zur Debatte um inhaltli¬ 
che Gemeinsamkeiten für eine mögli¬ 
che „rot-rot-grüne“ Koalition nach den 
Bundestagswahlen 2017 eingeladen - 
auch Kritikerinnen und Kritiker von 
„R2G“ aus den eigenen Reihen. Das 
„Impulsreferat“ hielt Professor Oskar 
Negt. SPD-Chef Sigmar Gabriel ließ 
sich „spontan“ bei dem Treffen im Bun¬ 
destag sehen. 

Inhaltliche Festlegungen gab es 
nicht. Zu groß sind die Differenzen 
der Linkspartei mit der SPD und den 
Grünen in der Sozialpolitik sowie in 
der Außen- und Militärpolitik. Diet¬ 
mar Bartsch, Co-Vorsitzender der Bun¬ 
destagsfraktion der Linkspartei mein¬ 
te aber im Vorfeld des Treffens, in der 
Außenpolitik seien viele Differenzen 
überbrückbar. Auch in der SPD forder¬ 
ten schließlich viele eine Reduzierung 
der Auslandseinsätze. In den geltenden 
Beschlüssen der Linkspartei wendet 
sich diese unter anderem aber gegen 
jegliche Auslandseinsätze, spricht nicht 


etwa nur von einer „Reduzierung“. 
Am vergangenen Wochenende stellte 
der Chef der Bundestagsfraktion der 
SPD, Oppermann, in einem Interview 
im Berliner „Tagesspiegel“ klar, dass er 
von der Linkspartei eine grundlegen¬ 
de Kurskorrektur in der Außen- und 
Sicherheitspolitik fordere. Inhaltlich 
„müsse was passieren“. Auch führende 
Grüne verlangten von der Linkspartei 
„Bewegung“. Hofreiter und Özdemir 
betonten zudem - einen Tag bevor bei 
den Grünen die Urwahl ihrer Spitzen¬ 
kandidatinnen bzw. -kandidaten zu den 
Bundestagswahlen begann -, sie woll¬ 
ten an der Eigenständigkeit der Grü¬ 
nen im Wahlkampf festhalten und kei¬ 
ne Koalitionsaussagen treffen. 

„Bewegung“ fordern auch Vertreter 
des Forums Demokratischer Sozialis¬ 
mus in der Linkspartei. Vor allem von 
der eigenen Partei. So im Positionspa¬ 
pier „Inhalte und Strategie nach vorn 
stellen - Reformalternativen sichtbar 
machen“ vom 6. Oktober. Darin wer¬ 
den übrigens die parteiinternen Kri¬ 
tikerinnen und Kritiker der „Refor¬ 
mer“ als „Vertreter der reinen Lehre“ 
diffamiert. Doch man sollte vorsichtig 
sein, der Kreis jener, die mit „Rot-Rot- 
Grün“ im Bund liebäugeln, sicher auch, 
um eine neue Große Koalition und ei¬ 
nen weiteren Rechtsruck zu verhin¬ 
dern, geht in der Linkspartei offenbar 
mittlerweile weit über den Kreis der 
„Reformer“ hinaus. Anders als diese 
wollen manche anscheinend im Vorfeld 
der Bundestagswahlen aber weder eine 
frühe Festlegung noch zu weit gehende 
Zugeständnisse. 

Aber was geschieht dann? Es ist 
kaum zu erwarten, dass die SPD - Op¬ 
permann hat das schon deutlich ge¬ 
macht - oder die Grünen in grundsätz¬ 
lichen Fragen kompromissbereit sind. 
Nun: Der „Trialog“ soll Anfang De¬ 
zember fortgesetzt werden. 

Nina Hager 


Opfer erneut entwürdigt 

Maas will Opfer der Schwulenverfolgung „entschädigen“ 


Schwule Männer, die Opfer des §175 
StGB wurden, können auf Rehabi¬ 
litierung und Entschädigung hoffen. 
Am Lreitag legte Bundesjustizminis¬ 
ter Heiko Maas (SPD) einen entspre¬ 
chenden Referentenentwurf vor. Dem 
Entwurf zufolge plant Maas, dass die 
Opfer der staatlichen Schwulenver¬ 
folgung pauschal mit nur 1 500 Euro 
pro Haftjahr und einer Pauschale von 
3 000 Euro für den Urteilsspruch selbst 
entschädigt werden sollen. 

In der Bundesrepublik galt der 
§175 StGB bis 1994. In der DDR war 
er bereits 1988 abgeschafft worden. 
Faktisch war er jedoch schon seit der 
DDR-Strafrechtsreform 1957 nicht 
mehr angewandt worden. Der von 
den Faschisten verschärfte §175 StGB 
hatte in der Bundesrepublik hingegen 
bis ins Jahr 1969 in der von den Nazis 
erlassenen Form weitergegolten. Ins¬ 
gesamt kam es in der Bundesrepublik 
zu über 100 000 Ermittlungsverfahren. 
Mindestens 50 000 Schwule wurden 


nach §175 StGB verurteilt. Im Bun¬ 
deszentralregister sollen aktuell noch 
2 976 Verurteilungen nach §175 StGB 
erfasst sein. 

„Alle Parteien sind aufgefordert, 
einvernehmlich an der Rehabilitierung 
der Opfer des §175 und ihrer Angehö¬ 
rigen mitzuarbeiten“, stellte DGB-Vor- 
sitzender Reiner Hoffmann klar. Der 
Gesetzentwurf werde „dem Anliegen 
einer umfassenden Entschädigung und 
Rehabilitierung in zahlreichen Punkten 
nicht gerecht“, erklärte Jasper Prigge, 
stellvertretender Landessprecher der 
Linkspartei in NRW. So sieht der Lin- 
ken-Politiker die Opfer der staatlichen 
Schwulenverfolgung „durch die geplan¬ 
ten, sehr geringen Entschädigungszah¬ 
lungen erneut entwürdigt“. Auch sei kei¬ 
ne Entschädigung für die Folgen eines 
Arbeitsplatzverlustes, zu dem es bei 
nicht wenigen der §175-Opfer infolge 
von entsprechenden Ermittlungsver¬ 
fahren oder Verurteilungen kam, vor¬ 
gesehen, monierte er. Markus Bernhard 


Schlagstock statt Integration 

Polizei greift Demo gegen Ausgrenzungsgesetz an 


Am 22. Oktober demonstrierten in 
München etwa 1 800 Menschen gegen 
das geplante bayerische Integrations¬ 
gesetz. Zu der Demonstration hatten 
60 antifaschistische und demokratische 
Organisationen aufgerufen. Die SDAJ 
München wertete die Demonstration 
auf Facebook als ein „starkes State¬ 
ment“ gegen das geplante Integrati¬ 
onsgesetz. 

Die Polizei griff den „Antikapita¬ 
listischen Block“ an und nahm elf De¬ 
monstranten fest. Anton Hirtreiter von 
ver.di Bayern beschreibt die Stimmung, 
die die Polizei auf der Demonstration 
verbreitete: „Das letzte Mal als ich ein 


ähnlich beklemmendes Gefühl hatte, 
war vor einigen Jahren in Istanbul, als 
wir gegen die Kündigung von Gewerk¬ 
schaftern bei UPS demonstrierten. 
Wer dabei war, hat gesehen, wie sehr 
die Staatsregierung vor den Menschen 
Angst hat.“ 

Das Integrationsgesetz soll Flücht¬ 
linge verpflichten, deutsch zu lernen 
und die „bayerische Leitkultur“ zu ach¬ 
ten. Damit stellt es Flüchtlinge unter 
Generalverdacht, sich nicht integrieren 
zu wollen und behindert damit die In¬ 
tegration. Die Organisatoren der De¬ 
monstration nennen es deshalb „Aus¬ 
grenzungsgesetz“. Hannes Schinder 
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Premier Renzi zieht alle Register 

Referendum in Italien: Abschaffung des Senats als zweiter Kammer 



Generalstreik in Italien 

Rund 40 000 Menschen demonstrierten letzten Samstag in Rom gegen die italienische Regierung und für ein „Nein“ beim 
Verfassungsreferendum am 4. Dezember. Nach Angaben der Gewerkschaften des USB (Unione Sindicale di Base) streikten 
am Tag zuvor landesweit 1,3 Millionen Arbeiter und Angestellte. Schwerpunkt der Streiks waren die Verkehrsbetriebe, in 
denen die mit der USB verbundenen Gewerkschaften stark vertreten sind. 

Die traditionellen Gewerkschaftsbünde hatten nicht zum Streik aufgerufen. Die USB zeigte sich zufrieden mit der Beteili¬ 
gung und sieht darin die„Rückkehr des politischen Streiks, den wir in unserem Land lange verloren hatten“. 


A m 4. Dezember stimmt Italien 
in einem Referendum über eine 
Reform des Senats ab. Das Mei¬ 
nungsforschungsinstitut Ixe sieht mit 35 
bis 38 Prozent jeweils für ein „Si“ (Ja) 
oder „No“ ein Kopf an Kopf-Rennen 
voraus, bei dem etwa 27 Prozent sich 
noch nicht entschieden hätten. 

Auf dem Stimmzettel ist das Ziel 
klar formuliert: „Überwindung des 
Zweikammersystems, Reduzierung 
der Zahl der Senatoren, Begrenzung 
der Kosten zur Verwaltung der Institu¬ 
tionen“. Statt der bisher 315 soll es nur 
noch 100 Senatoren geben, die kei¬ 
ne Diäten mehr erhalten. Sie werden 
nicht gewählt, sondern aus Vertretern 
der Regionen und Bürgermeistern gro¬ 
ßer Städte gestellt. Hinzu kommen zwei 
vom Staatspräsidenten auf Lebenszeit 
ernannte Senatoren und die ehemali¬ 
gen Staatspräsidenten. Sie haben das 
Recht über Gesetze mit zu bestimmen, 
können aber nicht mehr durch Vertrau¬ 
ens- bzw. Misstrauensvotum über die 
Regierung entscheiden. Die Senatsre¬ 
form gilt als wichtigste Verfassungsän¬ 
derung seit 1945. Da bei der Abstim¬ 
mung in Parlament und Senat darüber 
keine Zweidrittelmehrheit zustande 
kam muss darüber nun das Referen¬ 
dum entscheiden. 

Der Ausgang des Referendums 
dürfte vor allem durch die Minderheit 
(Linke und Mitte) in Renzis sozialde¬ 
mokratischem Partito Democratico 
(PD) entschieden werden, von denen 
viele derzeit mit „No“ (Nein) stimmen 
wollen. Außerdem lehnen die Kritiker 
das von Renzi durchgesetzte neue, Ita- 
licum getaufte Wahlgesetz ab, das der 
Partei, die 40 Prozent Wählerstim¬ 
men erreicht, einen Siegerbonus von 
340 der insgesamt 630 Sitze im Parla¬ 
ment zugesteht. Da es keine Listen¬ 
verbindungen zulässt, haben kleine¬ 
re Parteien kaum eine Chance, die 3 
Prozent-Sperrklausel zu überspringen 


und werden aus dem Parlament ausge¬ 
schlossen. 

Diese Widersacher haben sich, was 
die Senatsreform betrifft, in eine wi- 
derspüchliche, kontraproduktive Situ¬ 
ation manövriert. Da Renzi bei einer 
Ablehnung zunächst seinen Rücktritt 
angekündigt hatte, wollte ihm die PD- 
Minderheit, vor allem die Parteilinke, 
mit einem „No“ (Nein) für seine auto¬ 


ritäre, rechte und gewerkschaftsfeindli¬ 
che Politik einen Denkzettel verpassen 
und ihn danach zum Rücktritt als Par- 
tei-und Regierungschef zwingen. Das 
Paradoxe besteht nun darin, dass der 
1946/47 als Kompromiss aus der Mo¬ 
narchie in modifizierter Form über¬ 
nommene Senat eine Hauptursache 
für die politische Lähmung und Insta- 
biltät des Landes ist. Seit 1945 gab es 


63 Regierungen. Die Verabschiedung 
von Gesetzen zog sich durch langwie¬ 
rige Prozeduren oft über Jahre hin. Mit 
der Senatsreform setzt der zum Sozi¬ 
aldemokraten mutierte frühere rechte 
Christdemokrat Renzi eine progressi¬ 
ve Reform des bürgerlich-parlamen¬ 
tarischen Systems in Gang. Obendrein 
macht er Einsparungen im Haushalt in 
Höhe von Milliarden Euro geltend. 


Die Gegensätze in der PD versucht 
das rechtsextreme Lager - Forza Italia 
von Ex-Premier Berlusconi, die rassisti¬ 
sche Lega Nord und die aus der frühe¬ 
ren Alleanza Nazionale hervorgegan¬ 
genen faschistischen Fratelli (Brüder) 
Italiens - auszunutzen und fordert nach 
einer Niederlage den Rücktritt Renzis. 
Angesichts schlechter Umfragewerte 
von kaum 20 Prozent sind sie von vor¬ 
gezogenen Neuwahlen abgerückt und 
setzen auf eine Destabilisierung und 
eine Übergangsregierung unter ihrer 
Einbeziehung. Renzi warnt seine PD- 
Minderheit, ein „No“ sei „eine Unter¬ 
stützung für die Rechte. Auch die Pro¬ 
testbewegung Fünf Sterne (M5S), die 
ebenfalls für ein „No“ trommelt, profi¬ 
tiere von der PD-Opposition. 

Der Premier zieht alle Register. Er 
hat er ein Komitee für „Si“ gebildet, 
dem er selbst vorsteht. Seine gesamte 
Regierung ist auf Wahlkampftournee. 
Zum Italicum hat er Änderungen zu¬ 
gesagt, allerdings erst nach dem Re¬ 
ferendum. Vor der Debatte über den 
Haushalt 2017 attackiert er wieder ein¬ 
mal die „fragwürdigen bürokratischen 
Regeln“ der EU, die in „hektischer 
Unbeweglichkeit“ verharre. Mit ei¬ 
nem „Si“ werde auch Italiens Stellung 
gegenüber der EU gestärkt. Im neuen 
Haushalt sagt er Rentenerhöhungen 
für die ärmsten Schichten zu, für den 
Wiederaufbau in der im August von ei¬ 
nem Erdbeben betroffenen Region in 
den Abruzzen hat er mit 4,5 Milliarden 
Euro die zunächst geplanten Hilfsgel¬ 
der fast verdoppelt. Mit der Betonung 
der Bedeutung des Referendums un¬ 
terstützt der eigentlich zur Zurück¬ 
haltung verpflichtete Staatspräsident 
Sergio Mattarella ein „Si“. Dass das 
Verfassungsgericht einen Einspruch 
von M5S und Linken in der PD gegen 
das Referendum zurückgewiesen hat, 
kommt Renzi auch zugute. 

Gerhard Feldbauer 


Volksrepubliken unter Dauerbeschuss 

Statt Waffenstillstand Terror gegen den Donbass 


Waffenruhe in Aleppo 
bleibt ungenutzt 

Kampf um Mossul ist ein Feldzug der USA 


Seit geraumer Zeit betreibt die iraki¬ 
sche Armee ihre Offensive, um den IS 
aus Mossul zu vertreiben. Ortschaften 
in der Umgebung der Stadt wurden er¬ 
obert und die Sprecher der Armee be¬ 
tonen, dass die Aktion planmäßig oder 
sogar schneller als geplant verläuft. 
Daran änderte auch ein kurzfristiger 
Angriff des IS auf die Stadt Kirkuk im 
Norden des Irak nichts. 

Wie sehr der Kampf um Mossul ei¬ 
gentlich ein Feldzug der USA ist, zeigen 
die US-Luftwaffe und die insgesamt 
5200 US-Soldaten im Einsatz. Und der 
US-Kriegsminister Carter. Bei seinem 
dritten Besuch in diesem Jahr diskutier¬ 
te er die militärischen Entwicklungen 
mit irakischen und US-Militärs. 

Er erklärte dabei, die Türkei wür¬ 
de eine Rolle im Kampf um Mossul 
spielen - es gäbe eine grundsätzliche 
Einigung zwischen der Regierung in 
Ankara und in Bagdad. Der irakische 
Ministerpräsident dagegen meint, die 
Türkei würde nicht an diesem Feldzug 
teilnehmen. 

So ist die Frage, nach der Zukunft 
Mossuls nach wie vor ungeklärt: wie 
wird die Kontrolle über Mossul zwi¬ 
schen kurdischen Peschmerga, schiiti- 
schen Milizen, irakischer Armee, US- 
Einfluss und türkischer Interessensphä¬ 
re aufgeteilt werden. 

Ungeklärt ist auch, welche Rolle die 
Konflikte zwischen schiitischen Mili¬ 
zen, Sunniten und Kurden im Kampf 
um Mossul spielen werden und wie die 
humanitäre Situation sich entwickeln 
wird, insbesondere, wenn es einen lan¬ 
gen Kampf um Mossul geben sollte. 

Die unterschiedlichen Interessen 
der Akteure bilden einen wahren gor¬ 
dischen Knoten. Der Versuch, ihn mit 
einem militärischen Erfolg zu zerschla¬ 


gen wird womöglich mehr Probleme 
schaffen als lösen. 

In Aleppo konnte eine humanitäre 
Waffenruhe nur einige Tage andauern. 
Die Dschihadisten im Ostteil von Alep¬ 
po verhinderten die Evakuierung von 
Verletzten und Kranken und die Lie¬ 
ferung von Hilfsmitteln. Tatsächlich 
war es verstörend und enttäuschend, 
die Livebilder von den Kontrollposten 
zu sehen, die bereitstehenden Busse, 
Krankenwagen und Hilfslieferungen - 
und zu sehen, dass nichts geschah. 

Dagegen geschah im Umland et¬ 
was: Die Dschihadisten nutzten - wie 
immer - die vorübergehende Waffenru¬ 
he, um ihre Truppen neu zu ordnen, zu 
versorgen und eine weitere Offensive 
vorzubereiten, um von außen den Ring 
um Ost-Aleppo aufzubrechen. 

Für Syrien und seine Verbündeten 
steht ein weiterer Waffenstillstand oder 
weitere Verhandlungen ä la Lausanne 
nicht zur Diskussion. Solange die beste¬ 
henden Vereinbarungen von den USA 
und ihren Verbündeten nicht umgesetzt 
werden, haben weitere Verhandlungen 
keinen Sinn, erklärte der stellvertreten¬ 
de russische Außenminister Ryabkow. 

Politisch und militärisch ist die Si¬ 
tuation um Aleppo und Mossul nicht 
zu vergleichen. Die syrische Regie¬ 
rung und ihre Verbündeten haben ge¬ 
meinsam das Ziel, IS aus Ost-Aleppo 
zu vertreiben und die gesamte Stadt 
wieder unter Regierungskontrolle zu 
bringen. Das trägt zur Stabilisierung 
Syriens bei. Die Vertreibung des IS aus 
Mossul dagegen schafft neue Konflikte 
zwischen den Akteuren, die ihre unter¬ 
schiedlichen Interessen verfolgen und 
sich möglichst große Teile der Region 
aneignen wollen. 

Manfred Ziegler 


Am 16. Oktober wurden Arsen Pawlow, 
Oberst der Streitkräfte der Donez- 
ker Volksrepublik bekannt unter dem 
Codenamen „Motorola“, und einer sei¬ 
ner Personenschützer in Donezk er¬ 
mordet, als er abends den Fahrstuhl zu 
seiner Wohnung in einem Mehrfamili¬ 
enhaus betrat. Eine Sprengvorrichtung 
war am Aufzugschacht installiert wor¬ 
den und wurde durch eine Fernzündung 
ausgelöst. 

Pawlow kam bereits im Frühjahr des 
Jahres 2014 als russischer Freiwilliger 
in den Donbass, er war von Anfang an 
an der Verteidigung der DVR gegen die 
ukrainische Aggression beteiligt und ist 
weit über den Donbass hinaus zu einem 
Symbol des antifaschistischen Wider¬ 
stands dort geworden. Die Behörden 
der DVR nehmen an, dass ukrainische 
Geheimdienste hinter dem Anschlag 
stecken, was nahe liegt, denn von uk¬ 
rainischer Seite gab es bereits mehrere 
Mordaufrufe gegen führende Funktio¬ 
näre und Armeekommandeure beider 
Volksrepubliken, so auch gegen „Mo¬ 
torola“. 

An der Trauerkundgebung zu seiner 
Beerdigung in Donezk nahmen mehr 
als 50 000 Menschen teil. 

Direkt nach dem Mord gab das 
Oberhaupt der DVR, Alexander Sach- 
artschenko, ein Erklärung ab, dass Po- 
roschenko damit ein weiteres Mal den 
Waffenstillstand aufgekündigt habe 
und jede Art von Maßnahmen ergrif¬ 
fen werden, um solche Terroranschläge 
in der Zukunft zu verhindern. 

Vor allem in den ukrainischen Me¬ 
dien wurde dies als eine Aufkündigung 
der Minsker Vereinbarungen interpre¬ 
tiert. Tatsächlich hat jedoch die Füh¬ 
rung der DVR bereits am nächsten Tag 
erklärt, dass sie die Minsker Vereinba¬ 
rungen einhält und nur Angriffe der 
ukrainischen Streitkräfte und Geheim¬ 
dienste abwehrt. 


Tatsächlich hat die Ukraine den 
Waffenstillstand niemals eingehalten. 
Nach wie vor werden Ortschaften der 
DVR jeden Tag von hunderten von Ge¬ 
schossen getroffen, bewusste Terror¬ 
maßnahmen, um die Streitkräfte der 
DVR zum Bruch der Feuereinstellung 
zu provozieren und den Widerstand 
durch zielgerichtete Zerstörung von 
Infrastruktur zu zermürben. 

Eine Ende September in Minsk ver¬ 
einbarte Schaffung von drei entmilita¬ 
risierten Pilotzonen durch simultanen 
Abzug von Truppen und Technik unter 
OSZE-Auf sicht scheitert an dem wich¬ 
tigsten dieser Punkte, dem einzigen offi¬ 
ziellen Passierpunkt über die Kontaktli¬ 
nie in der LVR, bei Staniza Luganskaja, 
da die Ukraine den vereinbarten Rück¬ 
zug verweigert. 

Im Süden der DVR gab es nach 
dem 11. Oktober drei Versuche der uk¬ 
rainischen Truppen, die Verteidigungs¬ 
linie der DVR zu durchbrechen, die 
alle gestoppt werden konnten, wobei 
neun Soldaten der DVR getötet wur¬ 
den. Die Verluste der Kiewer Truppen 
betrugen nach Angaben des DVR-Ver¬ 
teidigungsministeriums 40 Tote. Nach 
dem Scheitern der Angriffe sind von 
ukrainischer Seite die Ortschaften im 
Süden der DVR verstärkt beschossen 
worden. Dies hat dazu geführt, dass ein¬ 
zelne Dörfer bis zu zehn Tagen keine 
Stromversorgung hatten, weil die Re¬ 
paraturbrigaden von ukrainischer Seite 
beschossen wurden. 

Die Verschärfung der Situation wird 
auch von Seiten der OSZE bestätigt, 
wobei die OSZE sich aus tatsächlichen 
oder vermeintlichen Sicherheitsgrün¬ 
den weigert, Beobachter in die südli¬ 
chen Frontabschnitte zu schicken und 
die Angriffe der ukrainischen Streit¬ 
kräfte zur Kenntnis zu nehmen. 

Am 19. Oktober fand in Berlin ein 
Treffen von Merkel, Hollande, Pu¬ 


tin und Poroschenko statt. Der Be¬ 
griff „Normandie-Quartett“ bezeich¬ 
net die Kontakte auf Regierungs- und 
Außenministerebene zwischen Russ¬ 
land, Deutschland, Frankreich und der 
Ukraine. Wirkliche Ergebnisse gab es 
nicht, ein Zeitplan zur Realisierung der 
MinskerVereinbarungen soll erarbeitet 
werden, wobei dies durch die Ukraine 
offen sabotiert wird, u.a. da ihre Vertre¬ 
ter regelmäßig verlangen, dass zunächst 
die Grenzen der Volksrepubliken mit 
der russischen Föderation an die Uk¬ 
raine übergeben werden müssen, was 
nicht nur den Minsker Vereinbarungen 
widerspricht, sondern auch zu Massa¬ 
kern an der Bevölkerung des Donbass 
führen würde. 

Poroschenko erklärte nach dem 
Treffen, alle Teilnehmer hätten sich mit 
der ukrainischen Forderung nach einer 
bewaffneten OSZE-Polizeimission ein¬ 
verstanden erklärt. Dem wurde selbst 
von Merkel widersprochen. Der Spre¬ 
cher Putins, Peskow, erklärte, es sei nur 
von einer möglichen Bewaffnung von 
OSZE-Beobachtern an Brennpunk¬ 
ten oder zum Zeitpunkt der - von der 
Ukraine bisher vollständig verweiger¬ 
ten - Kommunal wählen im Donbass die 
Rede gewesen. 

Die Volksrepubliken lehnen bewaff¬ 
nete ausländische Missionen grundsätz¬ 
lich ab, was auch die Menschen dort in 
Kundgebungen mit zehntausenden Teil¬ 
nehmern deutlich gemacht haben. 

Die Kommunistische Partei der Rus¬ 
sischen Föderation fordert angesichts der 
ukrainischen Angriffe und Terrorakte 
die russische Regierung auf, endlich die 
Volksrepubliken des Donbass offiziell 
anzuerkennen. Sie hat vorgeschlagen das 
Oberhaupt der DVR zu einer Sitzung des 
Duma-Komitees für auswärtige Angele¬ 
genheiten einzuladen, um mit ihm die der¬ 
zeitige Situation zu erörtern. 

Renate Koppe 
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Die Opposition kommt zu spät 

Venezuelas Regierung stabilisiert sich - Juristische Niederlagen für Rechtsblock 



Bereits 2014 wurde in Venezuela Lebensmittelknappheit organisiert 


I n Venezuela scheint das Regierungs¬ 
lager wieder Tritt zu fassen. Mit einer 
Reihe von Maßnahmen ist es Präsi¬ 
dent Nicolas Maduro und den linken 
Parteien in den vergangenen Wochen 
gelungen, die politische Lage zu stabi¬ 
lisieren. Das spiegelt sich in den Zu¬ 
stimmungswerten wider, die das Mei¬ 
nungsforschungsinstitut Hinterlaces am 
16. Oktober veröffentlichte. Der Um¬ 
frage von Anfang des Monats zufol¬ 
ge sprachen sich 51 Prozent dafür aus, 
dass die aktuellen Probleme von der ge¬ 
genwärtigen Regierung gelöst werden 
sollen - gegen 43 Prozent, die sich für 
einen Wechsel an der Staatsspitze aus- 
sprachen. In den Monaten zuvor hatte 
die Opposition vorne gelegen. 

Den „Popularitätssprung“ von Ma¬ 
duro führt das Institut auf die verbes¬ 
serte Versorgungslage zurück - es gebe 
wieder „stapelweise Waren“ in den Ge¬ 
schäften. Zudem werde das staatliche 
System lokaler Komitees zur Verteilung 
von Grundnahrungsmitteln (CLAP) 
von inzwischen 58 Prozent der Bevöl¬ 
kerung anerkannt. Diese Nachbar¬ 
schaftsvereinigungen verkaufen Waren 
des täglichen Bedarfs wie Nudeln, Reis 
oder Mehl zu staatlich kontrollierten 
Preisen, die deutlich unter denen des 
freien Marktes liegen. Nach Anlauf¬ 
schwierigkeiten erreichen die Komitees 
inzwischen offenbar weite Teile der Be¬ 
völkerung. Als „effizient“ bewerten je¬ 
doch nur 44 Prozent der Befragten die 
Arbeit der Komitees. 

Venezuelas Regierung ist es inzwi¬ 
schen gelungen, sich einer Blockade 
durch das von der Opposition kontrol¬ 
lierte Parlament zu entziehen. Dazu hat 
die Führung des rechten Lagers um Par¬ 
lamentspräsident Henry Ramos Allup 
selbst beigetragen, als sie Entscheidun¬ 
gen des Obersten Gerichtshofs (TSJ) 
ignorierte und suspendierte Abgeord¬ 
nete an den Sitzungen teilnehmen ließ. 
Die Richter erklärten daraufhin, dass 
alle Beschlüsse der Nationalversamm¬ 
lung, die seither gefällt wurden, ungül¬ 
tig sind. Entsprechend ordneten sie an, 
dass Präsident Maduro den Staatshaus¬ 
halt für 2017 nicht den Abgeordneten, 
sondern den Richtern vorzulegen habe. 
Das tat Vizepräsident Aristöbulo Istü- 


riz Mitte Oktober, während sich Ma¬ 
duro die Zustimmung seiner Anhänger 
bei einer Kundgebung in Caracas ein¬ 
holte. Die staatlichen Medien nannten 
diese Demonstration eine „Sitzung des 
Kongresses des Heimatlandes“. Diesen 
„Congreso de la Patria“ hatte Madu¬ 
ro Anfang des Jahres als symbolische 
Alternative zur Nationalversammlung 
ins Leben gerufen. Eine reale politische 
Rolle abseits von demonstrativen Akti¬ 
onen spielt er jedoch nicht. 

Gescheitert ist die Opposition auch 
mit dem Versuch, noch in diesem Jahr 
ein Amtsenthebungsreferendum ge¬ 
gen den Präsidenten durchzusetzen. 
Bis zum 28. Oktober, sollten die Re¬ 
gierungsgegner ursprünglich drei Tage 
Zeit haben, die Unterschriften von 20 
Prozent der Wahlberechtigten zu sam¬ 
meln. Wäre ihnen das in allen Bundes¬ 
staaten gelungen, hätte das Referen¬ 
dum im ersten Quartal des kommenden 
Jahres stattfinden können. Am 20. Ok¬ 
tober stoppte der Nationale Wahlrat 
(CNE) die Kampagne jedoch, nachdem 


mehrere Gerichte Manipulationen im 
Vorfeld festgestellt hatten. Im April 
hatte die Opposition als ersten Schritt 
die Unterschriften von einem Prozent 
der Wahlberechtigten sammeln müssen. 
In die Listen hatten sich jedoch angeb¬ 
lich 11 000 Personen eingetragen, die 
zum Zeitpunkt der Sammlung bereits 
verstorben waren. In mehr als 1 300 
Fällen wurden nicht existierende Per¬ 
sonalausweisnummern angegeben. Die 
Richter in fünf Bundesstaaten fordern 
nun jedoch Nachbesserungen und wol¬ 
len die Fälschungen ahnden. Erst da¬ 
nach dürfen die Regierungsgegner mit 
der Sammlung der 20 Prozent Unter¬ 
schriften beginnen. 

Ob sie das überhaupt noch tun wer¬ 
den, ist offen - denn Maduro können 
sie so nicht mehr stürzen. Die Verfas¬ 
sung legt fest, dass im Falle einer Abset¬ 
zung des Staatschefs in den letzten zwei 
Jahren seiner Amtszeit der Vizepräsi¬ 
dent die Geschäfte bis zum regulären 
Termin der nächsten Präsidentschafts¬ 
wahlen übernimmt. Da diese Frist am 


10. Januar beginnt, wird es keinen Re¬ 
gierungswechsel durch ein Referendum 
geben. „Sie selbst waren unpünktlich, 
dafür können sie jetzt weder der Regie¬ 
rung noch dem CNE die Schuld geben“, 
kommentierte das Informationsminis¬ 
ter Ernesto Villegas am 20. Oktober in 
der Tageszeitung „Correo del Orinoco“. 
Hätten die Regierungsgegner den Ab¬ 
wahlantrag gegen Maduro im Januar 
gestellt, wäre die Abstimmung vielleicht 
schon gelaufen. Sie warteten jedoch bis 
in den April, weil sich die verschiede¬ 
nen Strömungen im Oppositionsbünd¬ 
nis nicht auf eine gemeinsame Strategie 
einigen konnten. 

Die nächste Machtprobe findet 
demnach im kommenden Sommer statt. 
Für das Ende des ersten Halbjahrs 2017 
hat der CNE die fälligen Regionalwah¬ 
len terminiert. Eigentlich hätten diese 
schon im laufenden Jahr stattfinden 
müssen, doch offenkundig wollte die 
Behörde eine Kollision zwischen mög¬ 
lichem Referendum und den Wahlen 
vermeiden. Andre Scheer 


Phänomen Labour- Phänomen Corbyn? 

Britische Oppositionspartei avanciert zur mitgliederstärksten Partei Europas 


Die britische Premierministerin The¬ 
resa May machte in der vergangenen 
Woche - nicht unerwartet - klar, wo 
sie sich positioniert, schob nach ihrer 
Parteitagsrede aufgekommenen Spe¬ 
kulationen über eine konservative 
„Arbeiterpartei“ den von ihren Auf¬ 
traggebern erwarteten Riegel vor. Sie 
versicherte beim groß aufgemachten 
und in den Medien hochgehängten 
Treffen den Chef des japanischen Au¬ 
togiganten Nissan der vollen Loya¬ 
lität ihrer Regierung. Carlos Ghosn, 
Gewerkschaftsfeind und Peitschen¬ 
schwinger bei Nissan - seine Fabrik in 
Sunderland exportiert 76 Prozent ih¬ 
rer Produktion in EU-Staaten - war 
angetan: „Ich bin zuversichtlich, dass 
die britische Regierung alle Bedingun¬ 
gen schaffen wird, die es unserer Firma 
möglich machen, weiter in Großbritan¬ 
nien zu investieren“. 

Der Medien-Hype um Mays Kniefall 
vor Nissan - 800 000 Arbeitsplätze 
sind im Königreich von der Automo¬ 
bilproduktion abhängig - drängte Be¬ 
richte über Jeremy Corbyns „Umbau 
des Schattenkabinets“ genauso in den 
Hintergrund wie Meldungen über 
die Entwicklung der Labour-Partei 
selbst. 

Mit mittlerweilen mehr als 650 000 
Mitgliedern und weiterhin starkem Zu¬ 
wachs ist Labour zur mitgliederstärks¬ 
ten politischen Partei Europas gewor¬ 
den und das unter Bedingungen, die 
von der „Financial Times“ als „partei¬ 
interner Bürgerkrieg“ charakterisiert 
wurden. 


Abgesehen vom Ad-absurdum- 
Führen des europaweiten Trends vor 
allem junger Menschen zur „Politik¬ 
verdrossenheit“ und der Gegnerschaft 
zu Parteien ist die soziale Herkunft der 
neuen Labour-Mitglieder hochinter¬ 


essant: Sie kommen zu großen Teilen 
aus der Arbeiterklasse. Seit Corbyns 
Amtsantritt als Labour-Vorsitzender 
sind der Partei weit über 100 000 Men¬ 
schen beigetreten, davon gut die Hälfte 
jünger als 40 Jahre, etwa zwei Drittel 
davon sind Gewerkschaftsmitglieder. 

Die Rechten in den eigenen Reihen 
hatten alles versucht, Corbyns Wieder¬ 
wahl als Vorsitzender zu verhindern, 
ihr härtester Schlag war ein in zwei¬ 
ter Instanz erwirktes Gerichtsurteil, 
welches den „Supportern“, also Neu¬ 
en, die noch nicht Vollmitglieder sind, 
das Wahlrecht absprach. Nach diesem 
„schändlichen Urteil“ (Corbyn) jubel¬ 
te die rechte Presse, zahlreiche Demos¬ 
kopen sagten seine Abwahl voraus. 
„Dieser Trick hatte genau die gegen¬ 
teilige Wirkung“ sagte ein Aktivist der 
Unterstützergruppe „Momentum“ der 


UZ. „Die Leute standen an den Wahl¬ 
kreisbüros Schlange, um sich als Voll¬ 
mitglieder registrieren zu lassen“. Das 
Ergebnis ist bekannt (die UZ berich¬ 
tete): Mit satten 62 Prozent der Wahl¬ 
berechtigten übertraf Jeremy Corbyn 


alle Erwartungen. 

Dieses erfolgreiche Agieren der 
britischen Oppositionspartei „ge¬ 
gen die Prognosen“ und alle Medien¬ 
trends zieht sich wie ein roter Faden 
durch Corbyns Arbeit. Die von Gor- 
don Brown und Tony Blair prognosti¬ 
zierte Katastrophe konnte seine erste 
Wahl nicht verhindern. Das Gezetere, 
der „harte Linke“ habe sich nicht ge¬ 
nug für die EU engagiert und damit 
vor der Abstimmung über den EU- 
Austritt der „Lexit-Kampagne“ zuge¬ 
arbeitet, lief voll ins Leere. Totschwei¬ 
gen seitens der Medien ging auch nicht: 
Laut Presseabteilung der Parteizentra¬ 
le veröffentlichten die Leitmedien im 
vergangenen Jahr nur knapp 8 Prozent 
der Labour-Medienerklärungen. 

Der nächste Flop der Rechten in 
und um Labour ist programmiert: Die 


Drohung „moderater“ Parlamentsab¬ 
geordneter, unter dem Linken Corbyn 
nicht weitermachen zu wollen und mit 
Liberalen eine neue Partei zu gründen, 
ist dabei, sich in Luft aufzulösen, zahl¬ 
reiche „Gegner“ haben sich bei der 
Umbesetzung des (politisch bedeu¬ 
tungslosen) Schattenkabinetts bewor¬ 
ben und wurden auch berücksichtigt. 
Eine Austrittswelle aus der Partei ist 
nicht eingtreten. 

Die Frage, ob die Wiedererstehung 
der Labour Party das Werk des „lovely 
guy“ (liebenswerter Kerl), des „wor¬ 
king dass kid“ (Kind der Arbeiterklas¬ 
se), wie Jeremy Corbyn im Volksmund 
genannt wird, ist, oder ob Inhalte die 
Hauptrolle spielen, ist nicht eindeutig 
zu beantworten. Zwei Aspekte sind 
sehr deutlich: 

★ Corbyn kommt aus der Friedens¬ 
bewegung, hat kompromisslos das 
Atomwaffenprogramm abgelehnt und 
verspricht eine Friedenspolitik unter 
Labour. Der Friedenswille vieler Men¬ 
schen scheint eine neue Stimme zu fin¬ 
den. 

★ Er hat traditionelle Labour-Werte, 
das Verhältnis zur „Wiege der Partei“, 
den Gewerkschaften und eine hohe 
Gewichtung von produzierender In¬ 
dustrie, vom Staub befreit und scheut 
sich nicht, sich als Sozialist zu bezeich¬ 
nen. Ungeachtet der vom Kapitalismus 
gesetzten Grenzen, an die Corbyn und 
seine Freunde stoßen werden, zeigt die 
Entwicklung der Labour-Partei was 
viele Menschen im Land ersehnen. 

Hermann Glaser-Baur 


Bei der Nachwahl für den Unterhaussitz in Batley/Spen in West-Yorkshire am 
Donnerstag letzter Woche erhielt die Labour-KandidatinTracy Babin 85 Prozent 
der abgegebenen Stimmen. 

Die Wahl war notwendig geworden, weil die Parlamentsabgeordnete Jo Cox 
(Labour) im vergangenen Juni ermordet worden war. Die beiden etablierten 
Parteien Konservative und Liberale Demokraten hatten keine Gegenkandida¬ 
ten gestellt, um ihren Respekt vor der Ermordeten zu demonstrieren. Kleine 
Parteien und die Faschisten erreichten zusammen lediglich knapp 10 Prozent 
der Stimmen. H.G.-B. 


Sergio de Zubiria zum 
Friedensprozess in Kolumbien: 

Legalität und 
Legitimität 

Die spontane Antwort auf das Ergebnis 
des Referendums vom 2. Oktober waren 
die Mobilisierung, die Friedenscamps, 
die Erklärungen, die Richtigstellungen, 
die Briefe zur Lösungssuche und auch 
die Frage nach der Schuld am Ergebnis. 
Die Notwendigkeit des Friedens ist mit 
Macht auf die Straßen gekommen. Es ist 
die Replik des realen Landes, das ehr¬ 
lich für die Beendigung des bewaffneten 
inneren Konflikts eintritt. 

Die Frage ist: Was ist die angemes¬ 
senste Form, das Schlussabkommen in 
einem Kontext von Unsicherheit und 
Schwierigkeiten zu besiegeln? Die Sek¬ 
toren der extremen Rechten legen ein 
paar Vorschläge vor, die den Geist der 
Verhandlungen negieren; am Horizont 
taucht eine volksfeindliche Steuerre¬ 
form auf. Und es gibt juristische Mög¬ 
lichkeiten für ein neuerliches Refe¬ 
rendum. Wie lang dauern gewisse Än¬ 
derungen am Schlussabkommen, wie 
verbindet man die Friedensprozesse 
mit den FARC und dem ELN, wie viel 
Mobilisierung des Volkes verlangt die 
Beendigung des Konflikts? 

Eine interessante Diskussion ist aus¬ 
gebrochen über die juristischen Wege, 
die vorhersehbare Szenarien beinhaltet 
wie z.B. die präsidialen Befugnisse, den 
Kongress, territoriale Räte, ein neues 
Plebiszit, eine Verfassungsversammlung, 
gemischte Mechanismen, eine neuerli¬ 
che Verfügung des Verfassungsgerichts 
oder auch einen juristischen Widerruf 
des Referendums vom 2. Oktober. 

Wie aber unsere politische Ge¬ 
schichte in den Kämpfen zum Sturz 
von Diktator Rojas in den Fünfziger¬ 
jahren sowie der „Siebte Wahlzettel“, 
der 1991 zur neuen Verfassung geführt 
hatte, zeigten, war die gesellschaftliche 
Mobilisierung des Volkes Geburtshel¬ 
ferin großer Transformationen. Das 
Recht steht nicht oberhalb der Men¬ 
schen, sondern es sind die politischen 
Verhältnisse, die den Konsens und den 
echten Wandel bringen. Die erste Prä¬ 
misse aller menschlichen Geschichte ist, 
dass wir bereit sind uns selbst unser ei¬ 
genes Ziel vorzugeben. Die angemes¬ 
senste Form unseren Konflikt zu been¬ 
den, ist mit den Massen auf der Straße 
zu sein und dabei deren Willen, deren 
Kampffähigkeit und deren Bewusstsein 
hinsichtlich der Verteidigung des Werts 
von Friedens zu schmieden. Die juristi¬ 
schen Formen sind nachrangig. 

Die zweite Prämisse ist die von der 
modernen Gesellschaftstheorie aus¬ 
gearbeitete Unterscheidung zwischen 
„Legalität“ und „Legitimität“. Die Le¬ 
galität geschieht innerhalb eines ge¬ 
setzlichen Rahmens, der als gültig an¬ 
gesehen ist und Verpflichtung bedeutet. 
Dagegen ist die Legitimität Teil der Po¬ 
litik und auch der Ethik, denn es gibt 
ein freies Ermessen innerhalb der Le¬ 
galität. Die Legitimität erzeugt Verant¬ 
wortung, Beratung und Anerkennung, 
nicht nur Verpflichtung. Die angemes¬ 
senste Form unseren Konflikt beizule¬ 
gen, ist an Legitimität zu gewinnen, auf 
dass die Kolumbianerinnen und Kolum¬ 
bianer mit Argumenten und nicht nur 
mit Gesetzen die Relevanz anerkennen 
können, die es für ein gemeinsames Le¬ 
ben hat, den längsten Konflikt der west¬ 
lichen Hemisphäre zu beenden. 

Erschienen in VOZ, Zeitung der Kolum¬ 
bianischen KP, am 19. Oktober 2016. 
Sergio de Zubiria ist Philosoph und In¬ 
ternationaler Sekretär der Kolumbiani¬ 
schen Kommunistischen Partei 

Der Siebte Wahlzettel 

Bei den Wahlen 1990 gaben Aktivis¬ 
ten zu den sechs offiziellen Stimm¬ 
zetteln einen siebten aus, auf dem 
zur Verfassungsversammlung auf¬ 
gerufen wurde. Juristisch ungültig, 
war die Menge der Stimmen jedoch 
derart groß, dass die Zahl bekannt¬ 
gegeben wurde und zur Einberu¬ 
fung der Versammlung führte. Aus 
dieser ging ein Jahr später die neue 
Verfassung hervor. 
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Die Notstandsgesetze wurden am 30. Mai 1968, in der Zeit der ersten Großen Koalition, vom Deutschen Bundestag erlassen. Dies wurde von massiven Protesten der außerparlamentarischen Opposition 
begleitet. Erste Pläne für eine Notstandsverfassung legte das Bundesinnenministerium bereits 1958 vor, weitere gab es i960 und 1963. Dagegen protestierten Gewerkschafter, Studierende und andere 
Demokraten - unter ihnen die Mitglieder der illegalen KPD. Das Bild links oben zeigt eine Gewerkschaftsdemonstration gegen den Vietnamkrieg und die Notstandsgesetze im Jahr 1965 in Bretten, das Bild in 
der Mitte Pfarrer bei einer Aktion am Münsterplatz in Bonn (1967) und das Bild rechts oben Proteste gegen die Notstandsgesetze in Dortmund im Jahr 1968. Fotos: Klaus Rose (6 von 8) 


Diktatur hinter der Fassade formaler Demokratie 

Am 30. Oktober 1966 fand der Kongress „Notstand der Demokratie“ statt 



V or 50 Jahren, am 30. Oktober 
1966, wurde von bundesdeut¬ 
schen Demokraten in West¬ 
deutschland der „Notstand der De¬ 
mokratie“ ausgerufen. Es war ein 
Kongress, auf dem in Frankfurt a. M. 
über 20 000 Menschen aus der ganzen 


Bundesrepublik gegen die geplanten 
Notstandsgesetze protestierten. Ge¬ 
werkschaften, linke Sozialdemokra¬ 
ten, bürgerliche Demokraten, Wis¬ 
senschaftler und Kirchenleute pro¬ 
testierten gegen die grundlegende 
demokratische Rechte aufhebenden, 


seit über zehn Jahren geplanten Not¬ 
standsgesetze (N otstands Verfassung). 
Wie zum Hohn nahmen kurz zuvor 
Vertreter aller Bundestagsparteien 
am NATO-Manöver „Fallex 66“ teil. 
Ziel dieser Übung in einem unterir¬ 
dischen Bunker war die Erprobung 
der „Ersetzung der parlamentari¬ 
schen Vertretung im Notstandsfall 4 . 4 
Also eine Einübung der noch nicht 
beschlossenen Notstandsgesetze mit 
dem Ziel der Aufrechterhaltung von 
Staatsstrukturen ohne gewähltes Par¬ 
lament (Notstandsdiktatur). 

Auf dieser Konferenz erklärte der 
Gewerkschaftler Georg Benz: „Die 
Gefahr, die uns droht - ich möchte es 
noch einmal unterstreichen - ist der 
totale Staat im Gewände der Legali¬ 
tät - die Diktatur hinter der Fassade 
formaler Demokratie. (...) Nur derje¬ 
nige, der die Notstandsgesetze nicht 
isoliert sieht, sondern als Teil eines 
Stahlnetzes, das die Demokratie um¬ 
spannt und in ein ebenso komfortab¬ 
les wie unerbittliches Staatsgefängnis 
umwandeln kann, der sieht hier rich¬ 
tig“ 

Nach der parlamentarischen Ver¬ 
abschiedung der Wehrverfassung 
1956, der Remilitarisierung, sind die 
Notstandsgesetze die in die demokra¬ 
tische Verfassungsstruktur der Bun¬ 
desrepublik am tiefsten eingreifende 
Verfassungsänderung. Doch wer re¬ 
det heute noch über die Notstands¬ 
gesetze? Es wird nur als historisches 
Ereignis in der Protestgeschichte der 
frühen Bundesrepublik empfunden. 
Doch die Notstandsgesetze stehen 
zum Abruf bereit. Manches der neu¬ 
en beschlossenen „Sicherheitsgeset¬ 
ze 44 erinnert sehr stark an diese „Not¬ 
verordnung“ aus den 1960er Jahren. 

Die Verfassunggebende Versamm¬ 
lung 1949 hat in der beschlossenen 
Verfassung keine Notstandsgesetze 
aufgenommen. Sie haben es nicht ver¬ 
gessen, sondern sie haben bewusst in 
dieser Zeit keine beschlossen. Eine 
offizielle Begründung gab es dafür 
nicht. Man kann nur spekulieren, ob 
dieses Thema noch zu sehr an die ver¬ 
schiedenen diktatorischen Praktiken 
der Regierungen seit der Kaiserzeit 
in Deutschland erinnert und noch zu 
„heiß“ war. Schon in diesem Jahr er¬ 
klärte der KPD-Abgeordnete Ren¬ 
ner, „Man kann mit Notverordnung 
alles machen, um einen politischen 
Gegner niederzumachen, (...)• Der 
Wille des Volkes spielt dann keine 
Rolle mehr 44 

Mit der wachsenden Aggressivität 
der westlichen Politik gegen die so¬ 
zialistisch orientierten Länder nahm 
man auf diese Erfahrungen mit Not¬ 
standsverordnungen keine Rück¬ 
sicht mehr. Es dauerte trotzdem über 
10 Jahre und benötigte eine Koaliti¬ 
on von CDU/CSU und SPD, um diese 
Verfassungsänderung 1968 mit einer 
Zweidrittel-Mehrheit im Bundestag 
zu beschließen. Die kommunistischen 
Genossinnen und Genossen nahmen 
aktiv an der Verteidigung der Ver¬ 
fassung teil. In diesem Zusammen- 



Bild oben: Viele junge Menschen (hier Studentinnen und Studenten) beteiligten 
sich am Kongress. 

Bild unten: Gewerkschafter auf der Demonstration anlässlich des Kongresses 



hang sollte man auf die Erklärung 
der KPD-Vertreter am 8. Mai 1949 
im Parlamentarischen Rat bei der 
Schlussabstimmung über das Grund¬ 
gesetz hinweisen. Der damalige KPD- 
Vorsitzende und Mitglied des Parla¬ 
mentarischen Rates, Max Reimann, 
erinnerte sich: „Am 23. Mai wurde 
das Grundgesetz nach Unterzeich¬ 
nung durch die Ministerpräsidenten 
der westdeutschen Länder, die Land¬ 
tagspräsidenten und die Mehrheit der 
Mitglieder des Parlamentarischen Ra¬ 
tes in Kraft gesetzt. Wir verweigerten 
die Unterzeichnung, ich erklärte na¬ 
mens der KPD: ,Sie, meine Damen 
und Herren, haben diesem Grundge¬ 
setz, mit dem die Spaltung Deutsch¬ 
lands festgelegt ist, zugestimmt. Wir 
unterschreiben nicht. Es wird jedoch 
der Tag kommen, da wir Kommunis¬ 
ten dieses Grundgesetz gegen die ver¬ 
teidigen werden, die es angenommen 
haben 4 .“ Die geplante Einführung von 
Notstandsgesetzen war so ein Tag, an 
dem die Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten an der Seite anderer Demo¬ 
kraten dieses Grundgesetz gegen die 
Militarisierung und Entrechtung der 
Bevölkerung verteidigten. 

Wie ernst es den Herrschenden 
war und dass es niemals um die „Si¬ 
cherstellung der Versorgung der Be¬ 
völkerung in Krisen- und Notzeiten“ 
ging, zeugt auch die offen geäußerte 
Vorstellungen u. a. des früheren Bun¬ 
desjustizministers Dr. Neumayer: „Im 
Falle des Staatsnotstandes muss die 
Möglichkeit der Verhängung der To¬ 
desstrafe gegeben sein“ 

Walter Bauer 

Aus der Schlusserklärung des Kuratoriums „Notstand der 
Demokratie“ zum Kongress am 30.10.1966 in Frankfurt a.M. 

„Ernste Gefahren bedrohen die zweite deutsche Demokratie. Nach zahlrei¬ 
chen Eingriffen in die Substanz unserer Verfassung sollen nun unter dem Vor¬ 
wand der Vorsorge und unter Ausnutzung des berechtigten Sicherheitsstrebens 
der Bevölkerung durch Gesetz die staatsbürgerlichen und zivilen Freiheiten 
verstümmelt werden. Man will auf,legalem Weg 4 ein diktatorisches Befehls¬ 
system vorbereiten. Eine Staatsführung, die wiederholt ihre Missachtung des 
Grundgesetzes bekundet hat, will das ganze Volk zu einem Kartell der Angst 
zusammenschweißen. 

Gegen die klaren Bestimmungen unseres freiheitlichen Grundgesetzes hat 
die Mehrheit des Bundestages bereits Notstandsgesetze beschlossen, welche 
die Masse der Bevölkerung militarisieren und schweren Lasten unterwerfen. 
Geheimgehaltene Notverordnungen sind von der Bundesregierung bereits an 
die Länder- und Gemeindebehörden verteilt worden. Während die großen Mäch¬ 
te sich um Entspannung in Europa bemühen, proben Parlamentarier unseres 
Landes Atomkrieg und Notstand. Den wahren Zweck der Notstandspläne hat 
in ungenierter Offenheit der für den Schutz der Verfassung zuständige Bundes¬ 
innenminister enthüllt: Der Staat müsse für den Augenblick gerüstet werden, 
in dem die „Sonne der Konjunktur“ nicht mehr scheine. Unter dem Vorwand 
der Vorbereitung auf äußeren Notstand werden die Bedingungen der Diktatur 
geschaffen. Wir erheben Protest gegen diese Abwertung der Demokratie zur 
Luxusverfassung einer Wohlstandsgesellschaft. Artikel 79 Absatz 3 des Grund¬ 
gesetzes verbietet jede Verfassungsänderung, die Demokratie und Freiheit ge¬ 
fährdet. Gegen die Notstandspläne der Bundesregierung rufen wir den Not¬ 
stand der Demokratie aus. (...) 

Wir fordern: Beseitigung der wirklichen Notstände in der Außen-, Wirt¬ 
schafts-, Sozial- und Bildungspolitik! 

Wir fordern: Keine Verfassungsänderung! Festhalten am Grundgesetz! 

Rückkehr zu verfassungsmäßigen Zuständen! 

Das heißt: Aufhebung der schon erlassenen Notstandsgesetze, Rücknahme 
der weiteren Gesetzesvorlagen und der Schubladenverordnungen, Schluss mit 
der Erprobung der Diktatur in Kriegsspielen! (...)“ 



Bild oben: Malen von Transparenten 
im Architektur-Gebäude der TU Berlin 
(8. Mai 1968). Bild unten: Hungerstreik 
gegen die Notstandsgesetze vor dem 
Bremer Dom im Mai 1968 
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Demokratisierung 
der Demokratie 

Wie rassistisch ist Sachsen? 


UZ: Sachsen kommt seit Monaten nicht 
aus den Negativschlagzeilen und hat 
den Bayern den „Spitzenplatz“ als re¬ 
aktionärstes Bundesland faktisch abge¬ 
laufen. Sind die Sachsen tatsächlich ras¬ 
sistischer und gewalttätiger als der Rest 
der Bevölkerung? 

Kerstin Köditz: Ich darf Sie korrigie¬ 
ren: Es ist keineswegs so, dass Sachsen 
seit Monaten negative Schlagzeilen 
abliefert. Das geht bereits seit vielen, 
vielen Jahren so. Die Geschichte Sach¬ 
sens seit der „Wende“ ist geprägt durch 
Ereignisse, die man nur als skandalös 
bezeichnen kann. Ostern 1991 wurde 
der schwarze Vertragsarbeiter Jorge 
Gomondai in Dresden von Neonazis 
ermordet. Der Trauerzug für ihn wur¬ 
de von bewaffneten Neonazis bedroht 
und angegriffen. Für einige Täter gab es 
milde Haftstrafen. Im September 1991 
begann die inzwischen endlose Ge¬ 
schichte rassistischer Pogrome mit den 
Ausschreitungen in Hoyerswerda. Die 
NPD hatte seit den neunziger Jahren 
in Sachsen ihren stärksten Landesver¬ 
band, 2004 zog sie nach 32 Jahren erst¬ 
mals wieder in einen Landtag ein, 2009 
gelang ihr mit dem Wiedereinzug ein 
Novum in ihrer Geschichte. Eine sol¬ 
che starke Präsenz faschistischer Kräf¬ 
te und Ideologie in einem Bundesland 
verändert natürlich das politische Kli¬ 
ma entsprechend. 

Hinzu kommt eine CDU, deren 
„Lichtgestalt“ Kurt Biedenkopf noch 
2000 erklärte, die Sachsen seien „im¬ 
mun“ gegen Rechtsextremismus. Die in 
ihren Reihen Landtagsabgeordnete wie 
Alexander Krauß hat, der mehrfach 
durch rassistische Äußerungen auffiel 
und zur Belohnung nun zum Bundes¬ 
tag antreten darf. Die sich inhaltlich 
so entwickelt hat, dass die CSU inzwi¬ 
schen fast wie ihre liberale Schwester¬ 
partei erscheint. Die den Staat wie ih¬ 
ren Besitz behandelt. 

All das hat über die Jahre dazu 
geführt, dass sich ein Meinungsklima 
gebildet hat, das der zivilisiertere Teil 
des Landes die sächsischen Zustände 


nur mit Grausen betrachtet. Und doch: 
nein, Sachsen ist nicht rassistischer und 
gewalttätiger als die Menschen im Rest 
der Republik. Das zeigen die diversen 
Einstellungserhebungen, das zeigen die 
jüngsten Wahlergebnisse. 

UZ: Wie erklären Sie sich dann, dass 
rassistische Netzwerke wie etwa Pegida 
auf derart hohe Zustimmung stoßen? 

Kerstin Köditz: Einerseits damit, dass 
in Sachsen die Hemmschwelle für ras¬ 
sistische Äußerungen und Verhaltens¬ 
weisen durch diese Entwicklung ge¬ 
ringer ist als anderswo. Andererseits 
dadurch, dass hier der zivilgesellschaft¬ 
liche Widerstand deutlich geringer ist. 
Und nicht zuletzt dadurch, dass die 
CDU in Sachsen gegenüber dieser ras¬ 
sistischen Bewegung eine Umarmungs¬ 
strategie für angemessen gehalten hat. 


Man begegnete Pegida und Co. nach 
dem Motto: Ihr habt ja recht, aber... 

UZ: Fernab von Pegida treiben auch die 
„Identitäre Bewegung“ und sogenannte 
„Reichsbürger“in Sachsen ihr Unwesen. 
Wofür stehen diese Zusammenschlüsse? 
Wie groß ist ihr politischer Einfluss in 
Sachsen? 

Kerstin Köditz: Bei den Identitären ist 
er herzlich gering. Noch. Es handelt 
sich um nicht mehr als einige Dutzend 
Aktivisten. Die Zahl ist allerdings nicht 
entscheidend. Sie verfügen über eine 
ausgearbeitete Ideologie, über eine 
durchdachte Strategie. Das hält sie im 
Gespräch und das macht sie bei ihrer 
Zielgruppe attraktiv. Ihre Verbindun¬ 
gen zur AfD sind bereits jetzt vielfäl¬ 
tig. Wir haben als Linke seit Jahren auf 
diese gefährliche Tendenz hingewiesen 
und gewarnt, erst jetzt hat die Staats¬ 
regierung erste Schritte unternommen. 

Auf die warten wir bei den Reichs¬ 
bürgern noch immer vergeblich. Auch 
hier warnen wir seit Jahren. Auch hier 
wird seit Jahren immer wieder abge¬ 
wiegelt, es handele sich nur zum kleins¬ 
ten Teil um Organisierte, zu einem klei¬ 
nen Teil um Rechtsextremisten. Dabei 
hat es allein in dem Verfahren gegen 
das so genannte „Deutsche Polizeihilfs¬ 
werk“ über 200 Beschuldigte gegeben. 
Die Folgen eines solchen sträflichen Ig- 
norierens haben wir jetzt bei den To¬ 
desschüssen in Bayern gesehen. 

UZ: Betrachten Sie die neofaschisti¬ 
sche NPD noch als Gefahr, oder ist de¬ 
ren Zustand - unter anderem aufgrund 
des Erstarkens der AfD - zunehmend 
desolat? 

Kerstin Köditz: Die Beschreibung, die¬ 
se Partei befinde sich in einem Läh¬ 
mungszustand, wäre schmeichelhaft 
für die NPD. Es handelt sich um eine 
galoppierende Schwindsucht. Einzelne 
lokale Erfolge, wie die 25 Prozent für 
den ehemaligen Landesvorsitzenden 
bei der Bürgermeisterwahl in Jahns¬ 


dorf, können an diesem Urteil nichts 
ändern. Der Vorstand betätigt sich le¬ 
diglich noch als Konkursverwalter in 
eigener Sache. Das bedeutet allerdings 
nicht, dass die Akteure verschwunden 
sind. Sie orientieren sich lediglich zu 
anderen Gruppen um. Die Lage wird 
unübersichtlicher dadurch und somit 
brisanter. 

UZ: Die AfD-Parteichefin Frauke Petry 
ist genauso wie Sie Mitglied des säch¬ 
sischen Landtages. Wie nehmen Sie die 
Arbeit von Frau Petry im Parlament 
wahr? 

Kerstin Köditz: Sie ist selten da, küm¬ 
mert sich eher um die Bundespartei 
als um die Fraktion. Die eigentliche 
Arbeit machen der Parlamentarische 
Geschäftsführer Uwe Wurlitzer und 
Mitarbeiter im Hintergrund. Entspre¬ 


chend gering und häufig zudem dilet¬ 
tantisch sieht die Arbeit der AfD aus. 
Also: Wenn die Katze aus dem Haus ist, 
tanzen die Mäuse auf dem Tisch. 


UZ: Vielfach werden in Ihrer Partei 
Stimmen laut, ein soziales Offensivpro¬ 
gramm für Geflüchtete und Altbürgerin- 



Kerstin Köditz ist Sprecherin für 
antifaschistische Politik der sächsi¬ 
schen Linksfraktion und Mitglied des 
Parteivorstandes der Linken 


nen und -bürger an den Start zu brin¬ 
gen, um soziale Probleme zu beheben. 
Damit soll den Rechten die Basis entzo¬ 
gen werden. Ist das ein wirksames Mit¬ 
tel? Schließlich dürften sich überzeugte 
Rassisten davon doch trotzdem nicht 
beirren lassen? 

Kerstin Köditz: Sozialpolitische Pro¬ 
gramme einzufordern, ist immer rich¬ 
tig und sollte für jede Partei eine 
Selbstverständlichkeit sein. Soziale 
Missstände gibt es in diesem unserem 
Land nun wahrlich mehr als genug. 
Und die absehbaren Entwicklungen, 
so zu einer zunehmenden Altersar¬ 
mut, lassen ein Gegensteuern natür¬ 
lich immer dringlicher werden. Das ist 
mit oder ohne rassistische Welle das 
erste Gebot. 

Man sollte sich jedoch nicht einbilden, 
damit auch den Rassismus wirksam be¬ 
kämpfen zu können. Wenn ich glaube, 
dass andere angeblich bevorzugt be¬ 
handelt werden und ich ih¬ 
nen die Schuld an meinem 
Elend zuweise, dann könn¬ 
te ein so begründetes Pro¬ 
gramm auch zu dem Den¬ 
ken führen, dass erst der 
rassistische Protest dazu 
geführt hat, dass nunmehr 
auch an die Eingeborenen 
gedacht wird. Rassismus 
ist ein komplexes Phäno¬ 
men mit einem Bündel von 
Ursachen. Richtige sozial¬ 
politische Maßnahmen al¬ 
lein werden nicht zu einer 
Zurückdrängung führen. 
Ich warne da vor Illusionen. 

UZ: Welche Strategien emp¬ 
fehlen Sie? 

Kerstin Köditz: Insgesamt 
brauchen wir eine neue po¬ 
litische Kultur in Sachsen. 
Eine, die den Namen demokratisch 
auch endlich verdient. Politisches Han¬ 
deln muss transparenter und nachvoll¬ 
ziehbarer werden. Das fängt auf der 
kommunalen Ebene an. Wenn ein gro¬ 
ßer Teil der wichtigen Entscheidun¬ 
gen des Stadtrates in geschlossenen 
Sitzungen hinter geschlossenen Türen 
stattfindet, kann ich nicht ernsthaft an¬ 
nehmen, dass Bürgerinnen und Bürger 
an den Sinn ihres Engagements glau¬ 
ben. Wir brauchen mehr Mitwirkungs¬ 
möglichkeiten bereits im Vorfeld von 
Entscheidungen. Gerade bei uns in 
Sachsen müsste die Demokratisierung 
der Demokratie höchste Priorität ha¬ 
ben. Das muss auf allen Ebenen ge¬ 
schehen. Wenn es gelingt, eine solche 
Bewegung zu schaffen, dann sind wir 
einen entscheidenden Schritt vorange¬ 
kommen. 

Interview: Markus Bernhardt 



Lucas Zeise zum CETA-Theater 


Eine kleine EU-Krise 


Die EU ist bekannt dafür, dass miss¬ 
liebige Abstimmungenz so lange wie¬ 
derholt werden, bis sie wie gewünscht 
ausfallen. So war es bei den Volks¬ 
abstimmungen über die EU-Verfas¬ 
sung, die 2005 von Frankreich und 
den Niederlanden abgelehnt wurde 
und schließlich als fast gleichlautender 
Vertrag von Lissabon seit 2009 Verfas¬ 
sungsrang in der EU hat. Wir beob¬ 
achten gerade, wie sich Ähnliches bei 
dem Handels- und Investitionsschutz¬ 
vertrag mit Kanada (CETA) abspielt. 
Dem mit Mühe erreichten Lissabon- 
Vertag gemäß, also jenen Regeln, die 
sich die politisch Bestimmenden in 
der EU und ihren Gliedstaaten selbst 
gegeben haben, kommt aktuell wie¬ 
der das Falsche raus. Das Parlament 
der südlichen Hälfte Belgiens, der 
Wallonie, will CETA nicht, jedenfalls 
nicht in der Form, wie der Vertrag jetzt 
vorliegt. Deshalb kann Belgiens Re¬ 
gierung nicht zustimmen. Und umfas¬ 
sende Verträge, die die EU abschließt, 
bedürfen der Einstimmigkeit. Das ist 
bei 28 Staaten keine einfache Bedin¬ 
gung. Ohne die Einstimmigkeitsregel 
wäre der Lissabon-Vertrag gar nicht 
zustande gekommen. Das Gejammer 
der Zeitungen, die drei Prozent Wallo¬ 
nen der EU-Bevölkerung würden den 
Rest majorisieren, ist fehl am Platz. 
Das schlichte Verhältniswahlrecht und 
ein entsprechendes EU-Parlament 
waren nie geplant. 

Schließlich ist es in der EU üblich, 
dass die großen und mächtigen Regie¬ 
rungen Deutschlands, Frankreichs und 
ein paar anderer Länder genügend 
Druckmittel einsetzen können, um 
zu erreichen, dass die Schwächeren 
und Kleineren den gewünschten poli¬ 
tischen Resultaten ihre Zustimmung 
erteilen. Warum also die Aufregung, 
wenn es einmal schlecht funktioniert? 
Sie dient ebenfalls dazu, Druck auf¬ 
zubauen. Es wird zum Beispiel so ge¬ 
tan, als seien Fristen unbedingt einzu¬ 
halten. Diese Fristen sind aber selber 
politisch gesetzt. Im aktuellen CETA- 
Theater zum Beispiel der Besuch des 
kanadischen Ministerpräsidenten Tru- 
deau. Er kann samt feierlicher Unter¬ 


zeichnung des CETA-Vertrages auch 
einfach abgesagt werden. Wenn CETA 
nicht in der abgelaufenen Woche un¬ 
terzeichnet wurde, dann eben in der 
nächsten. Und wenn auch dann nicht, 
eben in einem viertel oder einem hal¬ 
ben Jahr. Wer so lange ohne CETA ge¬ 
lebt hat, kann es auch noch ein paar 
Monate länger ohne aushalten. Wenn 



dieser Handelsvertrag nicht zustande¬ 
käme, wäre das für die Völker Europas 
von Vorteil und für die sozialen Kräf¬ 
te, die dagegen gekämpft haben, ein 
großer Erfolg. Wir sollten allerdings 
davon ausgehen, dass der Vertrag am 
Schluss durchgeboxt wird. Dafür sind 
Freihandel und freier Kapitalverkehr 
dem Finanzkapital und seinen Regie¬ 
rungen zu wichtig. 

Auch das Herrschaftssystem der 
EU wird an dieser Krise nicht schei¬ 
tern, sondern noch einige dieser Art 
überstehen. Dennoch wird wieder ein¬ 
mal deutlich, dass das Gebilde als im¬ 
periales Konstrukt im Kern instabil ist. 
Die nationalen unterschiedlichen (Ka- 
pital-)Interessen können nur mit gro¬ 
ßen Mühen unter einen Hut gebracht 
werden. Im Fall Griechenland ist das 
nur mit roher finanzieller Erpressung, 
im Fall Großbritannien gar nicht mehr 
gelungen. In der Flüchtlingsstreitfrage 
setzen sich die Gegner des freien Per¬ 
sonenverkehrs und offenen Arbeits¬ 
marktes durch. Das CETA-Theater 
stellt eine weitere, vermutlich eher 
kleine EU-Krise dar. 


Nina Hager zur Konfrontation mit Russland 


Spiel mit dem Feuer 


„Russland sucht die Konfrontation 
mit den USA, behauptet „Die Welt“ 
am 10. Oktober und stellt die Frage: 
„An wessen Seite steht Deutschland?“ 

Das aber ist doch klar. Man spielt 
mit dem Feuer, ist an der Provokati¬ 
on beteiligt: Schickt Soldaten an die 
Westgrenze Russlands und mischt bei 
Manövern mit. Die zweite Station des 
NATO-Raketenabwehrsystems hat 
jüngst im Nachbarland Polen den Be¬ 
trieb aufgenommen. Ein Protest der 
Bundesregierung war nicht zu hören. 
Und auch am Syrienkrieg ist Deutsch¬ 
land als Teil der NATO-Allianz betei¬ 
ligt. Man macht bei den Sanktionen 
gegen Russland mit. Auch zum Scha¬ 
den der hiesigen Industrie und ge¬ 
gen Interessen vieler Konzerne. Ak¬ 
tuell geht es da übrigens um die für 
Deutschland wichtige Gaspipeline 
Nord Stream 2. 

In der Zeitung wurde dann ein 
düsteres Bedrohungsszenario be¬ 
schrieben: Natürlich sei es Russland, 
das den Westen und den Weltfrieden 
bedrohe. Mit Atomwaffen. Und in Sy¬ 
rien sei es allein Russland, das ... 

Und doch gibt es Meinungsver¬ 
schiedenheiten über das Vorgehen - 
in der Großen Koalition, in den regie¬ 
renden Parteien, bei den Grünen. Das 
Mitglied im Auswärtigen Ausschuss 
des Bundestags, Wellmann (CDU), 
lehnt weitere Sanktionen gegen Russ¬ 
land wegen seiner Beteiligung im Syri¬ 
en-Konflikt ab. Es sei besser, miteinan¬ 
der zu reden, als aufeinander zu schie¬ 
ßen. Auch Horst Teltschik (CDU), 
Ex-Chef der Münchner Sicherheits¬ 
konferenz und einst wichtiger Bera¬ 


ter von Bundeskanzler Kohl, ist da¬ 
für, miteinander zu reden. Er ist für 
Angebote Merkels an Russland und 
die Weiterentwicklung der Beziehun¬ 
gen. Der Vorsitzende des Auswärtigen 
Ausschusses im EU-Parlament, Elmar 
Brok (CDU), ein Scharfmacher, for¬ 
derte dagegen, „deutlich mehr Härte“ 
gegen Russland und Konsequenzen - 
in der Nato wie der EU. Auch EVP- 
Fraktionschef Manfred Weber (CSU) 
will, wie auch deutsche Grünen-Poli- 
tiker, weitere Sanktionen durchsetzen. 

Als am 19. Oktober Wladimir Pu¬ 
tin nach Berlin kam, gab es in den Ge¬ 
sprächen über Syrien keine Einigung. 
Von der sei man „sehr weit entfernt“. 
Nun sollen die Außenminister weiter 
an einer Lösung in der Syrienfrage ar¬ 
beiten. Für die Lösung des Konfliktes 
in der Ukraine gibt es dagegen offen¬ 
bar einen neuen „Fahrplan für den 
Frieden“. 

Nach den Gesprächen wurden die 
Forderungen nach neuen Sanktionen 
gegen Russland wieder lauter. Jedoch 
zeigte der jüngste EU-Gipfel, dass sie 
aktuell nicht durchsetzbar sind. Ger- 
not Erler (SPD), der Russlandbeauf¬ 
tragte der Regierung, meint, Gesprä¬ 
che brächten mehr als Sanktionen. 
Bundesaußenminister Frank-Walter 
Steinmeier erklärte am vergangenen 
Sonntag in der ARD, dass neue Sank¬ 
tionen gegen Russland kontraproduk¬ 
tiv wären. Man brauche Russland, um 
zu einem Frieden in Syrien zu kom¬ 
men. 

Immerhin, die Bundesregierung 
will weiter verhandeln. Doch auch 
das Spiel mit dem Feuer geht weiter. 
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Voluntarios de la Libertad - Freiwillige der Freiheit 

Zum Jahrestag der Gründung der Internationalen Brigaden (Teil 2 und Schluss) • Von Werner Abel 


Teil I endete damit, dass die Interbri¬ 
gadisten, die an der Seite der Republik 
kämpften, aus unterschiedlichen Beweg¬ 
gründen nach Spanien kamen. 

Für viele von ihnen war der erste 
Anlaufpunkt - vor dem Weitertransport 
nachAlbacete oder direkt an die Front- 
in Spanien die alte Festung von Figueras. 

W ilhelm Zaisser, der aus Mos¬ 
kau kommend nach seiner 
Ankunft in Spanien zunächst 
die Leitung der Operativen Abteilung 
des 5. Regiments, dann die der Ausbil¬ 
dung in Albacete übernommen hatte, 
stellte unter dem Namen „General 
Jose Gömez“ die XIII. Internationale 
Brigade zusammen, in der dann wohl 
die meisten Nationalitäten vertreten 
waren. Nach einer kurzen Ausbildung 
sollte die Brigade versuchen, die stra¬ 
tegisch wichtige Stadt Teruel einzuneh¬ 
men. Der Angriff misslang und die Bri¬ 
gade wurde an die Cordoba-Front nach 
Andalusien verlegt. Nach wochenlan¬ 
gen Kämpfen unter unterschiedlichs¬ 
ten klimatischen Bedingungen in der 
Sierra Mulva und an der Küstenstraße 
Mälaga-Almeria lag die Brigade vor 
Penarroya. Diese Stadt einzunehmen 
wäre wegen der Quecksilbervorkom¬ 
men wichtig gewesen. Das aber ist auch 
nach monatelangem Stellungskrieg 
nicht gelungen. 

Die Brigade wurde, da sie nicht an 
der Zentralfront kämpfte und keine 
mediale Aufmerksamkeit erfuhr, „Die 
vergessene Brigade“ genannt. Das hing 
auch damit zusammen, dass sie trotz der 
völligen Erschöpfung der Kämpfer nicht 
abgelöst wurde. Die Kampfmoral blieb 
trotz aller Klagen ungebrochen, nur als 
Wilhelm Zaisser sich weigerte, die Bri¬ 
gade ohne Urlaub für die Kämpfer an 
der Zentralfront einzusetzen, wurde er 
vom spanischen Generalstab von seinem 
Kommando entbunden. Die Brigade 
erhielt einen anderen, völlig unfähigen 
Kommandeur und wurde in der Schlacht 
um Brunete völlig aufgerieben. Erst im 
Herbst 1937 konnte die XIII. Brigade 
neu aufgestellt werden. 

An der Südfront war Anfang 1937 
auch die von dem Polen Karol Swier- 
ziewski (General Walter) kommandier¬ 
te XIV. Brigade gebildet worden, danach 
entstand unter dem Kommando des Un¬ 


garn Janosz Galicz (General Gal) die 
XV. Internationale Brigade. Mit dem 
20. Internationalen Bataillon als Kern 
wurde, kommandiert von dem Italiener 
Also Morandi und dem Deutschen Ernst 


Männer und Frauen als Piloten, Tankis- 
ten, Militärberater, Geheimdienstmitar¬ 
beiter, Dolmetscherinnen und Funkerin¬ 
nen sowie technische Spezialisten nach 
Spanien kommandiert worden. Viele 


eine Meldung, die Wilhelm Zaisser, in¬ 
zwischen Kommandeur der Basis Al¬ 
bacete, am 31. März 1938 an das spani¬ 
sche Verteidigungsministerium machte. 
In dieser Information werden 31 369 In¬ 


Freiheit gebracht hatten. Stellvertretend 
für alle Gefallenen wurden genannt der 
Ungar General Lukacz, der Belgier Jean 
Wanden Pias, der Jugoslawe Parovic 
Schmidt, die Deutschen Hans Beimler 
und Fritz Vehlow, der Franzose Alfred 
Brugeres, der Afroamerikaner Oliver 
Law, die Italiener Guido Picelli und Nino 
Nanetti, der Pole Antek Kochanek, der 
Tscheche Eugenio Winkler, der Schwede 
Bernard Larsen, der Österreicher Franz 
Reisenauer, der Rumäne Burca Costa- 
che, der Albaner Teni Konomi, der Hol¬ 
länder Van Galen, der Grieche Kirija- 
kidis und der englische Schriftsteller 
Ralph Fox. Bei vielen ist unbekannt, wo 
sie begraben liegen, die meisten Gräber 
wurden während der Franco-Diktatur 
auch verwüstet oder vergessen. 

Die Erinnerung wird 
wach gehalten 

Heute aber existieren in vielen Län¬ 
dern Initiativen, die das Andenken an 
die Interbrigadisten aufrechterhalten. 
Am 6.10.2016 referierte Almudena Cros, 
Vorsitzende der spanischen Assoziation 
der Freunde der Internationalen Briga¬ 
den, während einer Konferenz in Graz 
über die Gedenkkultur in Spanien. Trotz 
des teil weisen Desinteresses der Behör¬ 
den und den bis zur Zerstörung und Ver¬ 
unstaltungen führenden Aktionen rech¬ 
ter und reaktionärer Kräfte ist es dieser 
Organisation im Verein mit lokalen In¬ 
itiativen gelungen, an zentralen Plätzen 
und an Orten, an denen die Internati¬ 
onalen Brigaden gekämpft hatten, be¬ 
eindruckende Denkmäler zu errichten 
und die Erinnerungsorte und die noch 
vorhandenen Gräber zu pflegen. 

1996 hatte die spanische Regierung 
das Versprechen eingelöst, das Dolores 
Ibärurri bei der Verabschiedung der In¬ 
ternationalen Brigaden am 28. Oktober 
1938 gab, und verlieh den noch überle¬ 
benden Interbrigadisten die spanische 
Staatsbürgerschaft. Das war zwar nicht 
die der 2. Republik, für die die Brigadis- 
ten gekämpft hatten. Aber es war eine 
großartige Geste des offiziellen Spani¬ 
ens. Von den deutschen Behörden war 
auf dem Festakt in Berlin niemand ver¬ 
treten. 

Der 1, Teil erschien in der UZ vom 
21. Oktober 



Interbrigadisten der XI. Internationalen Brigade aufseiten der Spanischen Republik während der Schlacht von Belchite (1937). 


Dudel, im März 1937 die 86. Brigada 
Mixta formiert und im Dezember 1937 
folgte die Gründung der 129. Internatio¬ 
nale Brigade, deren erster Kommandeur 
der Pole Wacek Komar war. Außer die¬ 
sen Brigaden gab es noch vier Interna¬ 
tionale Artillerie-Einheiten, die jeweils 
auf schwere Artillerie und Panzer- und 
Flugabwehrbatterien spezialisiert waren. 

Die Freiwilligen kamen aus über 
fünfzig Ländern, unter ihnen waren etwa 
3 Prozent Staatenlose und solche, die im 
besten Falle einen Nansen-Pass für Staa¬ 
tenlose hatten. Von der Forschung bis¬ 
her unbeachtet blieb, dass es auch 790 
Russen gab, die nach der Oktoberrevo¬ 
lution aus Russland emigriert oder die 
Söhne solcher Emigranten waren. Viele 
von ihnen hofften, durch diesen Schritt 
in die UdSSR zurückkehren zu können. 
Aus der Sowjetunion selbst waren 2 046 


von ihnen waren nur wenige Monate im 
Einsatz. Von sowjetischen Freiwilligen 
im eigentlichen Sinne kann nicht gespro¬ 
chen werden, weil eine freiwillige Mel¬ 
dung nach Spanien in der Sowjetunion 
auch aus außenpolitische Gründen nicht 
möglich war. Ein Einsatz erfolgte in je¬ 
dem Falle über eine Kommandierung. 

Über die Anzahl der Interbrigadis¬ 
ten gibt es je nach politischer Position 
die unterschiedlichsten Auffassungen, 
die Forschung hat die Anzahl jedoch 
deutlich nach unten korrigiert, so dass 
heute von nicht mehr als 35 000 Perso¬ 
nen ausgegangen wird. Die franquisti- 
sche Propaganda hat noch von 100 000 
Interbrigadisten fabuliert, um damit die 
Mär von der „roten Gefahr“, aber auch 
die Hilfe der faschistischen Staaten und 
den Einsatz ausländischer Söldner zu 
rechtfertigen. Am solidesten erscheint 


terbrigadisten gemeldet, von denen seit 
der Bildung der Brigaden Unterlagen 
in Albacete existieren. Von diesen seien 
4575 als gefallen und 5740 als vermisst 
oder mit unbekanntem Aufenthalt regis¬ 
triert. 6 062 waren zu diesem Zeitpunkt 
in ihre Heimatländer zurückkehrt oder 
wegen in Spanien nicht zu behandeln¬ 
den Verletzungen ins Ausland evakuiert 
worden. Geht man davon aus, dass von 
April bis August noch Freiwillige nach 
Spanien kamen und wieder andere Ein¬ 
heiten der Volksarmee angehörten, die 
nichts mit den Internationalen Briga¬ 
den zu tun hatten, scheint die Anzahl 
von 35000 Internationalen realistisch 
zu sein, während andere Angaben wohl 
ins Reich der Phantasie gehören. 

Während der Feierlichkeiten zum 
1. Jahrestag wurde auch der Opfer ge¬ 
dacht, die die Freiwilligen für Spaniens 


Heute in Spanien, morgen in Italien 

Am 27. Oktober 1936 formierte sich das Garibaldi-Bataillon 


In der Chronik über die Vereidigung 
der Spanischen Republik gegen die von 
Hitler und Mussolini militärisch massiv 
unterstützten Franco-Faschisten haben 
die italienischen Antifaschisten ruhm¬ 
reiche Seiten geschrieben. Unter den 
Antifaschisten, die Volksfrontspanien 
zu Hilfe kamen, waren 3 354 Italiener. 
Die ersten von ihnen kämpften bereits 
im August 1936 in der Centuria Giusti- 
zia e Libertä an der Aragonfront. Am 
27. Oktober 1936 formierten dann 600 
von ihnen das Garibaldi-Bataillon, des¬ 
sen ersten Kommandeur der Republi¬ 
kaner Randolfo Pacciardi wurde. Nach¬ 
dem dieser in der Schlacht am Jarama 
verwundet wurde, übernahm der Kom¬ 
munist Ilio Barantino das Kommando. 
Er hatte zuvor mit 37 italienischen 
Kommunisten in der Armee Kaiser 
Haile Selassies 1935/36 an der Vertei¬ 
digung der Unabhängigkeit Äthiopiens 
gegen den kolonialen Überfall Musso¬ 
linis teilgenommen. Mit dem Zustrom 
weiterer Kämpfer wurde das Bataillon 
am 1. Mai 1937 zur Brigade mit vier Ba¬ 
taillonen formiert. 

Aus dem faschistischen Italien wa¬ 
ren bereits am 31. August die ersten 
20 Flugzeuge für die Franco-Faschis¬ 
ten in Spanien eingetroffen. Unter 
dem Kommando von General Ma¬ 
rio Roatta stellte Mussolini ein vier 
Divisionen umfassendes Interventi¬ 
onskorps für Spanien auf, das ab Ja¬ 
nuar 1937 zum Einsatz kam. Das zu¬ 
nächst 35000 Mann zählende Kon¬ 
tingent stieg auf 60 000, später auf 


bis zu 150 000 an. Die motorisierten 
Truppen waren modern ausgerüstet 
und bewaffnet. Sie verfügten über 
800 Kampfflugzeuge sowie 8000 
Panzer und gepanzerte Fahrzeuge. 
90 Kriegs- und Transportschiffe ver¬ 
sorgten das eigene Korps und die 
Franco-Truppen. Sie blockierten re¬ 
publikanische Häfen und beschossen 
Küstenbefestigungen. Die Luftwaffe 
griff zusammen mit der „Legion Con- 
dor“ Hitlerdeutschlands die Stellun¬ 
gen der republikanischen Armee an 
und bombardierte Städte. Es sei an 
den Angriff der „Legion Condor“ 
auf die nordspanische Stadt Guer- 
nica y Luno in der Provinz Biskaya 
nördlich von Bilbao erinnert, die am 
26. April 1937 völlig vernichtet wurde. 
„Die ganze Stadt mit ihren 7 000 Ein¬ 
wohnern und den 3 000 Flüchtlingen 
ist langsam und systematisch in Stü¬ 
cke zerschlagen worden“, schrieb der 
Spanienkorrespondent der Londoner 
„Times“. 

Mit 1 119 Interbrigadisten stellte 
die IKP den größten Teil der Kämp¬ 
fer. 310 gehörten der ISP, der Italie¬ 
nischen Sozialistischen Partei, an, die 
übrigen waren größtenteils partei¬ 
los. Unter den Interbrigadisten be¬ 
fand sich der IKP-Vorsitzende Luigi 
Longo, dem als Generalinspekteur 
im Range eines Divisionsgeneral das 
Kommando über alle Internationalen 
Brigaden übertragen wurde. Politi¬ 
scher Kommissar wurde der ISP-Vor¬ 
sitzende Pietro Nenni. Unter seinem 


Kampfnamen „Gallo“ wurde Longo 
als einer der führenden Militärs der 
Spanischen Republik bekannt. Nach 
einer schweren Verwundung kam er 
1939 nach Frankreich, wurde in Pa¬ 
ris verhaftet, ins Konzentrationslager 
Vernet gesperrt, von dort 1941 nach 
Italien ausgeliefert und eingekerkert. 
Nach dem Sturz Mussolinis im Juli 
1943 wurde er zusammen mit Sandro 
Pertini einer der beiden Stellvertre¬ 
tenden Befehlshaber der Partisanen¬ 
armee. 

Am 13. November 1936 prägte 
Carlo Rosselli, einer der Führer der 
Giustizia e Libertä, in einer Rede in 
Radio Barcelona für den Kampf der 
Antifaschisten seines Landes die pro¬ 
phetische Losung „Heute in Spanien, 
morgen in Italien“. Zusammen mit 
seinem Bruder Nello wurde er wäh¬ 
rend eines Einsatzes in Frankreich 
am 9. Juni 1937 von Agenten des fa¬ 
schistischen Geheimdienstes SIM in 
Bagnoles-sur-POrne (Normandie) er¬ 
mordet. 

Die von Carlo Rosselli geprägte 
Losung wurde zum Schwur, mit dem 
die italienischen Antifaschisten in 
den Kampf zogen. Bei der Verteidi¬ 
gung von Madrid im November 1936, 
an der Jarama-Front, bei Guadalajara 
nördlich der Hauptstadt im März 1937, 
bei Brunete westlich von Madrid im 
Juli 1937 trafen die Garibaldiner di¬ 
rekt auf die Mussolini-Truppen. Mit 
den Kämpfern des legendären 5. Re¬ 
giments von General Lister hielten 


sie die Angriffe auf und fügten den 
Faschisten schwere Verluste zu. Von 
besonderer Bedeutung war die Nie¬ 
derlage der italienischen Faschisten 
in der Schlacht von Guadalajara, weil 
sie ihnen vor allem vom Garibaldi- 
Bataillon zugefügt wurde, was den 
Antifaschisten in Italien die doppel¬ 
te Zusicherung gab, dass die Flamme 
des Widerstandes noch brannte und 
die Macht des Faschismus nicht un¬ 
überwindbar war. 

Der Kampf der Antifaschisten in 
Spanien gab der Widerstandsbewe¬ 
gung in Italien Auftrieb, was sich vor 
allem darin zeigte, dass Kommunis¬ 
ten und Sozialisten sich weiter an¬ 
näherten. Das zwischen ihnen 1934 
geschlossene Aktionseinheitsabkom¬ 
men wurde am 27. Juli 1937 mit einem 
klaren Bekenntnis vertieft. Beide Ar¬ 
beiterparteien stellten sich als Ziel, 
„die Beseitigung des Faschismus und 
Kapitalismus und den Aufbau ei¬ 
ner sozialistischen Gesellschaft“. Als 
eine Etappe auf diesem Weg nannten 
sie die „Errichtung einer Demokra¬ 
tischen Republik unter Führung der 
Arbeiterklasse“, die „dem Volk Brot, 
Frieden und Freiheit sichert und die 
erforderlichen Maßnahmen ergreift, 
um die ökonomischen Grundlagen 
der Reaktion und des Faschismus voll¬ 
ständig zu zerstören“. Dazu wurden als 
grundlegende Aufgaben „die Nationa¬ 
lisierung des Monopolkapitals in der 
Industrie und im Bankwesen und die 
Vernichtung jeder Art von Feudalis¬ 


mus auf dem Lande“ genannt. Das 
Abkommen verwies auf die drohen¬ 
de Gefahr eines europäischen oder 
Weltkrieges, die durch die Kapitula¬ 
tionspolitik der Westmächte gegen¬ 
über den faschistischen Provokatio¬ 
nen und Erpressungen erhöht werde. 
„Wenn ein solcher Konflikt dennoch 
ausbrechen sollte, wird ihn das Prole¬ 
tariat zur Grabstätte des Faschismus 
machen.“ 

Das einheitliche Handeln der Ar¬ 
beiterparteien zog erhebliche klein¬ 
bürgerliche Schichten sowie Ange¬ 
hörige der Intelligenz auf ihre Seite. 
Studenten, Wissenschaftler, Schrift¬ 
steller und Künstler schlossen sich 
der antifaschistischen Bewegung an. 
Alberto Moravia, der bereits 1929 mit 
seinem Roman „Die Gleichgültigen“ 
den moralischen Niedergang der bür¬ 
gerlichen Gesellschaft angeprangert 
hatte, veröffentlichte 1935 mit „Ge¬ 
fährliches Spiel“ Satiren auf den Fa¬ 
schismus. Von Cesare Pavese erschie¬ 
nen unter dem Titel „Arbeit macht 
müde“ aufrüttelnde Gedichte. Elio 
Vittorini schrieb über die Unterdrü¬ 
ckung der Volksschichten auf Sizilien. 
Renato Guttuso schuf das Gemälde 
„Erschießung“, das er dem von den 
Franco-Faschisten 1936 ermordeten 
spanischen Dichter Federico Garcia 
Lorca widmete. Der Bildhauer Giaco- 
mo Manzü trat dem Mailänder Kreis 
antifaschistischer Künstler bei, der die 
Zeitschrift „Corrente“ herausgab. 

Gerhard Feldbauer 
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Spektakel und Geschäfte 

Bei der Buchmesse geht es weniger um ein Kulturereignis als um die Verwertung „geistigen Eigentums“ 



Alljährlich im Oktober findet die 
Frankfurter Buchmesse statt, die mit 
weitem Abstand größte ihrer Art welt¬ 
weit. Über 7 200 Aussteller, also über¬ 
wiegend Buchverlage und ihnen gleich¬ 
zustellende Verwerter künstlerischer 
und wissenschaftlicher Produktion, 
präsentieren ihr Warenangebot. 

Mehr als 4 500 Aussteller kommen 
aus allen Erdteilen und Regionen, die 
größeren mit einem Einzelstand, vie¬ 
le kleinere im Rahmen eines Gemein¬ 
schaftsstandes ihres Landes. 

Organisiert und durchgeführt wird 
die Messe von einer eigens gegründe¬ 
ten Tochter des Börsenvereins, dem 
Wirtschaftsverband der Branche in 
Deutschland, diese Messe-GmbH ist 
darüber hinaus ein Vehikel der „Kul¬ 
turarbeit“ des Auswärtigen Amtes und 
der Goethe-Institute, sie fördert und 
gestaltet die Teilnahme Deutschlands 
an fast 30 Buchmessen in aller Welt. 
Neben der normalen Tätigkeit der 
Wirtschaftsförderung beeinflusst sie, 
auch dank ihres Know-hows und ihrer 
finanziellen Möglichkeiten, die Aus¬ 
richtung und Ausgestaltung solcher 
Buchmessen. 

Voller Stolz wird vermeldet, dass 
rund 10 000 Journalisten und - neuer¬ 
dings - Blogger sich in Frankfurt akkre¬ 
ditieren lassen, die „Qualitätsmedien“, 
alle öffentlich-rechtlichen Anstalten 
und die Adabeis aus Politik und Kul¬ 
turwirtschaft sind in Kompaniestärke 
unterwegs, um Feuilletonseiten und 
Sendeplätze mit vermeintlich Wichti¬ 
gem, meist aber schnell wieder Verges¬ 
senem zu füllen. 

Dieser ganze Auftrieb, der sich fast 
ausschließlich mit literarischen, künst¬ 
lerischen und populären Sachthemen 
beschäftigt, die Protagonisten, also Au¬ 
toren, von einem Interview zum nächs¬ 
ten schleppt, ist eine einzige große Ne¬ 
belkerze. Es gilt festzuhalten: Mehr als 
die Hälfte der gesamten Produktion, 
die die Buchwirtschaft alljährlich auf 
den Markt bringt, ist wissenschaftli¬ 
chen und Fachthemen gewidmet, ob 
noch in klassischer Buchform, in Jour¬ 
nals, Summarys oder Supplements oder 
bereits nur noch in einer Online-Versi- 
on. Und natürlich wird in diesem Be¬ 
reich der überwiegende Teil des Um¬ 
satzes, aber auch der Renditen erwirt¬ 
schaftet. In ihrem Teil der Messehallen 
herrscht vornehm gedämpfte Geschäf¬ 
tigkeit, hierhin verlieren sich selten die 
Berichterstatter, hier werden keine In¬ 
terviews geführt, die Besucher sind fast 
ausschließlich Fachbesucher aus dem 
Buchhandel und den Bibliotheken. 

Die Buchmesse ist eine Geschäfts¬ 
messe, es geht, und das ist wesentlich 
zu bedenken, um die Verwertung des¬ 
sen, was den schönen Terminus „geis¬ 
tiges Eigentum“ trägt. Es geht um die 


möglichst umfassen¬ 
de Verwertung bereits 
vorliegender oder an¬ 
gekündigter Produk¬ 
tion, also um Verlags¬ 
rechte und -lizenzen. 

Goethe schimpfte zu 
seiner Zeit über die 
Verleger, „sie schlürf¬ 
ten aus den Gehirnen 
ihrer Autoren, um ih¬ 
ren Gewinn zu ma¬ 
chen“. Diese große, 
international ausge¬ 
richtete Plattform für 
diese Geschäfte ist so¬ 
wohl Endpunkt vorab 
getroffener Verein¬ 
barungen und dient 
dem Kontakt und 
der Anbahnung neu¬ 
er Möglichkeiten. Da 
trifft sich der brasilia¬ 
nische Verleger von Titeln über indi- 
gene Völker mit seinem Kollegen aus 
Russland, um über eine Lizenz zu ver¬ 
handeln, der japanische Verleger hat 
vielleicht einen interessanten Titel zur 
Geschichte des Landes, von dem hofft, 
dass ein skandinavischer Verleger das 
Recht zu einer Ausgabe in seinem 
Land erwirbt. Kooperationen wer¬ 
den verabredet, möglichst sofort mit 
mehreren Wissenschaftsverlagen, um 
eine neue, natürlich nur in englischer 
Sprache, erscheinende Zeitschrift auf 
den Markt zu werfen. Solche und vie¬ 
le andere Gespräche und Verhandlun¬ 
gen sind der Wesenskern dieser Messe, 
deshalb nehmen Verlage die teure und 
aufwändige Reise nebst satten Stand¬ 
gebühren und unverschämten Hotel¬ 
preisen auf sich. Trotz der Art und 

Anfängen? 


Weise, „B2B Geschäfte“ zu betreiben, 
scheint die altmodische Form, sich sich 
von Angesicht zu Angesicht und per 
Handschlag zu verständigen, immer 
noch tragfähig und notwendig zu sein. 

Und natürlich erlaubt ein Rund¬ 
gang durch die Messehallen dem Ver¬ 
leger, selten der Verlegerin, Werke zu 
entdecken, die ob der ungeheuren Fülle 
ihm entgangen sind oder von denen er 
zwar hörte, sie aber lieber jetzt mal in 
die Hand nehmen möchte. Ein Gang 
durch diesen Teil der Messe ist ange¬ 
nehm und spannend, man kann die An¬ 
strengungen der vielen Verlage, beson¬ 
ders aus den postkolonialen Ländern 
wahrnehmen, eine eigenständige Buch¬ 
wirtschaft aufzubauen, die kulturelle 
und soziale Wirklichkeit abzubilden 
und zu gestalten, die eigene Sprache 


zu fördern und nicht dem Rausch des 
globalisierenden, gleichmacherischen 
Englisch zu verfallen. 

Natürlich gibt es auch das „Liter- 
ary Agents Center“, ein eigens dekla¬ 
rierter Teil mit dem deutlichen Hinweis 
der gesonderten Zugangsberechtigung. 
Hier sitzen die Spieler im Markt der 
internationalen Bestseller oder solcher 
die es werden sollen, hier mag man 
über einen neuen Titel von Dan Brown 
verhandeln und möglichst viele Lizen¬ 
zen in viele Sprachräume und Länder 
verkaufen. Hier geht es um Zweit- und 
Drittverwertungen, möglichst auch um 
Film- und Fernsehrechte, hier werden 
auch schon mal Rechte und Lizenzen 
im sechsstelligen Bereich vertragsreif 
gemacht. Vornehm hält sich die Bran¬ 
che zurück, wenn nach Zahlen gefragt 


wird, lieber gibt man Auskunft über die 
Menge der Neuerscheinungen, über 
das größte und dickste Buch der Mes¬ 
se und zu Besucherzählungen. 

Für Buchhändler ist es ein erhellen¬ 
des Erlebnis, die alljährlich zur Buch¬ 
messe erscheinende, sehr umfangreiche 
Sonderausgabe des Anzeigenblattes für 
Verlage aus dem letzten Jahr hervor¬ 
zuholen: 

Was da nicht alles mit großem Wort¬ 
getöse, mit unsäglichen Metaphern und 
schrägen Bildern angepriesen wurde 
und von dem ein Jahr später niemand 
mehr spricht und in den Regalen der 
Buchhandlungen längst aussortiert 
wurde. 

Die Situation der kleinen und 
kleineren Verlage (Jahresumsätze bis 
höchstens 500 000 Euro) ist sehr ange¬ 
spannt, neben der alltäglichen Selbst¬ 
ausbeutung kommt der oft vergebliche 
Versuch, in der medialen Öffentlichkeit 
wahrgenommen zu werden, kommt der 
harte, bis an die Schmerzgrenze erleb¬ 
te Kampf mit den dominierenden Fili- 
alketten, vorneweg mit Thalia und mit 
den Grossisten wie Libri und KNV. 
Hier werden Handelsrabatte verlangt, 
die fast jede Verlagskalkulation un¬ 
möglich machen, verweigert sich dem 
der kleine Verlag, wird er nicht gelis¬ 
tet und in vielen Buchhandlungen ist 
es leider üblich, Kundennachfragen zu 
solchen Titeln dann abschlägig zu be¬ 
scheiden, da es die Order gibt, keine 
„nur Kosten verursachende“ Einzelbe¬ 
stellung auszuführen. Die Klagen sind 
beredt, Linderung schafft manchmal 
eine Kooperation, aber die Gemein¬ 
samkeiten sind bei diesen Individua¬ 
listen und Einzelkämpfern wohl oft 
schnell aufgebraucht. Herbert Becker 


Einmal im Jahr steht die Buchwirtschaft im Fokus 
des öffentlichen Interesses. Nicht nur die Buchmesse 
selbst: Als Abschluss und medialer Höhepunkt gilt die 
Verleihung des „Friedenspreises des deutschen Buch¬ 
handels“ inklusive Life-Übertragung in der ARD. 

Seit 1951 wird dieser Preis ausgelobt, bekannte 
und auch mittlerweile vergessene Namen zieren die 
Liste der Preisträgerinnen und Preisträger. Eine vom 
Branchenverband benannte Jury benennt den Träger, 
Verantwortliche im Bundeskanzleramt und im Aus¬ 
wärtigen Amt nicken ab, ein Verlag freut sich beson¬ 
ders (diesmal der S.Fischer Verlag) und dann läuft die 
Chose ritualisiert ab. 

Carolin Emcke, eine deutsche Journalistin und 
Sachbuchautorin, war dieses Jahr die Glückliche, im¬ 
merhin gibt es neben der Urkunde noch 25 000 Euro 
und, siehe oben, viel Aufmerksamkeit und den ge¬ 
wünschten besseren Abverkauf ihrer Titel. Die Dan¬ 
kesrede ist für wenige Tage Stoff, es sei denn, man leis¬ 
tet sich „Auschwitz als Moralkeule“, so Martin Walser, 
als er mal dran war, dann hält es etwas länger vor. 


Frau Emcke überschreibt ihre Dankesrede mit 
„Anfängen“, aber ohne Fragezeichen. Sie meint al¬ 
len Ernstes „Wir können immer wieder anfangen“. 
Und dazu gehöre nicht viel: „etwas Haltung, etwas 
lachenden Mut und nicht zuletzt die Bereitschaft, die 
Blickrichtung zu ändern“. 

Der geneigte Hörer ihrer Rede und Leser des Tex¬ 
tes sucht nun danach, wer denn dieses „Wir“ ist und 
warum es nötig sei, „anzufangen“? Die Verortung die¬ 
ses „Wir“ wird schwierig, mal ist es die Gesellschaft, 
auch Zivilgesellschaft oder demokratische Gesell¬ 
schaft genannt, aber eigentlich zieht sich durch die 
Rede der individualistische Blick auf den Einzelnen. 
Die gesellschaftlichen Verhältnisse werden weder be¬ 
nannt, geschweige denn kritisiert, unbekannte und 
unbenannte „sie“ „beliefern den Diskurs mit Mustern 
aus Ressentiments und Vorurteilen, sie fertigen die 
rassistischen Product-Placements“ woher die kom¬ 
men, wer sie geschickt hat, wer sie fördert, kein Wort. 

Carolin Emcke schlägt ernsthaft vor - und dabei 
beschwört sie Geschichte als Geschichten, die wir 


weiterspinnen können -, dass wir alle zu Erzählerin¬ 
nen und Erzählern werden, damit wir „sie uns zei¬ 
gen können und uns erinnern, was und wer wir sein 
können“. So viel gespielte Naivität kommentiert sich 
nun als Sorglosigkeit oder als falsch verstandene Li¬ 
beralität. In einer Zeit, in der die Verantwortlichen 
in Politik und Wirtschaft expansiv ihre Interessen 
durchsetzen wollen, sowohl auf Kosten der eigenen 
Bevölkerung, besonders aber im großmannssüchtigen 
Griff in alle Richtungen auf dem Globus, sind andere 
Reden notwendig, aber an einem solchen Platz wie 
der Paulskirche in Frankfurt weder gewünscht noch 
zu erwarten. 

Unser aller Bundespastor saß in der ersten Rei¬ 
he der Festgäste, im bürgerlichen Zwirn (das Bom¬ 
berjäckchen konnte er im Schrank lassen), aber mit 
breitem und seligem Grinsen. So soll an diesem Ort 
geredet werden, denn mit der bürgerlichen Revoluti¬ 
on von 1848 ist nicht nur der Anfang so verstandener 
Demokratie, sondern auch das Ende der Aufklärung 
wohlwollend erbracht. H.B. 


Der jüngere Castro 

Erstes Buch über das Leben des Raul Castro auf deutsch erschienen 


Wie viele Bücher gibt es über das Le¬ 
ben des Fidel Castro? Es sind viele. Und 
über das Leben seines jüngeren Bruders, 
Raul Castro? Eines, und es ist jüngst er¬ 
schienen im Wiljo Heinen Verlag. 

Dass es nicht mehr sind verwundert 
doch. Schließlich ist der ehemalige Ver¬ 
teidigungsminister, Weggefährte von 
Fidel und Che, Revolutionär der ers¬ 
ten Stunde und seit 2008 Präsident (des 
Staats- und Ministerrates) der sozialis¬ 
tischen Republik Kuba und steht zudem 
seit 2011 an der Spitze der Kommunisti¬ 
schen Partei. Andererseits ist die Frage, 
was denn über die kubanische Revoluti¬ 
on noch zu erfahren ist, was nicht schon 
in den Büchern über Raüls Weggefähr¬ 
ten vorkommt. 

Der Autor, Volker Hermsdorf, ist 
u.a. Journalist und schreibt für die „jun¬ 
ge Welt“. Sein Buch „Raul Castro - Re¬ 
volutionär und Staatsmann“ fängt mit 
der Geschichte vom Bauernjungen an 
und erzählt vom Wirken des „jüngsten 
Verteidigungsministers der Welt“ bis 


zum „Architekten einer neuen Ära“. 
Dabei geht es meist weniger um die per¬ 
sönlichen Eigenschaften und Erlebnisse 
des Raul Castro, sondern über den po¬ 
litischen Werdegang, das sozialistische 
Kuba und um sein Wirken in verant¬ 
wortlicher Position. 

Und doch weiß Hermsdorf etwas 
über die Kindheit und Jugend des Jün¬ 
geren zu berichten, das nicht schon über 
Fidel geschrieben wurde. Klar ist, dass 
Fidel und Raul einen überwiegenden 
Teil ihres Lebens einen gemeinsamen 
Weg gegangen sind. Doch eifert Raul 
nicht in allem seinem Bruder nach. 
Schon die von Fidel gepriesene Ausbil¬ 
dung durch Jesuiten im Colegio Dolores 
in Santiago de Cuba ist für Raul eher 
Anlass, sich in Widerstand zu üben: „Es 
war unerträglich“ wird er von Herms¬ 
dorf zitiert. „Den ganzen Tag wurde ge¬ 
betet. Man weckte uns um halb sechs 
Uhr morgens, und gleich nach dem Auf¬ 
wachen gab es ein Gebet. (...) Dann 
führte man uns zur Messe, wo wir wie¬ 


der beteten. (...) Beten, Frühstück, Be¬ 
ten. Nach dem Refektorium begann die 
erste Schulstunde des Tages: Beten vor¬ 
her, Beten nachher. (...) Ich hatte das 
Beten wirklich satt.“ 

In seiner Zeit als Student in Ha¬ 
vanna freundete sich Raul mit jungen 
Kommunisten an, leitete die Studen¬ 
tenzeitschrift „La Saeta“ („Der Pfeil“). 
Mit 21 leitete er die kubanische Delega¬ 
tion zur „Internationalen Konferenz zur 
Verteidigung der Rechte der Jugend“ in 
Wien und lernte die kommunistische Ju¬ 
gendbewegung und den „Weltbund der 
Demokratischen Jugend“ WB DJ ken¬ 
nen. Dass er in Wien auch eine Ausga¬ 
be von Makarenkos „Der Weg ins Le¬ 
ben“ geschenkt bekam, wäre vielleicht 
nur eine Fußnote wert gewesen. Doch 
erstens können Bücher wie das des so¬ 
wjetischen Pädagogen eine erstaunli¬ 
che Kraft entfalten und zweitens führte 
es während der Überfahrt von Genua 
nach Havanna zu einer Begegnung mit 
dem sowjetischen Diplomaten Leonow, 


der sich über die Lektüre des Kubaners 
wunderte. 

Zurück in Havanna beginnt die Zeit 
der organisierten und gezielten Angrif¬ 
fe auf die Batista-Diktatur. Der Angriff 
auf die Moncada-Kaserne, Verhaftung 
und Prozess, Freilassung und Repression 
und schließlich der Entschluss, Kuba zu 
verlassen und mit einer kleinen Grup¬ 
pe von Guerillakämpfern in einem noch 
kleineren Boot namens „Granma“ zu¬ 
rückzukehren, um den bewaffneten 
Kampf auf kubanischem Boden aufzu¬ 
nehmen ... all das erzählt Hermsdorf, 
ohne die Geschichte neu zu schreiben, 
aber immer fokussiert auf die Rolle 
Raüls. 

Was die Zeit der Revolution und des 
Aufbaus des sozialistischen Kubas be¬ 
trifft, so befasst sich das Buch mit dem 
Wirken Raüls in seinen verschiedenen 
Funktionen. Der Schlussteil, der sich 
mit der Zeit ab 2008 befasst, in der Raül 
die für ihn immer vorgesehene Funkti¬ 
on des Nachfolgers Fidels auch wirklich 


einnimmt, macht „Raül Castro - Revo¬ 
lutionär und Staatsmann“ nicht nur zum 
einzigen deutschsprachigen Buch über 
Raül Castro, sondern auch zu einem der 
ganz wenigen Bücher über die aktuel¬ 
le Politik des sozialistischen Kubas und 
der Kommunistischen Partei. 

Lars Mörking 



Volker Hermsdorf:„Raül Castro - Revo¬ 
lutionär und Staatsmann“. Verlag Wil¬ 
jo Heinen, 2016,350 Seiten 
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Avantgarde - Tradition - Moderne 

Architektur der dreißiger Jahre in der Sowjetunion 2. Teil • Von Andreas Hartle 


Im l.Teil, s. UZ 21.10, wurde erläu¬ 
tert, warum das Neue Bauen in den 
Dreißigern „unterlegen“ war. Die 
Rolle der Avantgarde in diesem be¬ 
sonderen Abschnitt der Geschich¬ 
te der Sowjetunion wird nun weiter 
behandelt. 


Kulturrevolution 

Die internationale Revolution blieb 
aus, stattdessen hatte sich der Kapi¬ 
talismus wieder gefestigt. Die Sowjet¬ 
union war von feindlichen imperialis¬ 
tischen Mächten umgeben; deren krie¬ 
gerische Aggressivität von Jahr zu Jahr 
wuchs. Der italienische KP-Funktionär 
Palmiro Togliatti hatte neben anderen 
davor gewarnt, dass die wachsende Ge¬ 
fahr eines imperialistischen Krieges vor 
allem vom deutschen Faschismus aus¬ 
gehe, und ein militärischer Konflikt 
zwangsläufig auf einen Angriff gegen 
die Sowjetunion hinauslaufen wer¬ 
de. Mit der Notwendigkeit des „Auf¬ 
baus des Sozialismus in einem Lande“ 
musste sich die UdSSR von der wirt¬ 
schaftlichen Abhängigkeit von den In¬ 
dustrieländern befreien. So hatte sich 
die gesellschaftspolitische Internatio¬ 
nalität schon überlebt, als die Archi¬ 
tekten sich noch vehement auf die In¬ 
ternationalität im Bauen beriefen. Um 
zu überleben musste die SU sehr rasch 
eine Industrie aufbauen. Um dafür die 
notwendigen Ressourcen und Arbeits¬ 
kräfte zu bekommen, musste sie rasch 
die Landwirtschaft kollektivieren. Die 
Industrialisierung und Kollektivierung 
forderte von der Bevölkerung große 
Opfer. Aus den Gruppen der Bevöl¬ 
kerung, deren Interessen bedroht wa¬ 
ren, ergab sich die Basis für Oppositi¬ 
on gegen diese Politik. Die Einheit der 
KPdSU und in der Sowjetregierung 
war aufs Äußerste belastet. 

Wer die dreißiger Jahre und ihre 
Architektur verstehen will, muss bei 
dem Beschluss zum forcierten Indus¬ 
trieaufbau und der Kollektivierung 
der Landwirtschaft, überhaupt der 
Notwendigkeit der Konsolidierung 
sämtlicher Kräfte angesichts des Be¬ 
hauptungskampfes gegen die sich stär¬ 
kenden kapitalistischen und faschisti¬ 
schen Kräfte beginnen. Jeder Bereich 
des wirtschaftlichen und kulturellen 
Lebens erhielt seinen Stellenwert im 
Rahmen der Verwirklichung dieses 
Ziels, das nun gesamtgesellschaftlich 
definiert wurde. Die internationale 
Universalität wurde durch die Kom¬ 
plexität des national zu verteidigenden 
Sozialismus abgelöst. 

Die Konstruktivisten mit ihrer 
stark an der Technik orientierten Auf¬ 
fassung - in dem Irrglauben, dass das 
unkonventionell Neue auch das sozi¬ 
al Fortschrittliche sei und mit Orien¬ 
tierung an bürgerlich-kapitalistischen 
Wertvorstellungen dem westlichen 
Pluralismus nahe - kamen zum tiefen 
Bruch mit den ausführenden Organen. 
Die Anlehnung der Konstruktivisten 
an die westliche Kultur wurde weiter¬ 
hin verteidigt - und das angesichts der 
politischen Brisanz, als die Gruppe um 
Nikolai Bucharin für ihre Ideen vom 
Erlöschen des Klassenkampfs und dem 
friedlichen Hineinwachsen der soge¬ 
nannten kapitalistischen Elemente in 
den Sozialismus von der KPdSU 1928 
öffentlich kritisiert wurde. 1 

Im eigenen Land gab es keine Bau¬ 
maschinenindustrie. Die Infrastruktur 
für das Neue Bauen war noch nicht vor¬ 
handen, nicht einmal vorbereitet, weder 
auf materiellem noch auf personellem 
Sektor. Solange die Fertigteile noch von 
Hand hergestellt werden mussten, solan¬ 
ge Standardisierung und Rationalisierung 
von Grundrissen eine Verkomplizierung 
der Konstruktionen mit sich brachten, 
welche ihrerseits nur von Facharbeitern 
mit Spezialmaschinen ausgeführt werden 
konnten, waren sie unbrauchbar. 

Wohnungsbau (Sozgorod - sozialis¬ 
tische Stadt) wurde Teil des Gesamt¬ 
wirtschaftskonzepts. Der Sozialismus 
stellte sich jetzt nicht mehr mit den zu¬ 
kunftsweisenden Mitteln der Technik 
dar, sondern mit Mitteln, die auf das 



Vorhandene aufbauten und die für Be¬ 
ständigkeit, Verständlichkeit und histo¬ 
rische Kontinuität standen. Jetzt wurde 
die Tradition als innovatorisches Ele¬ 
ment für die sozialen Ziele eingesetzt. 

Seit der Revolution war das Volk 
praktisch im Besitz des Erbes, jetzt 
sollte dies auch ideologisch angeeig¬ 
net werden. Die Architektur sollte Bin¬ 
dung und emotionale Identität vermit¬ 
teln. Ornament und Detail wurden als 
individueller Bezugspunkt verwendet. 
Darüber hinaus sollten die Massen ih¬ 
ren Raum erhalten - dieser Raum war 
der Straßenraum. Die Projekte der 
Konstruktivisten waren in sich abge¬ 
schlossene Meisterwerke; losgelöst von 
vorhandenen städtischen Strukturen 
bildeten sie keinen öffentlichen Raum. 
Jetzt wurde mit den Bauwerken der öf¬ 
fentliche Raum projektiert. Die Fassa¬ 
de des Wohnhauses war nicht mehr nur 
Hülle der privaten Wohnung, sondern 
neue kollektive Hülle des öffentlichen 
Raums mit anderen Proportionen, die 
Verkörperung des Kollektivs mittels 
der Monumentalität. Auch die Stadt 
war Wohnraum. Die Verlagerung auf 
die Gestaltung und die Repräsentation 
war verbunden mit der Euphorie der 
sich steigernden Erfolge, der Verwirk¬ 
lichung der ersten beiden 
Fünfjahrespläne. 

Der repräsentative An¬ 
spruch an die Architektur 
wurde trotz noch nicht 
bewältigter Armut von 
großen Teilen der Bevöl¬ 
kerung befürwortet. Le¬ 
bensqualität war über Ar¬ 
chitektur und Stadtraum 
vermittelt - nicht nur über 
Privatkonsum. 

Erst Ende der Drei¬ 
ßiger - mit gewachsener 
Wirtschaftskraft - konnte 
durch die industrielle Ent¬ 
wicklung auch im Woh¬ 
nungsbau das Ziel der Ver¬ 
bindung von Technik und 
Tradition verfolgt werden. 

Als Ausländer und als 
westeuropäisch gebildeter 
Spezialist durchlief Han¬ 
nes Meyer einen kompli¬ 
zierten Lernprozess. Einen 


Hotel Madrid Sozgorod 
Uralmasch Jekaterin¬ 
burg, Architekt Bela 
Scheffler (1938) 


Lernprozess vollzog aber auch die wer¬ 
dende sozialistische Gesellschaft beim 
wirtschaftlichen Aufbau, in der Kul¬ 
turrevolution und in der Entwicklung 
der sozialistischen Demokratie unter 
den Bedingungen innerer und äuße¬ 
rer Klassenkämpfe sowie wachsender 
Kriegsgefahr. 

Aus den Städten Nowosibirsk, Je¬ 
katerinburg, Nischni-Nowgorod zeige 
ich Beispiele der eigenständigen Ar¬ 
chitektur der dreißiger Jahre. Die Ar¬ 
chitekturhistorikerin Alexandra Seliva- 
nova nennt diese Jahre, die Epoche des 
Postkonstruktivismus, einen äußerst 
interessanten Prozess, der Art-deco- 
Motive mit konstruktivistischer The¬ 
orie der Form verbindet. Architekten, 
die mit ihren Projekten in den Zwanzi¬ 
gern weltweit bekannt wurden - Mois- 
sej Ginsburg, Iwan Leonidow, die Brü¬ 
der Wesnin, die Brüder Golosow und 
andere versuchten mit klassischen De¬ 
tails einen neuen sowjetischen Stil zu 
schaffen; aber sie nutzten die formalen 
Methoden der Avantgarde. 2 


Nowosibirsk 

Der sibirische Architekt A.D. Krjatsch- 
kow hatte seine Karriere lange vor der 
Revolution begründet, (s. Bilder im 
1. Teil des Artikels - UZ 21.10.) Das 
heutige Museum der Geschichte wur¬ 
de 1910 von ihm geplant als Handels¬ 
haus mit der Stadt-Duma und der Fi¬ 
liale der Staatsbank im Obergeschoss. 
Es ist architektonische Repräsentati¬ 
on der wichtigsten öffentlichen Ein¬ 
richtungen dieser Zeit. In den Zwan¬ 
zigern und zu Beginn der Dreißiger 


plante Krjatschkow viele öffentliche 
Gebäude im Stadtzentrum im kons¬ 
truktivistischen Stil - so das Gebäude 
des Kreisexekutivkomitees des Sowjets 
der Deputierten der Werktätigen. Für 
Krjatschkow kann diese Periode seines 
Schaffens als Unterbrechung auf einem 
völlig anderen Gleis der Formbildung 
betrachtet werden - insofern als er mit 
dem Nachbargebäude Stokvartiny- 
Wohnhaus unmittelbar anschließend 
seine traditionsorientierte Architek¬ 
tur weiter entwickelt. Hier erkennen 
wir in der Fassadengestaltung dekora¬ 
tive Elemente, die sich auf die Arbeit 
des französischen Architekten August 


Die Idee der Sozgorod (sozialis¬ 
tische Stadt) - die Wohnkomplexe 
in der Nähe der großen Industrien - 
ist erlebbar in Jekaterinburg und in 
Nischni-Nowgorod. Im Rahmen der 
ersten Fünfjahrespläne sind Hunder¬ 
te von Industrieanlagen in Sibirien, im 
Fernen Osten und im Ural verwirklicht 
worden - inbegriffen die Giganten wie 
Magnitogorsk und Kusnezk. Die Wohn¬ 
komplexe bilden ein entwickeltes Sys¬ 
tem der sozialen und kulturellen Infra¬ 
struktur; sie sind jeweils durch Grün¬ 
gürtel von der Industriezone getrennt. 
- Uralmasch-Sozgorod für den Schwer¬ 
maschinenbau in Jekaterinburg 


sozialistische Zeiten: Platz des ersten 
Fünf jahresplan, Rote Partisanen, Bou¬ 
levard der Kultur. Dieser Wohnkom¬ 
plex wuchs bis in die 50er auf 24 000 
Einwohner. 

Von der großzügigen Infrastruktur 
ist nicht mehr alles instand geblieben. 
Die hochmechanisierte Küche, die den 
Arbeitern drei Mahlzeiten täglich ange- 
boten hatte, ist heute Kulturhaus. Das 
Kinogebäude, in dem 1957 die erste 
Breitleinwand im Ural installiert wur¬ 
de, ist nurmehr Ruine; aber das Russi¬ 
sche Dampfbad ist wie früher in Betrieb 
und gut besucht. Etliche Gebäude in 
dieser Sozgorod sind unter maßgebli¬ 
cher Beteiligung von Bela Scheffler ge¬ 
plant worden. Er war eines der Mitglie¬ 
der der „Roten Brigade“ von Hannes 
Meyer und ist mit ihm 1930 in die So¬ 
wjetunion gekommen. Scheffler plante 
das Hotel Madrid, das im Gedenken an 
die Interbrigadisten in Spanien so heißt. 
Bei diesem Gebäude mag man die klas¬ 
sizistischen Fassadenelemente wegden¬ 
ken und in der straffen Gliederung der 
Baukörper Merkmale des Neuen Bau¬ 
ens erkennen. 

In der Sozgorod von Nischni-Now¬ 
gorod ist die Wohnanlage Busygin von 
Ilja Golosow ein Beispiel des sogenann¬ 
ten Postkonstruktivismus - fertigge¬ 
stellt 1938. Die Folge der riesigen Tor- 

Busygin-Wohnanlage Sozgorod 
Awtozawod Nischni-Nowgorod, 

Architekt Ilja Golosow (1938) 


Palusnii Dom - Wohnanlage Sozgorod Awtosawod Nischny Nowgorod, 
Architekturbüro Wesnin (1937) 


Perret beziehen - also eher im Sinne 
des Art-Deco als des Klassizismus. Auf 
der Internationalen Ausstellung von 
Kunst und Technik 1937 in Paris wur¬ 
de das Gebäude mit der Goldmedaille 
ausgezeichnet. 


- Sozgorod Awtosawod für den Auto¬ 
mobilbau in Nischni-Nowgorod (noch 
heute sind es die Autofabriken Gaz und 
Gorki) 

In der Uralmasch-Sozgorod erinnern 
die Namen von Plätzen und Straßen an 


Suew-Arbeiterklub Moskau, 
Arch. Ilya Golosow (1926) 

bögen macht die Monumentalität aus; 
ansonsten aber ist dieses Wohnquartier 
durchweg „sachliches“ Bauen. Für Ilja 
Golosow ist dies die Weiterentwicklung 
seines Stils. Seine Karriere begann er in 
den Zwanzigern; er ist auch im Westen 
berühmt durch seinen konstruktivisti¬ 
schen Suew-Arbeiter-Klub in Moskau 
(1926). Der gläserne Treppenhauszy¬ 
linder durchdringt den horizontalen 
Quader, dieser wiederum den vertika¬ 
len Quader. Dieses Spiel mit geometri¬ 
schen Körpern veranschaulicht den Be¬ 
griff des Konstruktivismus - sicherlich 
nicht den Begriff des Funktionalismus 
im Sinne des Funktionalen. 

Aus dem Architekturbüro Wesnin - 
bekannt für viele konstruktivistische 
Beispiele der zwanziger Jahre - stammt 
eine Weiterentwicklung besonderer 
Art: Palusnii Dom (1935-1937). Dieses 
geschwungene Gebäude in seiner Drei¬ 
gliederung - Erdgeschosszone, die Ge¬ 
schosse mit den versetzten Balkons, das 
großzügige Galeriegeschoss - ist reiz¬ 
voll und keinesfalls „Zuckerbäckerei“. 
Es dürften verdienstvolle Arbeiter des 
Awtosawod (Autowerk) gewesen sein, 
die zur Auszeichnung in diesem Gebäu¬ 
de wohnen durften. 

Schließlich muss die städtebauliche 
Funktion des Gebäudes im gesamten 
Ensemble hervorgehoben werden. Die 
Formung des gesellschaftlichen Rau¬ 
mes ist eine Stärke der Dreißiger. 

1 Pistorius s.oben: S.76 

2 Alexandra Selivanova in einer Mail an 
mich -Thema ihrer Diss.„Creative search in 
1930s Soviet ArchitectureTheory and Practi- 
ce" 
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Die Dreieraggression von 1956 

Der Arabische Nationalismus feierte in der Suezkrise einen großen Erfolg und wird vom Westen seitdem 
systematisch bekämpft • Von Marc Stellberg 



Rauch steigt aus Öltanks neben dem Suez-Kanal auf: Der erste anglo-französische Angriff auf Port Said am 5. November 
1956 


V or 60 Jahren, im Oktober 1956, 
begannen Großbritannien, 
Frankreich und Israel gemein¬ 
sam eine Militärintervention gegen 
die Republik Ägypten. Israel besetzte 
die Sinaihalbinsel und britisch-franzö¬ 
sische Einheiten landeten in der Suez¬ 
kanalzone. Der Angriff erfolgte, weil 
die ägyptische Regierung unter Präsi¬ 
dent Gamal Abdel Nasser die mehr¬ 
heitlich britisch-französische Suezka¬ 
nalgesellschaft verstaatlicht hatte. Die 
Kontrolle über den Suezkanal, einer 
der wichtigsten Wasserstraßen der 
Welt, durch Ägypten war ein wichti¬ 
ger Schritt aus der kolonialen Abhän¬ 
gigkeit durch Großbritannien hin zu 
einer größeren Eigenständigkeit des 
Landes. Da sowohl die Sowjetuni¬ 
on als auch die USA die Aggression 
verurteilten und gemeinsam vor der 
UNO einen Waffenstillstand durch¬ 
setzten, scheiterte das militärische 
Abenteuer und die Invasoren muss¬ 
ten die von ihnen besetzten Gebiete 
räumen. Mit der „Dreieraggression 4 , 4 
wie der Krieg in der arabischen Welt 
genannt wird, misslang es den Impe¬ 
rialisten, die verlorene Position im 
bedeutendsten arabischen Land wie¬ 
derzuerlangen und die Kräfte der na¬ 
tionalen Befreiung zurückzudrängen. 
Die Suez-Aggression wurde so zu ei¬ 
nem grandiosen politischen Sieg Nas- 
sers und machte ihn zur wichtigsten 
Galionsügur des arabischen Nationa¬ 
lismus. Es lohnt sich, die Bewegung 
des arabischen Nationalismus ein we¬ 
nig näher zu betrachten. 

Der Verlauf und das Resultat der 
beiden Weltkriege, insbesondere der 
Sieg der Anti-Hitler-Koalition im 
Zweiten Weltkrieg, führten zu einer 
Stärkung der Unabhängigkeitsbewe¬ 
gungen in den Kolonien der europäi¬ 
schen Mächte. Das Kolonialsystem be¬ 
gann mit der Unabhängigkeit mehrerer 
Staaten in Ostasien zu zerfallen. Allein 
zwischen 1946 und 1948 erlangten In¬ 
donesien, Indien, Pakistan, Burma und 
Ceylon ihre staatliche Selbstständig¬ 
keit. Auch in der arabischen Welt er¬ 
starkten die antikolonialen Kräfte. 
Zu einer gewissen Stärke fanden hier 
schon früh islamistische Gruppen. Bei¬ 
spielhaft dafür steht die Muslimbruder- 
schaft, die bereits 1929 in Ägypten ge¬ 
gründet worden war. Sie betonte die re¬ 
ligiöse Gemeinsamkeit der Muslime als 
Abgrenzung gegenüber den britischen 
Kolonialherren. 

Ein Staat für alle Araber 

Durch die zaghaft beginnende kapita¬ 
listische Entwicklung in den arabischen 
Ländern stiegen jedoch, ausgehend 
von den größeren städtischen Zentren, 
auch nationalistische Kräfte auf. Be¬ 
sonders unter nationalistischen Intel¬ 
lektuellen entwickelte sich die Über¬ 
zeugung, dass alle Araber eine Nation 
bildeten und daher in einem geeinten 
Nationalstaat zusammen leben müss¬ 
ten. Die Spaltung der arabischen Welt, 
die sich vom Atlantik bis zum Persi¬ 
schen Golf erstreckt, wurde als Miss¬ 
stand betrachtet, der durch die Kolo¬ 
nialmächte verursacht wurde. Insbe¬ 
sondere der Maschrek (das Gebiet der 
heutigen Staaten Syrien, Irak, Libanon, 
Israel, Jordanien und Ägypten) wurde 
nach der Niederlage des Osmanischen 
Reiches im Ersten Weltkrieg zwischen 
Frankreich und Großbritannien im so¬ 
genannten Sykes-Picot-Abkommen 
aufgeteilt. Irak,Transjordanien und Pa¬ 
lästina fielen an Großbritannien, Syrien 
und der Libanon an Frankreich. Diese 
als unnatürlich aufgefasste Spaltung 
sollte im Sinne der Panarabischen Be¬ 
wegung überwunden werden. 

Eine der wohl wichtigsten Organi¬ 
sationen in diesem Lager war die 1947 
in Syrien gegründete Baath-Partei. 
Eine Kaderpartei, die in nahezu jedem 
arabischen Land aktiv war und schließ¬ 
lich seit den frühen 60er Jahren in Sy¬ 
rien und Irak regieren sollte. In Syrien 
bildet sie bis heute die Regierung, in 
Irak wurde sie 2003 vom US-Militär 
gestürzt. Doch die Baath-Partei war 


keineswegs die einzige Organisation, 
die einen panarabischen Nationalis¬ 
mus vertrat. 

Den fulminanten Anfang mach¬ 
te der eingangs erwähnte Gamal Ab¬ 
del Nasser, als er mit der Gruppe der 
„Freien Offiziere 44 1952 die von den 
Briten kontrollierte ägyptische Monar¬ 
chie stürzte und die Republik Ägypten 
proklamierte. In der Folge leitete die 
republikanische Regierung eine ganze 
Reihe von antiimperialistischen und 
antifeudalen Maßnahmen ein. Eine 
Bodenreform drängte den Einfluss der 
Großgrundbesitzer zurück, es wurden 
große Anstrengungen gemacht, das 
Land zu industrialisieren und auslän¬ 
dische Unternehmen wurden verstaat¬ 
licht. Die Suezkanalgesellschaft war 
dabei das prominenteste Beispiel. Vor 
allem in den 60er Jahren wurde die Ar¬ 
mut durch eine ganze Reihe von Sozial¬ 
maßnahmen bekämpft und durch eine 
Einbindung der werktätigen Schichten 
in den revolutionären Prozess versucht, 
die alten Herrscherschichten zurück¬ 
zudrängen. 

Außenpolitisch vertrat Nasser eine 
Politik der Nichtpaktgebundenheit. So 
spielte Ägypten eine wichtige Rolle in 
der Bewegung der Blockfreien. Gleich¬ 
zeitig begann eine ökonomische und 
politische Annäherung an das sozialis¬ 
tische Lager. 

Verstaatlichung 

Auch den panarabischen Idealen ver¬ 
suchte Nasser gerecht zu werden, was 
1958 zum staatlichen Zusammen¬ 
schluss Ägyptens mit Syrien zur Verei¬ 
nigten Arabischen Republik führte. Sie 
bestand jedoch nur drei Jahre, da sie an 
inneren Widersprüchen zwischen den 
Ländern wieder zerbrach. 

Ägypten war jedoch bei weitem 
nicht das einzige Land, in dem sich sol¬ 
che progressiven Umwälzungen vollzo¬ 
gen. In Irak kamen 1958, ähnlich wie in 
Ägypten, republikanische Offiziere an 
die Macht, die in der Folge die wich¬ 
tigsten Bodenschätze (vor allem das 
Erdöl) nationalisierten und den briti¬ 
schen Einfluss auf das Land beseitigten. 
In Syrien kam in den 60er Jahren die 
Baath-Partei an die Macht und begann, 
insbesondere seit der Machtübernah¬ 
me durch Hafiz al Assad im Jahre 1970, 
das Land systematisch zu industrialisie¬ 
ren und eine außenpolitisch eng an die 
Sowjetunion angelehnte Politik zu be¬ 
treiben. In Algerien schaffte es die FLN 
in einem acht Jahre dauernden blutigen 
Krieg, die französische Kolonialmacht 
zu bezwingen und die Unabhängigkeit 
des Landes zu erkämpfen. In Libyen 


kam 1969 Oberst Muammar al Gadda¬ 
fi an die Macht, der ebenfalls das Erdöl 
verstaatlichte und ausländische Trup¬ 
pen des Landes verwies. 

Selbstverständlich gab es man¬ 
nigfaltige Unterschiede zwischen ah 
diesen verschiedenen nationalen Be¬ 
wegungen, was stark an der sehr un¬ 
terschiedlichen Verfasstheit der Ge¬ 
sellschaften der jeweiligen Länder und 
ihrem Entwicklungsstand lag. Doch 
hatten sie einige Punkte durchaus ge¬ 
meinsam. Im Vordergrund stehen da¬ 
bei vor allem die Bemühungen um 
eine ökonomische und damit auch ge¬ 
sellschaftliche Entwicklung der Län¬ 
der, die zu einer Stärkung der eigenen 
Souveränität und Unabhängigkeit vom 
Imperialismus führen sollte. Bei aller 
Unterschiedlichkeit untergruben also 
diese Entwicklungen die Position des 
Kolonialismus im arabischen Raum. 

Zusätzlich angefacht wurde die¬ 
se antiimperialistische Haltung noch 
durch den Konflikt 
in Palästina. Die zi¬ 
onistische Besied¬ 
lung Palästinas wur¬ 
de von Großbritan¬ 
nien, das das Land 
nach dem Ersten 
Weltkrieg als Völ¬ 
kerbundmandat für 
sich sichern konn¬ 
te, aktiv gefördert. 

Nach der Staats¬ 
gründung Israels 
1948 kam es infol¬ 
ge von bewaffneten 
Auseinandersetzun¬ 
gen zur Vertreibung 
von mehreren hun¬ 
derttausenden Pa¬ 
lästinensern, was in 
der arabischen Welt 
als Katastrophe 
„Nakba 44 (Katasto- 
phe) in Erinnerung 
blieb. Die arabi¬ 
schen Nachbarstaa¬ 
ten Israels begannen 
einen Krieg gegen 
den neu gegründe¬ 
ten Staat, den sie jedoch krachend 
verloren. Durch die Vertreibungspo- 
litik der israelischen Führung und die 
israelische Eroberung weiterer paläs¬ 
tinensischer Gebiete wurde die Grün¬ 
dung eines palästinensischen Staates, 
wie von der UNO vorgesehen, un¬ 
möglich gemacht. Dies wurde nicht 
nur von den panarabischen Nationa¬ 
listen als Unterdrückung der Rechte 
ihrer arabischen Brüder und Schwes¬ 
tern betrachtet. 


Dazu kommt, dass die imperialis¬ 
tischen Mächte in Israel einen geeig¬ 
neten Verbündeten sahen, um den an¬ 
tikolonialen Bewegungen in der Re¬ 
gion entgegenwirken zu können. Der 
israelischen Führung kam das sehr ge¬ 
legen, da sie hoffte, im Kielwasser der 
großen Imperialisten Gebietsgewinne 
zu verbuchen. Diese Verbindung zeig¬ 
te sich deutlich im Suezkrieg, wo sich 
die britischen, französischen und is¬ 
raelischen Interessen kreuzten. Dem 
Kampf gegen die israelischen Aggres¬ 
sionen kam also insbesondere für die 
Anrainerstaaten Ägypten, Syrien und 
auch das Königreich Jordanien eine 
große Rolle zu. 

1967 begann Israel mit der Rü¬ 
ckendeckung der USA einen Prä¬ 
ventivkrieg gegen seine drei Nach¬ 
barn. Die hoffnungslos unterlegenen 
arabischen Streitkräfte wurden an 
allen Fronten geschlagen und Israel 
besetzte große Gebiete ihres Territo¬ 


riums, den ägyptischen Sinai, den sy¬ 
rischen Golan, das Westjordanland, 
den Gazastreifen und Ostjerusalem. 
Diese verheerende Niederlage wirkte 
sich schwer auf den politischen Pro¬ 
zess in Ägypten aus. Die Politik der 
Regierung wurde offen in Frage ge¬ 
stellt. Als drei Jahre später Präsident 
Nasser starb, bot das den ägyptischen 
Rechtskräften und der internationa¬ 
len Reaktion die Möglichkeit, die 
fortschrittlichen Entwicklungen des 


Landes zurückzudrehen und den 
Unabhängigkeitskurs Ägyptens zu 
schwächen. 

Auch in der gesamten Region 
führte die Niederlage im Junikrieg 
zu einer Schwächung der säkularen 
nationalen Kräfte. Sie waren nicht 
in der Lage, den Rechten der Paläs¬ 
tinenser Geltung zu verschaffen, und 
konnten die imperialistische Aggres¬ 
sion nicht ab wehren. Unter anderem 
führte dies auch zum Erstarken von 
islamistischen Bewegungen, die in die 
Lücke, welche sich durch die Schwä¬ 
che des Nationalismus aufgetan hatte, 
weiter vorstießen. In der Folgezeit bis 
heute wuchsen diese Gruppierungen 
stark an. 

Drei Staaten zerschlagen 

Wie bereits erwähnt unterschieden 
sich die arabischen nationalistischen 
Regierungen deutlich voneinander. 
Ihr tatsächlicher Charakter wurde 
von den innenpolitischen Kräftever¬ 
hältnissen und Klassenauseinander¬ 
setzungen bestimmt. Doch ebenso 
bestimmend waren die internatio¬ 
nalen Klassenkämpfe und die welt¬ 
politische Lage. So nimmt es nicht 
wunder, dass nach dem Kollaps des 
sozialistischen Weltsystems in den 
noch von Nationalisten regierten ara¬ 
bischen Ländern antikapitalistische 
Positionen an Boden verloren. Den¬ 
noch stehen diese letzten Regierun¬ 
gen für eine selbstständige Entwick¬ 
lung und relative Unabhängigkeit 
vom Imperialismus, was immer noch 
eine Untergrabung der kolonialen 
Position des Westens in einer geopo- 
litisch so relevanten Region wie dem 
arabischen Raum darstellt. So kommt 
es auch, dass unter der Führung des 
US-Imperialismus systematisch ein 
nationalistisches Land nach dem an¬ 
deren zerschlagen wird. 2003 wurde 
der Irak besetzt und de facto territo¬ 
rial zerschlagen. 2011 ereilte Libyen 
dieses Schicksal und seit dem glei¬ 
chen Jahr wird auch gegen den syri¬ 
schen Staat Krieg geführt. Die Me¬ 
thoden dabei sind vielfältig. Im Falle 
Syriens werden islamistische Milizen 
systematisch ausgerüstet, finanziert 
und nach Syrien geschleust, um die 
syrische Regierung zu beseitigen und 
das Land zu verheeren. Die Millio¬ 
nen Llüchtlinge, die auch nach Eu¬ 
ropa fliehen, sind eine Folge davon. 


Selbst der kleine, ökonomisch unbe¬ 
deutende Jemen wird wegen seiner 
geopolitisch wichtigen Lage am Golf 
von Aden mit US-amerikanischer 
Hilfe von Saudi-Arabien in Schutt 
und Asche gebombt. Zu gefährlich 
erscheint dem Imperialismus die For¬ 
derung der Araber nach einer eigen¬ 
ständigen Entwicklung und Selbstbe¬ 
stimmung, denn sie stellt seine kolo¬ 
niale Position in einer der wichtigsten 
Regionen der Welt in Frage. 



Gamal Abdel Nasser wird von Anhängern gefeiert. Foto aus dem Jahr 1956 
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Marcel de Jong 

9.9.1960 10.9.2016 

Herzlichen Dank sagen wir allen, die uns in der Trauer 
nicht alleine ließen, die ihr Mitgefühl auf vielfältige Wei¬ 
se zum Ausdruck brachten und verstehen, was wir ver¬ 
loren haben. 

Als tröstend und stärkend haben wir empfunden, mit 
welcher Wertschätzung und Zuneigung seine Genossen 
auf der ihm zu Ehren gehaltenen Gedenkfeier in der Karl- 
Liebknecht-Schule unseres lieben Marcel gedachten. 

Ein Dank auch all jenen, die ihn auf seinem letzten Weg 
begleitet haben. 

Leverkusen, im Oktober 2016 

Helga Köster mit Roland und Regine 


Einladung zum UZ-Lesergespräch 

Eine Veranstaltung der DKP Leipzig mit dem Chefredakteur 
der UZ, Genossen Lucas Zeise, über Aufgaben sozialistischer/ 
kommunistischer Presse. Schwerpunkt UZ. „Man muss den 
Imperialismus verstehen, wenn man ihn bekämpfen will" 

Die Veranstaltung wird unterstützt vom RotFuchs-Förderver- 
ein (Regionalgruppe Leipzig) und vom Marxistischen Forum 
Leipzig. 

Am Samstag, dem 12.11.2016,11.00 Uhr im Liebknecht-Haus 
Leipzig (Dachgeschoss), Braustraße 15, 04107 Leipzig. 

Der Sprecherrat der DKP Leipzig 


Förderverein Historisches Zentrum 

Friedrich Engels-Haus / Museum für Frühindustrialisierung 
Geschäftsstelle: Engelsstraße 10, D-42283 Wuppertal 


Einladung zu einem Vortrag 

Friedrich Engels und die bürgerliche Revolution 
von 1848/1849 in Ungarn. 

Was haben Sändor Petöfi, Lajos Kossuth, Else Lasker-Schüler, 
Heinrich Heine und Franz Liszt damit zu tun? 

Aufklärung verspricht ein Vortrag des Mitglieds unseres Förder¬ 
vereins, Dr. Dirk Krüger. Heiner Voigt und Peter Schröer rezitieren 
Gedichte von Petöfi und Heine. 

Dienstag, 8. November 2016 . Beginn: 19.30 Uhr 
Historisches Zentrum Wuppertal. Engelshaus / Engelsstraße 10 

Der Eintritt ist frei. Es wird um eine Spende für den Förderverein 
gebeten. 

Die reaktionäre ungarische Regierung ist wegen ihrer inhumanen 
Flüchtlingspolitik zu Recht in die internationale Kritik der demokra¬ 
tischen Kräfte und Personen geraten. 

Es ist höchste Zeit, an die Geschichte, an die demokratischen und 
revolutionären Traditionen des magyarischen Volkes zu erinnern! 
Seine Kämpfe gegen den Habsburger „Kerker der Völker" haben 
die internationale Arbeiterbewegung tief beeindruckt. Wie und mit 
wem könnte man daran besser erinnern als mit Friedrich Engels?! 
Dem soll der Vortrag dienen. Dazu sind Sie herzlich eingeladen! 



SteuenBeratenKanzlei 


Peter Mannherz 




.stb-man nherz.de 


www 
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Toskana, nah am Meer 
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Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 


gesucht. M 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
V_7 


Urlaub im schönen Havelland 




- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 





(wieder-) 

begegnung 


mit Peter Weiss und seinem Werk 
zum 100. Geburtstag (8.1 1.1916) 


Sonnabend, 5. November 201 6 
10-1 8 Uhr, Hamburg 
Bürgerhaus Wilhelmsburg, Mengestr. 20 

Mit Beiträgen von 

Manfred Haiduk, Rostock, zu seiner jahrzehntelangen 

freundschaftlichen Zusammenarbeit mit Peter Weiss, 

Eva Petermann zu Weiss' Auschwitz-Oratorium „Die Ermittlung", 
Kai Köhler und Klaus Stein zur „Ästhetik des Widerstands", 

Jörg Wollenberg zu Weiss als kritischem Historiker der 
Arbeiterbewegung 

und mit einer Lesung aus der „Ästhetik des Widerstands". § 


Eintritt € 12/8 (ermäßigt), inkl. Mittagsimbiss 
Nähere Infos: www.marx-engels-stiftung.de 


Veranstalter: Marx-Engels-Stiftung 
und Marxistische Abendschule (MASCH) 




Kulturve ror sic frurtg 


29. Oktober 2016 

1ELM Ui 1 a .00 Uhl 
*Y| ZAKK. DO s «Wad 
Ukvfe 1 1 Euro 


Anfahrt zum ZAKK, Fichtenstra¬ 
ße 40, mit Straßenbahn 706 bis 
Fichtenstr., mit U-Bahn und Bus 
732 (Oberbilker Markt), 

Bus 736 (Pinienstraße). 


Es lädt ein: Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes/ 
BdA von Nordrhein-Westfalen 


Programm mit wenigen Reden 
und viel Kultur, u.a. OB Thomas 
Geisel, Orchester des Kölner 
Kunstsalons, Klaus der Geiger, 
IGM-Chor CHORrosion, Andreas 
Weißert, Peter Sturm, Jochen 
Vogler und Falk Mikosch 


Demokratie verwirklichen!! 

Frieden schaffen! 

Nazis, Militaristen und 
Rassisten stoppen! 


(gegründet am 26.10.1946 in 
Düsseldorf von den Delegierten 
von 50.000 Überlebenden von 
widerstand und Verfolgung) 

VVN-BdA 

Gathe 55, 42107 Wuppertal, 
Tel.: 0202 45 06 29 
nrw@vvn-bda.de 
www.nrw.vvn-bda.de 
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lesen. unterstützen 
verbreiten . nutzen 
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Fahne »Antifaschistische Aktion« 
schwarz/rot/schwarz 

100 cm x 150 cm mit Schlaufe 
für Fahnenstange 

12,00 € 


Anstecker (Metall) 

Motiv: Roter Stern mit 
Friedenstaube 

2,00 € 


Fahne »Friedenstaube« 
blau/weiß 

100 cm x 150 cm mit Schlaufe 
für Fahnenstange 

12,00 € 


www.uzshop.de 

Tel.: 0201 17788923 fax: -28 


Kalle wird 70! 

Unser Genosse 

Karl-Heinz Medler 

hat am 30.10. Geburtstag. 

Lieber Kalle, wir gratulieren Dir ganz herzlich und wünschen 
Dir viele tolle Wandertage, immer gute Musik auf den Ohren, 
lecker Bier in Deiner Stammkneipe und ein gutes Blatt beim 
Skat! 

Zu Deinem und unserem Glück konntest Du früh in Rente 
gehen und Deine freie Zeit nutzt Du - neben den oben ge¬ 
nannten Tätigkeiten - für ganz viele Aktivitäten in und mit 
der DKP, VVN-BdA und der FG BRD-Kuba. 

Du bist Kassierer in Deiner Parteigruppe, renovierst unser 
Haus in der Hoffnungstraße, machst Dienst an der Pforte dort 
und unterstützt hier und hilfst da, uneitel und solidarisch, im¬ 
mer ist auf Dich Verlass. 

Du denkst immer an andere und kümmerst Dich. Viele durf¬ 
ten schon erfahren, was für ein treuer Freund Du bist. Wir 
wissen, dass Du solche Lobhudelei gar nicht magst, aber 
genau das mögen wir ja an Dir. Und auch Deine kritischen 
Diskussionsbeiträge wollen wir nicht missen! 

Lieber Kalle, lass Dich feiern! 

DKP-Gruppe Frohnhausen-Holsterhausen 
DKP Essen 
DKP Ruhr-Westfalen 


Lieber Kalle, 

immer ein gutes Blatt wünschen dir 
deine Skatbrüder 

Günter, Klaus und Werner 


Einladung zur Kreismitgliederversammlung 
der DKP Münster 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung, Konstituierung 

2. Zur politischen Situation und das Eingreifen der DKP 
Münster in die Wahlkämpfe 

3. Diskussion 

4. Beschlussfassung zum Eingreifen der DKP Münster in die 

a) Landtagswahl NRW am 14.5.2017 

b) Bundestagswahl im September 2017 

5. Beschlussfassung zur Aufstellung und ggf. Wahl von 
Direktkandidaten der DKP Münster 

a) in den Wahlkreisen Münster I und II zur Landtagswahl 

b) im Wahlkreis Münster zur Bundestagswahl 2017 

6 . Diskussion und Beschlussfassung einer Wahlkampfplanung 

7. Verschiedenes 

Die Versammlung findet statt am Montag, dem 
5. Dezember 2016, 20 Uhr im Linken Zentrum, 
Achtermannstraße 19, 48143 Münster 

An den Wahlen können nur Mitglieder der DKP Münster teilnehmen, 
die zur Landtagswahl bzw. Bundestagswahl wahlberechtigt sind. 

Kreisvorstand der DKP Münster 


Einladung zur außerordentlichen 
Landesmitgliederversammlung der DKP Sachsen 

Sonntag, 11. Dezember 2016,11.30 Uhr bis 16.00 Uhr (Einlass ab 
10.30 Uhr), Roter Baum, Großenhainer Straße 93,01127 Dresden 

Vorschlag für die Tagesordnung: 

1. Eröffnung und Konstituierung 

2. Bericht des Koordinierungsrates 

3. Wahlvorschlag für die Landesliste zu den Bundestagswahlen 2017 

4. Wahl der Landesliste 

5. Nächste Schritte und Aufgaben 

Bitte denkt an das Mitgliedsbuch und die Bezahlung der Beiträge! 

Koordinierungsrat der DKP Sachsen 
DKP Parteivorstand 



Freihandel - Brexit - 
Arbeiterwanderung 

Was tun? 

Mit Beiträgen von: Wolfgang Rei- 
nicke-Abel, Freihandel als Fluch¬ 
tursache ☆ Lucas Zeise, Offene 
Grenzen, die EU und Frau Mer¬ 
kels Politik ☆ Andreas Wehr, Der 
Brexit und die Migrationsfrage 

☆ Klaus Stein, Historische Mig¬ 
rationsbewegungen ☆ Sebastian 
Woldorf, Geflüchtete im kom¬ 
munalen Raum ☆ Patrik Köbele, 
Überlegungen zu Flucht und kom¬ 
munistischer Politik ☆ Sofortpro¬ 
gramm der DKP. 

Weitere Themen: 6o Jahre KPD- 
Verbot ☆ Bundeswehr-Weißbuch 

☆ »Sonderlage dahoam« ☆ Türkei 
nach dem Putsch ☆ CETA/TTIP und 
die kommunale Daseinsvorsorge ☆ 
Dialektik von Reform und Revoluti¬ 
on ☆ Zur Frage der Nation ☆ Demo¬ 
kratischer Kampf und Leninismus 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 
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Leserbriefe / Termine 
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„Ein komischer Terrorist“ 

Kommentar von Klara Bina, 

UZ vom 21.10., S. 9 

Manches kann man nur mit Humor er¬ 
tragen, auch wenn es sehr viel ernster 
ist. Aufmerksame Bürger haben längst 
erkannt, dass zu den „Anti-Terrorgeset- 
zen“ auch die entsprechenden Terroran¬ 
schläge oder verhinderten Anschläge zur 
richtigen Zeit stattfinden. Die im Artikel 
erwähnte Bauanleitung für Sprengstoff 
erinnert mich an die Fluganleitung des 
Top-Terroristen am 11.9.2001. Diese und 
den Koran hatte Mohamed Ata im Zu¬ 
bringer-PKW vergessen. Dass es trotz¬ 
dem geklappt hat, lag wohl an der guten 
Regie. Nach dem Anschlag wurde auch 
der Personalausweis des Terroristen in 
den Trümmern des World Trade Center 
gefunden. Wie er dahin gekommen ist, 
bleibt ein Rätsel, so wie alle anderen Un¬ 
gereimtheiten. 

Ansonsten mein Kompliment an die 
Redaktion für die auffallend gute Ge¬ 
staltung der UZ im Sinne einer besseren 
Lesbarkeit. 

Walter Hilbig, Essen 

„Kultursplitter“ 

UZ vom 14.10. 

Herbert Becker kritisiert zu Recht ein 
Kulturverständnis, das künstlerische 
Beiträge zu politischen Veranstaltungen 
lediglich als schmückenden Rahmen be¬ 
trachtet. Allerdings haben auch Referate 
und Reden ihre Berechtigung und lassen 
sich nicht einfach durch einen Kurzfilm 
ersetzen. Ein Bild, ein Lied, ein Roman 
kann sehr viel sagen über die kapitalisti¬ 
sche Gesellschaft, über Inhumanität und 
Barbarei, ohne dass die Künstlerin oder 
der Künstler ein Wort zum Krieg in Syri¬ 
en sagen müsste. Bestenfalls ein Missver¬ 
ständnis ist daher der pauschale Vorwurf, 
europäische Intellektuelle und Künstler 
würden zu den Kriegen in Afghanistan 
oder Syrien schweigen. 

Politische Veranstalter können auf ei¬ 
nen wachsenden Kreis von Künstlerinnen 
und Künstlern bauen, die sich ausdrück¬ 
lich auf die Seite linker, demokratischer 


und humanistischer Anliegen stellen. 
Über 2000 Künstlerinnen und Künstler 
etwa haben sich schon vor Jahren auch 
zu diesem Zweck in der Initiative „Un¬ 
ruhestiften“ zusammengeschlossen. Lei¬ 
der werden sie in der UZ seit einiger Zeit 
nicht mehr abgedruckt. Nicht mehr ver¬ 
öffentlichen will die UZ-Redaktion auch 
die Werke des Kommunisten und Grafi¬ 
kers Bernd Bücking. Wegen einiger Ka¬ 
rikaturen, in denen der Künstler kritisch 
Stellung bezieht zu aktuell sehr umstritte¬ 
nen politischen Fragen in der Linken, hat 
der Parteivorstand der DKP auf seiner 
letzten Sitzung mehrheitlich beschlos¬ 
sen, dass diese Bilder als „bürgerlich-an- 
tikommunistisch“ zu verabscheuen sind. 
Ein solches von Ignoranz und politischer 
Zensur geprägtes Vorgehen hat Antonio 
Gramsci sicher nicht im Sinn gehabt, als 
er von notwendigen „tiefgreifenden kul¬ 
turellen Vorbereitungen“ auf den Sozia¬ 
lismus sprach. 

Wenn uns die Kultur nicht nur in Kul¬ 
tursplittern begegnen soll, dann benöti¬ 
gen wir in der DKP wieder „ein großes 
Herz“ (Gerd Deumlich) für die Künstle¬ 
rinnen und Künstler, also Weitherzigkeit 
statt Engherzigkeit, solidarische Kritik 
statt borniertester Verurteilungen, För¬ 
derung des Kunstverständnisses statt 
Einschränkung der Berichterstattung, 
Lebendigkeit der Debatte statt hölzer¬ 
ner PV-Beschlüsse.“ 

Isa Paape, Erlangen 

Karikaturen von Bernd Bücking 

Ich habe mir die Bilder angesehen. Ich 
fand sie nicht lustig - im Gegenteil. Sie 
haben mich betroffen gemacht. Die Bil¬ 
derfolge steht in einer Reihe mit diver¬ 
sen Beiträgen in linken Blogs und Web¬ 
seiten. Alle haben eines gemeinsam: Statt 
sich sachlich und analytisch und nicht nur 
polemisch mit anderen Meinungen aus¬ 
einander zu setzen, wird persönlich ab¬ 
gewatscht, gestichelt und in die Ecke ge¬ 
stellt was das Zeug hält. Oft wird in den 
Beiträgen aus Gesprächen oder E-Mails 
zitiert, ob aus dem Zusammenhang geris¬ 
sen, ob private Mails - völlig egal. Es wird 


ins Netz gepostet, was das Zeug hält, ob 
es stimmt oder nicht, kann keiner über¬ 
prüfen. Das hängt dann da für alle Zeiten 
(das Internet vergisst nicht), 

All das lässt das Wichtigste vermissen, 
was sich Genossinnen und Genossen im 
Umgang miteinander bewahren sollten, 
auch und gerade bei Meinungsverschie¬ 
denheiten: Den respektvollen Umgang 
miteinander. Da stellt Bernd Bücking 
Genossinen und Genossen in eine Rei¬ 
he mit Scientology, Zeugen Jehovas und 
anderen. Was soll das? Was Bernd da ka¬ 
rikiert, ist allenfalls seine Wahrnehmung 
von antifaschistischen Strategiediskussio¬ 
nen bei DKP und anderen Linken. 

Lieber Bernd, mich macht es es 
sprachlos, auf Deinen Bildern zu sehen, 
dass Du all die an die Seite von Neonazis 
stellst, die nationale Souveränität nicht 
dieser EU opfern wollen. 

Sie sind treffende Karikaturen im 
wahrsten Sinne des Wortes. Treffend im 
Sinne von: Auf den Punkt gebracht. Sie 
bringen auf den Punkt, dass Du, Bernd, 
Dich mit allem Möglichen beschäftigt 
haben magst, bevor Du zur Feder ge¬ 
griffen hast. Am wenigsten wohl mit den 
tatsächlichen Positionen, die Deine Bil¬ 
derfolge aufspießt. Das belegt auch Dein 
Interview auf „kommunisten.de“. Die in 
den Zeichnungen angesprochenen Fra¬ 
gen seien „an der Basis überhaupt nicht 
diskutiert worden“. Wenn das in Deiner 
Grund- oder Kreisorganisation der Fall 
war, finde ich das sehr bedauerlich. Du 
solltest dort kritisch nachfragen. Deine 
Bilder sind treffend auch in der anderen 
Bedeutung des Wortes: Jemanden tref¬ 
fen, d.h. jemanden emotional berühren, 
verletzen. 

Vielleicht ist es müßig, dennoch mein 
Appell: Genossinnen und Genossen, lasst 
die Tassen im Schrank. 

Die Wirklichkeit stellt uns viele Fra¬ 
gen, über deren Lösung wir zu Recht rin¬ 
gen müssen. In der Sache durchaus hart, 
aber bitte mit dem gebotenen Respekt 
voreinander. 

Richard Höhmann-Rölle, 
Mülheim an der Ruhr 


Unsere UZ 

Warum Bernd Bückings Karikaturen nicht mehr erscheinen 


Es ist wie in anderen Zeitungen auch in 
der UZ nicht üblich, die Leser darüber 
zu informieren, wenn die Zusammenar¬ 
beit mit einem Autor oder, wie im aktu¬ 
ellen Fall mit einem Karikaturisten, been¬ 
det wird. Bei Bernd Bücking machen wir 
eine Ausnahme, weil andere und er selbst 
öffentlich darüber reden und schreiben. 
Zwei Leserbriefe auf dieser Seite be¬ 
schäftigen sich mit der Frage. 

Bernd hat viele Jahre für die UZ Ka¬ 
rikaturen gezeichnet und, in seinem Fall 
kann man auch sagen, geschrieben. Er hat 
mit seinen Karikaturen das Bild der UZ 
mitgeprägt. Wir danken ihm herzlich und 
aufrichtig dafür. 

Dem widerspricht nicht, dass es gute 
Gründe gibt, weshalb sich die Redaktion 
der UZ entschlossen hat, auf die Veröf¬ 
fentlichung seiner Karikaturen künftig 
zu verzichten. Die Unzufriedenheit mit 
den Karikaturen gab es schon lange, aber, 
wie das so ist, nicht bei allen Genossinnen 


und Genossen der Redaktion. Man kann 
diese Gründe vielleicht so zusammen¬ 
fassen: zu viel Worte, zu grob, zu schwer 
und schlicht und daher auch unwitzig. 
Das ist eine ungenaue, wenig detaillierte 
und selbstverständlich anfechtbare Kri¬ 
tik. Sie gab es auch aus der Leserschaft. 
Wahrscheinlich würden andere die Kritik 
anders formulieren, und es wäre norma¬ 
lerweise auch nicht angemessen, über sie 
in der Zeitung öffentlich zu diskutieren. 

Bernds Ausstellung von Karikaturen 
auf dem UZ-Pressefest hat nun dazu ge¬ 
führt, dass sich auch noch weitere Ge¬ 
nossen über seine Karikaturen geärgert 
haben und der Parteivorstand Bernds 
Karikaturen als „antikommunistisch“ be¬ 
zeichnet hat. Bernds auf dem Pressefest 
präsentierte Zeichnungen waren sprich¬ 
wörtlich der letzte Tropfen, der das Fass 
zum Überlaufen gebracht hat. 

Wir haben Bernd gegenüber unse¬ 
re Gründe für das Ende der Zusam¬ 


menarbeit erläutert und betont, dass 
die politische Auseinandersetzung bei 
der Entscheidung nicht im Vordergrund 
stand, aber eine Rolle gespielt hat. Es ist 
schließlich nicht entscheidend, ob Kari¬ 
katuren nun als politisch verfehlt oder 
als ästhetisch schlecht beurteilt werden. 
Wahrscheinlich hängt beides zusammen. 
Aber wenn man zu einem solchen Urteil 
kommt, muss man die enge Zusammen¬ 
arbeit beenden. 

Die Betonung liegt hier auf „eng“. 
Denn Zusammenarbeiten werden wir hof¬ 
fentlich weiter. Nur der für die Redaktion 
angenehme Zustand, dass Bernd zuver¬ 
lässig und pünktlich Karikaturen ablie¬ 
ferte, wofür wir ihm noch einmal danken, 
ist beendet. Es ist nicht nur ein versöhn¬ 
lerisches Schwänzchen, wenn wir hinzu¬ 
fügen: Trotz der Differenzen, die wir in 
aktuellen Fragen haben, geben wir uns 
weiter Mühe, solidarisch und respektvoll 
miteinander umzugehen. LZ 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 29. OKTOBER 


Dortmund: „Gedenken an die Opfer des 
Naziaufmarsches am 16. Oktober 1932 in 
der Nordstadt.“ Nordmarkt, 15.00 Uhr. 

Marburg: „Zwischenimperialistische Wi¬ 
dersprüche“. Tagung der Marx-Engels- 
Stiftung mit Beiträgen von Lucas Zeise zum 
Verhältnis USA-BRD, von Beate Landefeld 
zu imperialistischen Widersprüchen in der 
EU, von Matin Baraki zu Afghanistan als Ob¬ 
jekt rivalisierender imperialistischer Mäch¬ 
te. DGB-Haus, Bahnhofstraße 6,11.00 Uhr 
bis 17.00 Uhr. 

Karlsruhe: DKP-Infostand auf dem Werder¬ 
platz, 9.00 Uhr bis 13.00 Uhr. 


MO ★ 31.0KT 


Karlsruhe: „Kuba - Aufbruch oder Ab¬ 
bruch?“ und „Raul Castro - Ein Leben 
für die Revolution“, Buchvorstellung und 
Diskussionsveranstaltung der DKP mit Vol¬ 
ker Hermsdorf. „Walhalla“ (großer Saal), 
Augartenstraße 27,19.00 Uhr. 


Dl ★ 1. N0V 


Hamburg: „Die Rückkehr des Faschismus 
nach Europa - eine Analyse aus marxis¬ 
tischer Sicht“. Veranstaltung der MASCH 
mit Jürgen Lloyd. Kulturzentrum Lola, Loh- 
brügger Landstraße 8,19.00 Uhr. 

Hanau: „Klimawandel - Grün geht nur 
Rot!?“ Diskussionsveranstaltung der DKP 
Main-Kinzig mit Gerd Manecke, Vorsitzen¬ 
der der Umweltkommission der DKP Rein¬ 
hardskirche,19.30 Uhr. 


DO ★ 3. N0V 


Oldenburg: „Zum marxistischen Verständ¬ 
nis von Antisemitismus und der Vernich¬ 
tungspolitik der Nazis“. Veranstaltung der 
DKP mit Jürgen Lloyd, Leiter der Karl- 
Liebknecht-Schule der DKP „Bei Beppo“, 
Auguststraße 57, 20.00 Uhr. 


SA ★ 5. N0V 


Hamburg: „(Wieder-)Begegnung mit Peter 
Weiss“. Tagung der Marx-Engels-Stiftung 
mit Beiträgen von Prof. Manfred Haiduk, 
Rostock, zu seiner Zusammenarbeit mit 
Peter Weiss, von Eva Petermann zu Weiss“ 
Auschwitz-Oratorium „Die Ermittlung“, von 
Dr. Kai Köhler und Klaus Stein zur „Ästhetik 
des Widerstands“, von Prof. Jörg Wollen¬ 
berg zu Weiss als kritischer Historiker der 
Arbeiterbewegung. Bürgerhaus Wilhelms¬ 
burg, Mengestraße 20,10.00 Uhr bis 18.00 
Uhr. 


Friesoythe: 1. Regionaltreffen Weser-Ems 
der DKP Niedersachsen. Eingeladen sind 
Mitglieder und Sympathisanten der DKP 
Anmeldung werden erbeten über den Be¬ 
zirksvorstand. Telefon : 0511/344223. Mail: 
bv@dkp-niedersachsen.de. 


Ml ★ 9. N0V 


Kiel: „Die Dialektik von Reform und Re¬ 
volution - Eine Kernfrage revolutionärer 
Strategie in nichtrevolutionären Zeiten“. 
Diskussionsveranstaltung der DKP Schles¬ 
wig-Holstein mit Willi Gerns, langjähriges 
Mitglied des Präsidiums und des Sekretari¬ 
ats der DKP und Mitherausgeber der „Mar¬ 
xistischen Blätter“. Veranstaltungszentrum 
„Die Pumpe“, Haßstraße 22,18.30 Uhr bis 
21.00 Uhr._ 

Stuttgart: „Syrien im Krieg“, Veranstaltung 
des Waldheim Stuttgart e.V. mit Karin Leu- 
kefeld. Clara-Zetkin-Haus, Stuttgart Sillen¬ 
buch, Gorch-Fock-Straße 26,19.30 Uhr. 


SA ★ 12. N0V 


Leipzig: „Man muss den Imperialismus 
verstehen, wenn man ihn bekämpfen will.“ 
UZ-Lesergespräch der DKP Leipzig mit dem 
Chefredakteur der UZ, Lucas Zeise, über 
Aufgaben sozialistischer/kommunistischer 
Presse. Schwerpunkt UZ. Die Veranstaltung 
wird unterstützt vom Rotfuchs-Förderver¬ 
ein (Regionalgruppe Leipzig) und vom Mar¬ 
xistischen Forum Leipzig. Liebknecht-Haus 
Leipzig (Dachgeschoss), Braustraße 15, 
11.00 Uhr. 


Dl ★ 15. N0V 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 21, 
19.30 Uhr. 


SA ★ 19. N0V 


Berlin: „Europa“ und die revolutionäre 
Arbeiterbewegung. Tagung des Marxisti¬ 
schen Arbeitskreises und der Marx-Engels- 
Stiftung mit Beiträgen u.a. von Prof. Heinz 
Karl und Andreas Wehr. Begegnungsstätte 
Undine, Berlin-Lichtenberg, Hagenstraße 
57,11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 


Solidarität mit Kuba 

Nach dem Sturm 

Die DKP ruft Freundinnen des sozialistischen Kubas zu Spenden für die von 
Hurrikan „Matthew“ Betroffenen auf. Kuba hat u.a. mit effektiver Zivilvertei¬ 
digung den Verlust von Menschenleben verhindern können, doch die Schäden 
an Gebäuden und Infrastruktur im Osten des Landes sind massiv.Trotzdem hat 
Kuba Hilfskontingente in das verwüstete Haiti geschickt. 

Spendenkonto: 

DKP-Parteivorstand 
GLS-Bank I BIC: GEN0DEM1GLS 
IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02, Stichwort: Kubahilfe 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 
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3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 
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Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 
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St. Pauli des Ostens: SV Babelsberg 03 

Wenn Politik im Stadion ausgetragen wird 



In der brandenburgischen Landeshaupt¬ 
stadt befindet sich mit dem jetzigen Fuß¬ 
ball-Regionalligisten SV Babelsberg 03 
ein sympathischer Club, der durch seine 
engagierte Fanszene zu den progressivs¬ 
ten gehört. Der mehrmals unbenannte 
und durch Fusionen entstandene Verein 
war nie vom Glück verfolgt. Zu DDR- 
Zeiten spielte die damalige BSG Motor 
nicht einmal in der Oberliga, der spiel¬ 
höchsten Klasse im DDR-Fußball. 

Nach der „Wende“ löste sich die 
Fußballabteilung aus der Betriebssport¬ 
gemeinschaft heraus und gründete und 
benannte sich, ihren Wurzeln folgend, in 
den Sportverein Babelsberg 03 um. 

Hier beginnt dann auch die Ge¬ 
schichte des „St. Pauli des Ostens“. 

In den 1980er Jahren war Potsdam 
bereits dafür bekannt, dass es immer 
wieder zu heimlichen Hausbesetzungen 
kam. Junge Menschen wollten nicht mehr 
auf die von staatlicher Seite aus gelenkte 
Wohnungsvergabe warten. Zudem war 
man erbost darüber, dass ganze Häuser 
verfielen und man lieber auf neue Plat¬ 
tenbauten setzte als auf Instandsetzung 
bereits vorhandenen Wohnraums. 

Der von den Fans liebevoll „Nulldrei“ 
genannte Verein spielte nicht immer 
schön, aber hin und wieder erfolgreich, 
so dass man sich nach einigen Jahren den 
Weg aus der Landesliga Brandenburg in 
die Regionalliga Nordost erkämpft hat¬ 
te. Für die Saison 2001/2002 spielte man 
sogar ein Jahr in der 2. Bundesliga, stieg 
jedoch leider direkt wieder ab. Das zu 
DDR-Zeiten noch zahlreich erschiene¬ 
ne Publikum wurde weniger, die lokale 


alternative Szene bestehend aus Hausbe¬ 
setzern, Punks und anderen subkulturel¬ 
len Strömungen füllte die leeren Plätze 
auf den Tribünen des Karl-Liebknecht- 
Stadions aber schnell wieder auf. 

Anfangs nahm man sich noch den 
FC St. Pauli und seine linken Anhänger 
als Vorbild. Das änderte sich alsbald und 
man entwickelte ein eigenes Selbstver¬ 
ständnis. Das hatte gleich mehrere Grün¬ 
de. Der Fußball und seine Fans im Os¬ 
ten unterschieden sich - gerade in den 
unteren Ligen - doch sehr von dem in 
den alten Bundesländern. Durch die Auf¬ 
lösung der DDR-Oberliga im Sommer 
1991 und das Nadelöhr der Qualifikati¬ 
on, fanden sich nur zwei Ostvereine in 
der Bundesliga und lediglich sechs in der 
2. Bundesliga wieder. Die restlichen Ver¬ 
eine verschwanden erst einmal für Jahre 
in der Versenkung. Kein einziger Verein 
der letzten Oberliga-Saison spielt heute 
in der ersten Fußball-Bundesliga. 

Jedoch lösten sich die großen Ver¬ 
eine des ostdeutschen Vereinsfußballs 
und ihre Fans nicht einfach in Luft auf. 
In den 1990er Jahren war das öffentliche 
und mediale Interesse am Fußballsport 
noch nicht so groß, wie wir es heute er¬ 
leben. Was sich entwickelte, das war eine 
ständig stärker werdende, offen rechts¬ 
radikale Szene in nahezu allen Städten. 
Diese ging dann am Wochenende zum 
Fußball. Gerade in den Anfangszeiten 
ist diese Entwicklung nicht mit der im 
Westen zu vergleichen. Die Gewaltbe¬ 
reitschaft zog sich durch alle Ligen und 
war gerade in den unteren Klassen vor¬ 
handen, wo sich die Polizeipräsenz in 


Grenzen hielt, wenn man auf kleinen 
Sportplätzen spielte. 

Die Babelsberg-Fans begannen sich 
zu organisieren und es entstanden un¬ 
abhängige Fanclubs. Man organisierte 
Feste und gemeinsame Anreisen zu den 
Auswärtsspielen. Das diente auch dem 
Selbstschutz, um dem Gegner nicht zu 
viel Angriffsfläche zu bieten. Kontakte 
zu anderen Vereinen und Fanclubs waren 
dabei immer wichtig. Die älteste - und 
von allen Teilen im Verein getragene - 
Freundschaft besteht bis heute zum FC 
St. Pauli. Diese beiden linken und sozi¬ 
al wichtigen Clubs und deren Anhän¬ 
ger waren es, die durch jahrzehntelange 
und intensive Arbeit Themen wie Ras¬ 
sismus und Homophobie auf die Agen¬ 
da eines jeden Fußballvereins brachten. 
Weite Teile der Anhängerschaft pflegen 
außerdem Kontakte zu Fans von Fortu¬ 
na Düsseldorf, Werder Bremen, Hapo- 
el Jerusalem, Slovan Liberec oder Roter 
Stern Leipzig. 

Selbstverständlich passt den meisten 
Fans anderer Vereine die linksradika¬ 
le Seite der Nulldrei-Fans nicht und so 
kommt es immer wieder zu Ausschrei¬ 
tungen bei Spielen. Nazi-Fans von Ener¬ 
gie Cottbus, Lok Leipzig oder BFC Dy¬ 
namo versuchten immer wieder zu pro¬ 
vozieren und den blau-weißen Fanblock 
zu stürmen. 

Einzigartig ist, dass Babelsberg 03 
seit zwei Jahren mit „Welcome United 
03“ eine Mannschaft beheimatet, die nur 
aus Flüchtlingen besteht. Dafür erhielt 
der Verein die Auszeichnung „Fanaktion 
der Saison“. Andres Irurre 


Erinnerungen an Melbourne 

Von den Problemen des Missionschefs der DDR 


Der 60. Jahrestag der Olympischen 
Spiele von Melbourne 1956 rückt nä¬ 
her und man wird dem stellvertreten¬ 
den Chef de Mission erlauben, sich an 
jene Tage zu erinnern. Wieso ich da¬ 
mals diesen Job übernahm würde allein 
schon eine Zeitungsseite füllen. Ich fas¬ 
se mich kurz. 

Damals galt noch die Regel, dass der 
Chef de Mission - im Grunde der für 
die Kontakte mit den Gastgebern zu¬ 
ständige Funktionär der Mannschaft - 
ein im Austragungsland Gebürtiger sein 
müsse. Also machte sich die DDR, die 
darauf bestand, einen eigenen Chef de 
Mission zu nominieren, auf die Suche 
nach einem in Australien geborenen 
DDR-Bürger. Sie fand aber keinen. 

Dann siedelte der heute mit seinen 
93 Jahren noch sehr fidele Schriftstel¬ 
ler Walter Kaufmann - er hatte durch 
seine Flucht nach Australien die dor¬ 
tige Staatsbürgerschaft erworben - in 
die DDR über und erfüllte die von den 
Ausrichtern der Spiele geforderten Be¬ 
dingungen. Sein Problem: Er hatte nicht 
die Spur einer Ahnung von Sport und 
erst recht keine von Olympischen Spie¬ 
len. Wer mich damals als seinen Assis¬ 
tenten nominierte, weiß ich nicht mehr. 


Jedenfalls flog ich als sein Berater mit 
ihm und seiner Frau Wochen vor den 
Spielen nach Melbourne. 

Vorher hatten wir allerdings noch 
einige Probleme zu lösen. Die Bun¬ 
desregierung fürchtete, dass die 
4-mal-100m-Staffel der Frauen, die in 
Rostock eben drei Weltrekorde in drei 
Stunden gelaufen war, in Melbourne 
gewinnen könnte und die Australier 
auf die Idee kämen, die DDR-Hymne 
zu spielen. Also erzwang man in Leip¬ 
zig ein „Qualifikationsrennen“, bei der 
eine bundesdeutsche Sprinterin in die 
Mannschaft gelangte. Die verletzte 
sich in Melbourne, wurde durch eine 
Ersatzläuferin ersetzt, die auch nicht 
viel schneller war und so gelangte die 
3-Viertel-Weltrekordstaffel nur auf 
Platz sechs. Walter Kaufmann hatte 
also pausenlos zu verhandeln und ich 
ihm zu assistieren. 

Ich konnte allerdings ein wichtiges 
Problem für die DDR lösen: Der US- 
amerikanische Käufer aller Fernseh¬ 
rechte fürchtete wegen der Ereignisse 
in Ungarn, dass die Spiele ausfallen 
würden und verkaufte sie. Als feststand, 
dass sie stattfinden würden, verlangten 
die Käufer einen Wahnsinnspreis. Der 


Mann war ruiniert, als ich ihm begegne¬ 
te und ein „deutsches“ Angebot mach¬ 
te. Er ließ sich den DDR-Fernsehfunk 
buchstabieren, behauptete rundum, 
der größte deutsche Fernsehsender 
hätte die Rechte gekauft, was die üb¬ 
rigen Sender zu Rückkäufen bewog. 
Am Ende flog täglich eine Maschine 
die Fernsehfilme nach Berlin und das 
Westfernsehen hatte das Nachsehen. 
Wer Olympia erleben wollte, musste 
also in der Nähe der DDR-Grenze ein 
Zimmer mieten. 

Doch die Probleme hatten sich da¬ 
mit noch nicht erschöpft. Der Botschaf¬ 
ter der Bundesrepublik bestand auf ei¬ 
nem „deutschen Abend“. Wir konnten 
uns kaum als „Nicht-Deutsche“ ausge¬ 
ben und bestanden darauf, dass an die¬ 
sem Abend auf keinen Fall die bundes¬ 
deutsche Hymne gespielt würde. Der 
Botschafter akzeptierte die Forderung 
und die Stimmung ließ nichts zu wün¬ 
schen übrig - bis sich plötzlich das Or¬ 
chester erhob und das Deutschlandlied 
spielte. Es vergingen nur Sekunden, bis 
die DDR-Mannschaft in Dreierreihe 
aus dem Saal marschierte! Damit hatte 
der Botschafter nicht gerechnet! 

Klaus Huhn 


Brauner Fleck auf 
Troisdorfs Fahnen 

Mit Carl Diem wird ein Nazifunktionär geehrt 


Troisdorf ist eine aufstrebende Klein¬ 
stadt im Rheinland. Es liegt zwischen 
Bonn und Köln, rechtsrheinisch. Sei¬ 
ne Bürgerkönnen die Ruhe und Be¬ 
schaulichkeit genießen. Sie sind aber 
auch in 20 Minuten in den Metropo¬ 
len, um am quirligen kulturellen Le¬ 
ben teilzunehmen. Wer es erholsamer 
liebt kann im nahen B er gischen Land 
oder an den Gestaden von Agger und 
Sieg Entspannung finden. Die circa 75 
000 Einwohner sollten eigentlich zu¬ 
frieden sein. 

Doch ein brauner Fleck auf den 
blau/weißen Stadtfahnen stört. Will 
sagen, die Carl Diemstraße, die den 
Nazifunktionär ehrt. Das sorgte in 
der Vergangenheit schon für Unbe¬ 
hagen. 

Die Regenbogenfraktion stellte vor 
vielen Jahren als Opposition im Stadt¬ 
rat den Antrag auf Umbenennung. Die 
Koalition aus CDU/FDP lehnte ab. Die 
historische Forschung sei nicht eindeu¬ 
tig. Als nächste wagten sich die oppo¬ 
sitionellen Grünen an das Problem - 
auch abgelehnt. 

Nach 2014 waren die Beteiligten 
in einer schwarz/grünen/Regenbogen- 
Piraten- Koalition zusammengeschlos¬ 
sen. Mit einem entsprechenden Antrag 
trat nun die neue Fraktion „Die Linke“ 
auf den Plan. Die Koalition war kons¬ 
terniert. Man spielte auf Zeit. 

Zuerst beantragen die Regenbo¬ 
genpiraten Vertagung, wegen inter¬ 
nem Diskussionsbedarf. In der nächs¬ 
ten Sitzung kam die CDU auf die Idee, 
die Bürger in der Straße zu befragen. 


Damit hatte sie den schwarzen Peter 
geschickt weiter gegeben. 

48 Briefe wurden verschickt, 41 ka¬ 
men zurück, am Ende fiel das Votum 
mit 28 zu 13 für die Beibehaltung aus. 
Nach den Gründen fragte niemand, 
dass vielleicht eine gewisse Unlust 
und Unsicherheit vor den bürokrati¬ 
schen Folgen mitgespielt haben mag, 
wer weiß es. Die CDU hatte ihr Schäf- 
lein im Trockenen. „Die Bürger wollen 
nichts ändern! Wir auch nicht“. 

Die „Linke“ und die SPD votierten 
klar für die Änderung. „Ein faschisti¬ 
scher Funktionär soll in Troisdorf nicht 
mit einer Straße geehrt werden.“ 

Nun begann im Haupt- und Finanz¬ 
ausschuss vom 19. September 2016 
eine beschämende Schmierenkomödie 
der Grünen und der Regenbogenpira¬ 
ten. Als ehemalige Antragsteller saßen 
sie in der Zwickmühle, sie wollten ihre 
Pfründe nicht gefährden und die CDU 
verärgern. Sie würden ja auch gerne 
umbenennen, aber der Bürgerwille.... 
Sie wollten weiter Überzeugungsarbeit 
leisten. Wer es glaubt wird selig!!! 

Sie würden sich enthalten. Damit 
war die Streichung des Namens durch¬ 
gefallen. Der Fraktionsvorsitzende der 
„Linken“ Wolfgang Aschenbrenner er¬ 
klärte, Troisdorf sei eine der wenigen 
Städte in Deutschland, die noch den 
Nazifunktionär Carl Diem ehrten. 
Die Außenwirkung der Stadt sei da¬ 
mit nachhaltig beschädigt. Der braune 
Fleck auf der blauen und weißen Stadt¬ 
fahne sei nun weithin sichtbar. 

WA 



Trump: Die Finger an der Bombe 

Werner Burkard, Künstler mit Domizil in Düsseldorf-Gerresheim, warnt vor dem 
Militaristen Donald Trump. Er hat ihn als nerviges Kleinkind auf der Wickelko- 
mode entdeckt. Über Trump torkeln Kampfjets im fragilen Gleichgewicht eines 
Mobiles. Noch über den Jets: Der Dollar als goldener Stern. Eine Zündschnur 
bekommt ihre Energie aus den Dollarströmen, mit denen eineTischlampe in 
Form eines Atompilzes gespeist wird.Trump hat die Finger bereits am Schalter. 
Burkards Arbeitsschwerpunkt sind Fotomontagen, mit denen er die herrschende 
Politik in allen ihren Feldern eindrucksvoll entlarvt. 


Der rote Kanal 


Die Deutschen II - Karl Marx 
und der Klassenkampf 

Karl Marx schuf mit Friedrich Engels 
das theoretische Rüstzeug für den 
Klassenkampf der Arbeiter. 

So, 30 . 10 ., 13.40 Uhr, ZDF neo 

Im Anschluss daran um 14.25 Uhr die 
nächste Folge über Rosa Luxemburg. 

Gesinnung im Visier 

1972 beschloss Willi Brandt mit sei¬ 
nen Ministern der Bundesländer den 
sogenannten Radikalenerlass. Da¬ 


durch wurden Lehrer, Postboten und 
alle die sich im öffentlichen Dienst 
bewarben, durch die sogenannten Re¬ 
gelanfragen mit Berufsverboten be¬ 
legt, weil sie bei der DKP waren. Auch 
heute es noch aktuell, wie der Fall Ke- 
rim Schamberger aus München zeigt. 
Dieser Beitrag lief bereits am 22. Ok¬ 
tober 2016 und ist nach Auffassung 
eines UZ-Lesers ausgesprochen se¬ 
henswert. 

Die Sendung befindet sich in der Me- 
diathek von ZDFinfo. 














